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Die  staatswissenschaftliche  Fakultät  gestattet  hierdurch 
die  Drucklegung  vorliegender  Dissertation,  ohne  damit  zu 
den  darin  ausgesprochenen  Anschauungen  Stellung  nehmen 
zu  wollen. 

Züridi,  den  12.  JuH  1913. 

Der  Dekan  der  staatswissensdiaftlidien  Fakultät: 

Prof.  Dr.  H.  SIeveking. 


Herrn  Prof.  Dr.  Q.  Bachmann  in  Zürich,  den  Direktoren 
der  Schweiz.  Treuhand  -  Gesellschaft,  HH.  Dr.  M.  Stähelin 
und  y.  Rehr,  sowie  Herrn  Direktor  W.  Moser  von  der  Schweiz. 
Volksbank  in  Bern,  spreche  ich  an  dieser  Stelle  für  die  wert- 
vollen Winke  und  Auskünfte,  die  sie  mir  während  des  Zu- 
standekommens dieser  Arbeit  in  bereitwilligster  Weise  er- 
eilten, meinen  verbindlichsten  Dank  aus. 

DER  VERFASSER. 
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1.  Kapitel. 

Der  Treuhänder  als  Rechtsbegriff. 


Das  Rechtsinstitut  des  Treuhänders,  das  den  modernen 
Treuhand-Gesellschaften  als  Grundlage  zu  ihrer  Betätigung 
dient,  ist  eine  uralte  Institution  des  germanischen  Volks- 
rechtes. 

Treuhandgeschäfte,  auch  fiduziarische  Geschäfte  genannt, 
hat  es,  wie  die  Rechtsgeschichte  lehrt,  zu  allen  Zeiten  ge- 
geben.^) Man  versteht  hierunter  Geschäfte,  durch  die  je- 
mandem zur  Erreichung  eines  wirtschaftHchen  Zwecks  eine 
bestimmte  Rechtsmacht  übertragen  wird,  wobei  der  Empfänger 
verpflichtet  ist,  von  dieser  Rechtsmacht  nur  zur  Erreichung 
des  gewollten  Zwecks  Gebrauch  zu  machen.^) 

Die  Geschichte  der  germanischen  Völker  zeigt  uns  den 
Treuhänder  in  der  mannigfaltigsten  Gestaltung,  was  auf  die 
starken  Unterschiede,  welche  die  wirtschaftlichen  und  recht- 
lichen Verhältnisse  der  verschiedenen  Stämme  aufwiesen,  zu- 
rückzuführen ist.^) 

Im  langobardischen  Recht  spielte  der  Treuhänder  oder 
Salmann  eine  äusserst  wichtige  Rolle  als  Mittelsmann  beim 
Erbübergang  eines  Gutes,  der  Säle  oder  Sala.  Dieser  erhielt 
das  Gut  vom  Erblasser  zu  „treuer  Hand"  (manus  fidelis)  und 
hiess  davon  selbst  ^Treuhänder". 


1)  Vgl.  Fischbach,  O.,  treuhänder  und  Treuhandgeschäfte,  Mannheim 
und  Leipzig  1912,  S.  1. 

2)  Vgl.  Sdiöny,  Arthur,  Treuhandgeschäfte,  Diss.  Freiburg  i.  B.  1908, 
S.  9. 

3)  Vgl.  Sdiöny,  a.  a.  O.  S.  7. 
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Durch  die  Tradition  erwarb  sich  der  Treuhänder  die 
selbständige  Herrschaft  über  das  Gut  und  damit  ein  ding- 
liches Recht  an  demselben.  Dieses  Recht  stellt  Heusler  dem 
Recht  des  Vormundes  am  Mündelgut  gleich.^) 

Neben  der  dinglichen  Gebundenheit  verpflichtete  sich 
der  Salmann  obligatorisch  in  solenner  Weise,  durch  streng 
verpflichtende  fides  facta,  nur  nach  Massgabe  des  ihm  er- 
teilten Auftrages  verfahren  zu  wollen. 

Oft  behielt  der  Treugeber  an  dem  übertragenen  Gute 
eine  dingliche  Rechtsmacht  zurück,  die  er  gegenüber  Dritten 
geltend  machen  durfte,  falls  der  Salmann  in  anderer  Weise, 
als  der  Auftrag  lautete,  verfügte.  2)  Dagegen  kamen  auch 
Fälle  vor,  wo  sich  der  Treuhänder  durch  die  Tradition  un- 
beschränktes und  volles  Eigentum  erwarb.')  In  der  Regel 
wurden  jedoch  die  dem  Treuhänder  zugedachten  Befugnisse 
einzeln  aufgezählt.*) 

Besonders  häufig  finden  wir  dieses  Rechtsinstitut  zum 
Zwecke  der  Ermöglichung  von  Zuwendungen  auf  den  Todes- 
fall angewandt.  Der  Treuhänder  erhielt  dann  den  Auftrag, 
das  Gut  unter  Lebenden  in  Empfang  zu  nehmen  und,  falls 
der  Vergabende  als  Pilger  aus  dem  Heiligen  Lande  oder  als 
Kriegsmann  aus  dem  Feldzug  zurückkehren  sollte,  demselben 
das  Gut  wieder  zuzustellen  oder,  falls  er  nicht  heimkehren 
würde,  dasselbe  der  Kirche  oder  einer  bestimmten  Person 
auszuhändigen.^) 

Vielfach  kam  es  vor,  dass  Schwerkranke  das  Gut  in  die 
getreue  Hand   eines  Drittmanns  legten,   der  bei  Eintritt  des 


1)  Vgl.  Heusler,  Insütutionen  des  deutschen  Privatrechts,  Leipzig  1885, 

Bd.  I.  S.  215  ff. 

2)  Vgl.  Beyerle,  Grundeigentumsverhältnisse  und  Bürgerrecht  im  mittel- 
alterlichen Konstanz,  Heidelberg  1901,  S.  17  ff. 

8)  Vgl.  Sdiultze,  Die  langobardische  Treuhand,  Breslau  1895,  S.  97  ff. 

*)  Vgl.  Fisdibadi.  a.  a.  O.  S.  41. 

5)  Vgl.  Huber,  Eugen,  Das  Schweiz.  Privatrecht,  Basel  1893,  Bd.  IV, 
S.  606  ff. ;  ferner  vgl.  Brunner,  H.,  Quellen  und  Geschichte  des  deutschen 
Rechts,  bei  v.  Holtzendorff,  Enzyklopädie  der  Rechtswissenschaft,  6.  Aufl., 
Leipzig  1904,  S.  261. 
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Todes  dasselbe  dem  Destinatar  übergeben,  bei  Wiedergene- 
sung dem  Vergaber  zurückerstatten  sollte. 

Aber  auch  in  Fällen,  wo  es  sich  nicht  um  Vergabungen 
auf  den  Todesfall,  sondern  um  sofortige  Zuwendungen  an 
den  Destinatar  handelte,  dem  direkten  Abschluss  zwischen 
den  Parteien  jedoch  ein  Hindernis  im  Wege  stand,  verfuhr 
man  in  gleicher  Weise.  Der  Mittelsmann  erhielt  dann  den 
Auftrag,  das  Gut  sofort  oder  bei  erster  Gelegenheit  dem 
Bedachten  zu  übermachen. 

Auch  im  mittelalterlichen  Deutschland  wurde  das  Treu- 
händerinstitut den  verschiedensten  Zwecken  dienstbar  ge- 
macht. So  finden  wir  den  Treuhänder  als  Beschützer  des 
Frauengutes.  Um  unberechtigte  Zugriffe  des  Ehemannes  zu 
verhindern,  wurde  das  Frauengut  einem  Vertrauensmann  zu 
„treuer  Hand"  übertragen.  Dieser  hatte  die  Verpflichtung, 
nur  die  Interessen  der  Frau  wahrzunehmen  und  im  Falle, 
dass  die  Ehe  sich  auflösen,  oder  aus  andern  Gründen  der 
Zweck  der  Uebertragung  dahinfallen  sollte,  derselben  das 
Frauengut  zurückzuerstatten.^)  t 

Im  Immobiliarprozess  war  der  Treuhänder  der  Gewährs- 
mann, auf  den  sich  der  Beklagte  berufen  konnte,  um  sein 
angefochtenes  Recht  am  Grundstück  zu  beweisen;  das  den 
Streitgegenstand  bildende  Grundstück  wurde  einem  Drittmann 
zu  „treuen  Händen"  übertragen,  und  dieser  hatte  dann  als 
Eigenberechtigter  die  Rechte  des  Beklagten  gegenüber  dem 
Kläger  wahrzunehmen. 

Treuhänder  waren  ferner  der  Lehensträger,  der  für  lehens- 
unfähige Personen  eintrat,  und  der  Drittmann,  der  für  Un- 
mündige die  Pflichten  eines  Vormundes  ausübte. 

Grosse  Bedeutung  kam  dem  Rechtsinstitut  des  Treuhän- 
ders beim  Grundstückverkehr  in  den  mittelalterlichen  Städten 
zu.  2)    Nur  mit  Hilfe  des  Salmanns  war  es  den  Nichtbürgern 


*)  Vgl.  Fisdibadi,  a.  a.  O.  S.  43. 

2)  Vgl.  Monographien  von  Beyerle  a.  a.  O.  und  von  0.  Loening, 
Grunderwerb  und  Treuhand  in  Lübeck,  Heft  93  der  Gierkeschen  Unter- 
suchungen. 
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möglich,  innerhalb  der  Stadtmauern  Grundstücke  zu  erwerben. 
Dies  geschah  in  der  Weise,  dass  der  Nichtbürger  mit  einer 
im  städtischen  Grundstückverkehr  vollkommenen  Person  zu- 
sammen das  Eigentum  oder  sonstige  Rechte  an  Grundstücken 
erwarb.  Gegenüber  der  Obrigkeit  hatte  in  solchen  Fällen 
der  Treuhänder  allein  das  in  den  Stadtbüchern  eingetragene 
Gut  zu  vertreten;  er  war  abgabepflichtig  und  hatte  die  vor 
Gericht  notwendigen  Handlungen  wie  ein  sonstiger  Eigen- 
tümer vorzunehmen. 

Im  allgemeinen  geschah  die  Uebernahme  des  Treuhänder- 
amtes freiwillig  und  unentgeltlich.  Für  Schäden  und  Auf- 
wendungen des  Beauftragten  hatte  jedoch  der  Treugeber 
aufzukommen. 

Durch  die  Rezeption  des  römischen  Rechtes  wurde  der 
Treuhänder  in  Deutschland  und  in  der  Schweiz  mehr  und 
mehr  verdrängt  und  erst  in  der  neuesten  Gesetzgebung  tritt 
besonders  in  Deutschland  dieses  Rechtsinstitut  wieder  zum 
Vorschein.^) 

Das  Wesen  des  Treuhänders  in  moderner  Gestalt  definiert 

A.  Sdiültze  wie  folgt :  ^) 

.Wer  Rechte  als  Eigenrechte  empfangen  hat  mit  der  Bestimmung,  sie 
nicht  im  eigenen  Interesse  zu  gebrauchen,  ist  nach  einem  aus  der  älteren 
deutschen  in  die  moderne  Rechtssprache  übergegangenen  Ausdruck  ein 
Treuhänder.  Man  erwartet  von  ihm  Uneigennützigkeit  und  Treue  im  Ge- 
brauch seiner  Rechte.  Die  empfangende  Hand  wird  als  „treue  Hand"  (manus 
fidelis)  vermutet.  Die  Kennzeichnung  der  Rechtsmacht  des  Treuhänders 
ist  eine  dreifache: 

1.  Der  Treuhänder  hat  eigene,  d.  h.  im  eigenen  Namen  ihm  zustehende 
Rechte  (den  Gegensatz  hiezu  bildet  die  Rechtsmacht  des  Vertreters,  die 
Vertretungsmacht). 

2.  Der  Treuhänder  hat  diese  Rechte  nicht  im  eigenen  Interesse. 

3.  Er  hat  sie  empfangen  entweder  durch  privates  Rechtsgeschäft  oder 
durch  obrigkeitlichen  Akt,  oder  unmittelbar  durch  das  Gesetz,  und  zwar  in 
allen  Fällen  mit  der  Bestimmung  des  Nichtgebrauchs  im  eigenen  Interesse.* 

»)  Vgl.  Gierke,  /?.,  Grundzüge  des  deutschen  Privatrechts,  in  Moltzen- 
dorffs  Enzyklopädie  L  S.  452. 

2)  Vgl.  Sdiultze,  A..  Treuhänder  im  geltenden  bürgerlichen  Recht, 
Jena  1901,  S.  103. 
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Mit  der  Neubelebung  des  Treuhandgedankens  durch  die 
moderne  Gesetzgebung  wurde  man  sich  aber  gleichzeitig 
auch  gewahr,  dass  Treuhänderfunktionen  sich  vorteilhaft  durch 
juristische  Personen  ausüben  lassen,  und  so  sind  denn  im 
Laufe  der  letzten  Jahre  in  Deutschland  und  in  der  Schweiz 
eine  Anzahl  Gesellschaften  entstanden,  die  das  alte  germa- 
nische Rechtsinstitut,  allerdings  in  erweiterter  Form,  wieder 
aufgegriffen  und  zur  Grundlage  ihrer  Tätigkeit  gemacht  haben. 

Indirekt  sind  diese  Gesellschaften  aber  eine  Folgeerschei- 
nung der  langen  und  ungestörten  Entwicklung  des  Treu- 
händertums  in  England  und  Amerika.  Der  Vollständigkeit 
halber  und  zum  bessern  Verständnis  des  Folgenden  ist  es 
deshalb  notwendig,  die  betreffenden  Verhältnisse  in  diesen 
beiden  Ländern  kurz  zu  berühren. 

Wir  verweisen  hierbei  auf  die  eingehende  Behandlung 
der  Treuhänderinstitute  in  diesen  Ländern  von  Dr.  W.  Nadiod,^) 


1)  Vgl.  Nadiod,  W..  Treuhänder  und  Treuhand-Gesellschaften  in  Gross- 
britannien, Amerika  und  Deutschland,  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staats- 
wissenschaft, Ergänzungsheft  28,  S.  3  ff. 
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2.  Kapitel. 

Das  Treuhändertutn  in  England  und  Amerika. 


a)  In  England, 

Dem  deutschen  Treuhänder  entspricht  der  englische 
Trustee.    Das  Rechtsverhältnis  der  Treuhand  ist  der  Trust.  ^) 

Infolge  der  lehnsherrlichen  Gebundenheit  von  Grund  und 
Boden  konnte  in  England  über  Grundstücke  nicht  testamen- 
tarisch verfügt  werden,  was  zur  Folge  hatte,  dass  Rückfälle 
an  den  Lehnsherrn  oder  Willkürlichkeiten  desselben  nicht 
selten  waren.  Um  solchen  Vorkommnissen  vorzubeugen,  war 
es  dort  seit  dem  XIV.  Jahrhundert  Sitte,  das  Erbe  an  mehrere 
Trustees  zu  gesamter  Hand  zu  übertragen,  die  nach  dem 
Auftrag  des  Eigentümers  zu  Nutzen  Dritter  darüber  zu  ver- 
fügen' hatten.*) 

Hieraus  hat  sich  das  englische  Treuhänderrecht  entwickelt, 
das  heute  zu  einem  der  wichtigsten  Bestandteile  des  britischen 
Familien-  und  Sachenrechtes  geworden  ist. 

In  den  letzten  Jahren  hat  sich  der  englische  Gesetzgeber 
vielfach  mit  dem  Treuhandinstitut  beschäftigt.  Von  1796—1892 
wurden  nicht  weniger  als  33  Gesetze  erlassen,  die  sich  ganz 
oder  zum  Teil  mit  dieser  Institution  befassen. 

Die  heutige  Treuhändertätigkeit  beruht  zur  Hauptsache 
auf  der  Trustee  Act  von  1893,  56  und  57  Vict.  C  53,  und 
auf  der  Judicial  Trustee  Act  von  1896,  59  und  60  Vict.  C  35. 

Aus  den  Darlegungen  von  Dr.  Nachod  geht  hervor,  dass 


*)  Vgl.  Nachod,  a.  a.  O.  S.  4;  ferner  Fischbach,  a.  a.  O.  S.  53. 
2)  Vgl.   Maitland,  Trust  und  Korporaüon  (in  Grünhuts  Zeitschrift, 
No.  32,  S.  11  ff.). 
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in  England  mehr  als  die  Hälfte  des  gesamten  Privatvermögens 
von  Trustees  verwaltet  wird.  Die  ausserordentliche  Verbrei- 
tung, die  diese  Institution  trotz  der  vielfach  sehr  mangelhaften 
und  unzulänglichen  Gesetzgebung  erlangt  hat,  wird  dem  Um- 
stand zugeschrieben,  dass  die  zweifellos  vorhandenen  Nach- 
teile von  den  Vorzügen  übertroffen  werden.  Besonders  zur 
Konservierung  von  Familienvermögen  scheint  sich  diese  Art 
der  Verwaltung  vorteilhaft  zu  eignen. 

Bei  Eheschliessungen  wird  heute  noch  vielfach  das  Heirats- 
gut der  Frau  als  sogenanntes  Settlement  vom  übrigen  Ver- 
mögen getrennt  und  unter  Trustverwaltung  gestellt. 

Neben  der  Verwaltung  von  Privatvermögen  findet  die 
Form  des  Trusts  bei  Verwaltung  von  Zweckvermögen,  z.  B. 
bei  religiösen  und  gemeinnützigen  Stiftungen,  bei  Wohltätig- 
keitsveranstaltungen,  Sammlungen,  Stipendien  usw.,  heute 
noch  fast  regelmässig  Verwendung.  Dieses  lässt  sich  auf 
den  Umstand  zurückführen,  dass  im  englischen  Recht  Sonder- 
institute für  den  Vormund,  den  Konkursverwalter,  den  Vereins- 
vorstand usw.  nicht  bestehen.^) 

Ferner  gibt  es  auch  eine  grosse  Anzahl  Trustees,  'die  das 
Pfandhaltergeschäft  bei  Emission  von  Obligationen-Anleihen 
betreiben;  sie  wachen  über  die  Instandhaltung  der  Pfand- 
objekte und  über  die  richtige  Verzinsung  und  Amortisierung 
der  Schuld. 

Im  Gegensatz  zu  Amerika  werden  in  England  die  Treu- 
handgeschäfte beinahe  ausschliesslich  von  einzelnen  Personen 
ausgeführt.  Das  Trustee-Amt  ist  grundsätzlich  ein  Ehrenamt 
und  daher  unentgeltlich.  Es  dürfen  hievon  jedoch  Ausnahmen 
gemacht  werden.  Z.  B.  wenn  die  Verwaltung  grosse  Schwierig- 
keiten bietet,  darf  der  Trustee  sein  Amt  niederlegen,  wenn 
ihm  nicht  Vergütungen  zuerkannt  werden.  Dies  bedarf  je- 
doch der  Genehmigung  des  High  Court.  Auch  kann  sich 
jeder  Trustee  bei  der  Uebernahme  des  Amtes  Vergütungen 


^)  Vgl.  Rosendorff,  R.,  Treuhand-Gesellschaften  und  ihre  Funküonen. 
(Jahrb.  f.  Naüonalökonomie  u.  Statistik,  3.  Folge,  Bd.  XXXI,  1906,  S.  604.) 


/  % 


f 


mm 


r 


—    10    — 

ausbedingen,  was  gewöhnlich  geschieht,  wenn  ein  Rechts- 
anwalt zum  Trustee  ernannt  wird.^) 

Der  Grundsatz  der  Unentgeltlichkeit  verhinderte  bisher 
die  Bildung  von  Trust-Companies ,  da  diese  doch  in  der 
Grosszahl  Erwerbsgesellschaften  sind. 

Aus  dem  gleichen  Grunde  wurde  es  aber  auch  immer 
schwieriger,  Privatpersonen  zu  finden,  die  das  mit  vieler  Ar- 
beit verbundene  und  sehr  verantwortungsvolle  Amt  eines 
Trustee  übernehmen  wollten.  Um  der  dadurch  entstandenen 
„Trusteenot"  vorzubeugen,  wurde  1896  die  Judicial  Trustees 
Act  erlassen,  wodurch  der  High  Court  ermächtigt  wird,  auf 
die  Appellation  einer  an  einer  Trusterrichtung  interessierten 
Person  hin,  einen  sogen.  „Judicial  Trustee"  als  einzigen; 
oder  gemeinsam  mit  andern,  oder  an  Stelle  eines  schon  vor- 
handenen ungeeigneten  Trustees  zu  ernennen.  Dieser  unter- 
steht den  Anweisungen  des  High  Court.  Der  Judicial  Trustee 
hat  Anrecht  auf  Vergütung,  deren  Höhe  jedoch  vom  Gerichts- 
hof begrenzt  ist.  Durch  dieses  Gesetz  wurde  in  England 
das  Pinzip  der  Ehrenamtlichkeit  der  Trusts  zum  erstenmal 
durchbrochen. 

Dieses  Gesetz  erfüllte  aber  seinen  Zweck  nicht,  weil  da- 
durch die  Trustverwaltung  sehr  umständlich  wurde. 

Im  Jahre  1906  wurde  die  Public  Trustee  Act  geschaffen, 
die  gegenüber  der  Judicial  Trustee  Act  den  Unterschied  zeigt, 
dass  der  Public  Trustee  Staatsbeamter  ist  und  dass  die  Ge- 
bühren etwas  niedriger  sind  als  beim  Judicial  Trustee.  2) 

Erst  durch  die  1899  entstandene  Bodies  Corporate  (Joint 
Tenancy)  Act  wurde  die  Möglichkeit  geschaffen,  Trust-Ver- 
mögen auch  durch  juristische  Personen  verwalten  zu  lassen. 

Die  Verwaltung  geschieht  in  der  Weise,  dass  eine  Trust- 
Company  die  Uebernahme,  die  Anlage  und  die  Verwahrung 
des  Vermögens  besorgt,  das  Recht  der  Verteilung  der  Er- 
trägnisse aber  einem  einzelnen  Trustee,  gewöhnlich  einem 
Familienfreunde,  zusteht.     Auf  diese  Weise  wird  eine  erhöhte 

1)  Vgl.  Nachod,  a.  a.  O.  S.  32. 

2)  Vgl.  Fisdibadi,  a.  a.  O.  S.  72. 
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Sicherheit  erzielt  und  die  Vorteile  des  Einzeltrustees  werden 
bewahrt. 

Zur  Zeit  bestehen  in  England  noch  wenige  solcher  Trust- 
Companies.  Auch  wird  von  ihnen  die  Vermögensverwaltung 
nur  als  Nebengeschäft  betrieben.  Sie  befassen  sich  meistens 
mit  Versicherungsgeschäften. 

Das  englische  Volk  scheint  sich  nur  schwer  an  den  kor- 
porativen Treuhänder  zu  gewöhnen,  was  wohl  eine  Folge 
der  streng  konservativen  Art  des  britischen  Volkscharakters 
ist.  Auch  werden  hiebei  die  Gebühren  dieser  Gesellschaften 
gegenüber  der  bisherigen  Unentgeltlichkeit  eine  Rolle  spielen.  ^) 

Es  ist  jedoch  mit  Bestimmtheit  anzunehmen,  dass  auch 
in  England  die  Trust-Companies  immer  mehr  überhand- 
nehmen werden,  wie  dies  in  den  englischen  Kolonien, 
Australien  und  Kanada  und  in  den  Vereinigten  Staaten 
Amerikas  der  Fall  ist. 

b)  In  Amerika, 

Im  Gegensatz  zu  England  fand  der  Individual-Trustee  in 
Amerika  von  Anfang  an  keinen  Anklang.  Nachod  *)  schreibt 
dies  der  völlig  verschiedenen  wirtschaftlichen  Entwicklung 
dieser  beiden  Länder  zu.  In  England  eine  dicht  wohnende 
Bevölkerung,  altgewohnte  Sitten  und  Anschauungen,  sowie 
besonders  eine  grosse  Stabilität  der  Vermögens-  und  Grund- 
besitzverhältnisse;  in  Amerika  dagegen,  trotz  starken  Zu- 
wachses eine  immer  noch  dünn  wohnende  Bevölkerung, 
häufiger  Besitzwechsel  von  Grund  und  Boden  und  eine  sehr 
rasche  und  sprunghafte  Entwicklung  von  Handel  und  Industrie. 

So  stellten  die  Verhältnisse  in  Amerika  ungleich  mehr 
Anforderungen  an  den  Treuhänder  als  in  England.  Man 
wurde  sich  deshalb  schon  frühe  gewahr,  dass  es  vorzuziehen 


*)  Vgl.  Kiep,  0.  C  Das  neue  staatl.  Treuhänderamt  in  England. 
(Jahrb.  für  Gesetzgebung  und  Verwaltung,  herausg.  von  Schmoller,  32. 
Jahrg.  1908,  drittes  Heft,  S.  47  ff.) 

2)  Vgl.  Nadiod,  a.  a.  O.  S.  48. 
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sei,  die  Verwaltung  grösserer  Vermögen  soliden  und  finanz- 
kräftigen Gesellschaften  zu  übergeben. 

Solche  vertrauenswürdige  Institute  waren  jedoch  nicht 
Banken,  sondern  Versicherungsgesellschaften.  Die  Banken 
wurden  dadurch  von  der  Ausübung  von  Treuhänderfunktionen 
schon  damals  ausgeschlossen. 

Diese  Versicherungsgesellschaften  entwickelten  sich  in 
den  fünfziger  Jahren  zu  selbständigen  Trust-Companies,  die 
sich  ausschliesslich  mit  Treuhandgeschäften  befassten.  Eine 
stärkere  Entwicklung  trat  erst  mit  dem  Jahre  1853  ein.  Bis 
dahin  gab  es  erst  50  derartiger  Gesellschaften;  heute  sind 
es  ihrer  zirka  1500. 

Der  Geschäftsbetrieb  dieser  Institute  ist  in  den  meisten 
Staaten  gesetzlich  geregelt. 

Ursprünglich  hatten  sie  sich  auf  die  eigentlichen  Treu- 
handgeschäfte beschränkt,  d.  h.  auf  die  Verwaltung  der  Ver- 
mögen von  Einzelpersonen  und  Korporationen,  ferner  auf 
die  Tätigkeit  als  Pfandhalter  und  als  Fiskal-  und  Transfer- 
agenten. Seit  Ende  der  siebziger  Jahre  dehnten  sie  ihr 
Geschäftsprogramm  auf  alle  Bankgeschäfte  mit  Ausnahme  der 
Notenemission  aus.  Durch  die  Annahme  von  Depositen,  die 
ihnen  infolge  des  grossen  Vertrauens,  das  sie  allgemein  bei 
der  Bevölkerung  genossen,  in  grossen  Summen  zuflössen, 
wurden  sie  zu  einer  sehr  empfindlichen  Konkurrenz  der 
Kreditbanken  und  insbesondere  der  Nationalbanken,  welch 
letztere,  im  Gegensatz  zu  den  Trust-Companies,  starken  ge- 
setzlichen Beschränkungen  unterliegen. 

Besonders  durch  die  Annahme  des  Trustee-Amtes  bei 
der  Ausgabe  von  Mortgage-Bonds,  d.  h.  von  durch  Pfand- 
recht gesicherten  Eisenbahnanleihen,  gelangten  diese  Institute 
zu  grosser  Bedeutung.  (Die  Sicherheiten  und  die  Schuldver- 
schreibungen werden  auf  den  Namen  des  Treuhänders  aus- 
gestellt und  von  diesem  werden  die  Obligationen  an  die 
Obligationäre  weiterbegeben.  Der  Treuhänder  wird  so  zum 
Träger  des  durch  die  Pfandurkunde  bestellten  fiduziarischen 
Pfandrechts.) 
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Trotz  der  in  vielen  Staaten  ungenügenden  gesetzlichen 
Regelung  haben  sich  diese  Institute  bisher  durch  ein  solides 
Geschäftsgebaren  ausgezeichnet.  Dies  gilt  sowohl  von  den 
Treuhandgeschäften,  als  auch  von  den  Bankgeschäften, 
welche  zwei  Geschäftsgebiete  bei  den  meisten  Trust- 
Companies  streng  getrennt  geführt  werden.^) 

Allerdings  musste  während  der  Krise  von  1907  die 
Knickerbocker  Trust-Co.,  die  die  meisten  Depositen  im  Staate 
New-York  verwaltete,  vorübergehend  ihre  Schalter  schliessen. 
Die  Krise  wurde  jedoch  gut  überstanden.  In  ihrer  Gesamt- 
heit befinden  sich  die  amerikanischen  Trust-Companies  heute 
in  grossem  Ansehen  und  in  gedeihlicher  Fortentwicklung. 


*)  Vgl.  Kirbride  and  Sterret,  The  Modern  Trust  Company  and  its 
Funcüons  and  Organization,  S.  43  ff. 
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3.  Kapitel. 

Bemerkungen  zu  dem  Ausdruck  „Trust". 


Um  häufig  vorkommenden  Verwechslungen  vorzubeugen, 
ist  es  angezeigt,  die  Anwendung  des  Ausdruckes  „Trust"  an 
dieser  Stelle  kurz  zu  erläutern. 

Der  Sprachgebrauch  zeigt  die  Tendenz,  den  Sinn  des 
Wortes  „Trust"  zu  verallgemeinern.  Man  wendet  diesen  Aus- 
druck heute  an,  um  ganz  allgemein  die  Verschmelzung  meh- 
rerer Unternehmungen  in  eine  einzige  zu  bezeichnen.^) 

Die  Anwendung  dieses  Ausdruckes  ist  jedoch  meistenteils 
unrichtig.  Von  Trust  kann  richtigerweise  nur  dort  gesprochen 
werden,  wo  das  Rechtsverhältnis  der  „Treuen  Hand"  zu- 
grunde liegt. 

Diese  Verallgemeinerung  ist  wohl  eine  Folge  der  eigen- 
artigen Entwicklung  des  Treuhänderrechtes  in  England  und 
Amerika. 

Es  wurde  bereits  darauf  hingewiesen,  dass  in  England 
die  Form  des  Trusts  für  alle  möglichen  Zwecke  angewandt 
wird,  wobei  immer  eine  oder  mehrere  Personen  zu  Trustees 
ernannt  werden.  In  dieser  Form  haben  sich  dort  auch  Kapital- 
anlage- und  Finanzierungsgesellschaften  konstituiert.  Es  sind 
dies  die  sog.  „Investment  Trusts",  wobei  einem  einzelnen 
oder  mehreren  Trustees  gemeinsam  Kapitalien  übertragen 
werden,  mit  dem  Auftrag,  damit  Wertpapiere  zu  erwerben 
und  deren  Erträgnisse  den  Kapitalisten  im  Verhältnis  zu  der 
Höhe  ihrer  Einzahlungen  zu  verteilen. 

*)  Vgl.  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  herausg.  v.  Conrad, 
3.  Aufl.,  Art.  Trust.    Bd.  VII,  S.  1274. 
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Jürgens^)  nennt  solche  Institute  zum  Unterschied  von 
eigentlichen  Treuhand-Gesellschaften  „Finanzielle  Trustgesell- 
schaften". Diese  haben  zum  grössten  Teil  die  Form  von 
Aktiengesellschaften  angenommen  und  sind  heute  zu  grossen 
und  bedeutenden  Emissionsinstituten  angewachsen. 

Aber  hauptsächlich  die  Anwendung  des  Treuhänder- 
institutes zu  monopolistischen  Zwecken  in  Amerika  wird  zu 
der  oft  unrichtigen  Anwendung  des  Wortes  „Trust"  beigetragen 
haben. 

Schon  frühe  hat  sich  dort  die  Tendenz  gezeigt,  ganze 
Gewerbe  einheitlich  zu  organisieren,  um  die  Konkurrenz  voll- 
ständig zu  beseitigen,  oder  doch  nach  Kräften  einzuschränken. 
Da  nun  aber  das  amerikanische  Recht  solche  Vereinbarungen 
nicht  gestattete,  kam  im  Jahre  1881  der  amerikanische  An- 
walt Dodd  auf  den  Gedanken,  das  Rechtsinstitut  des  Trust 
zu  einem  Zusammenschlüsse  in  der  Petroleumindustrie  zu 
verwenden.    So  kam  1882  der  Standard  Oil  Trust  zustande. 

Das  dabei  befolgte  System  war  folgendes:  Die  Gross- 
zahl der  Aktionäre  übertrugen  ihre  Titel  an  einen  einzelnen 
oder  an  mehrere  Trustees,  welche  für  die  erhaltenen  Aktien 
Zertifikate  ausstellten.  Diese  letzteren  waren  übertragbar, 
während  die  Trustees  die  Aktien  selbst  und  damit  das  Stimm- 
recht in  der  Generalversammlung  behielten.  Die  Treuhänder 
gelangten  so  zu  grosser  Macht  und  wurden  bald  zu  vollbe- 
rechtigten Haupteigentümern  dieser  riesigen  Unternehmungen.*) 

Das  Dunkel,  in  das  diese  Trusts  gehüllt  waren,  erweckte 
viel  Misstrauen  gegen  sie.  Man  wurde  sich  bald  klar,  dass 
die  Konkurrenz  zwischen  den  einzelnen  Betrieben  ausge- 
schaltet war  und  dass  alle  unter  einheitlicher  Leitung  standen. 
Auch  kamen  Fälle  von  Bestechungen  und  andere  unlautere 
Machenschaften  aller  Art  ans  Tageslicht,  deren  sich  diese 
Boards  of  Trustees  bedienten,  um  die  Konkurrenz  gewalt- 
tätig zu  erdrücken. 

*)  Vgl.  Jörgens,  Finanzielle  Trust-Gesellschaften,  Stuttgart  und  Berlin 
1902,  S.  1—10. 

2)  Vgl.  Rosendorf f,  a.  a.  O.  S.  605. 
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Dies  hatte  zur  Folge,  dass  in  einer  ganzen  Anzahl  von 
Staaten  Anti-Trustgesetze  aufgestellt  wurden,  die  bezweckten, 
solche  Vereinbarungen  zwischen  mehreren  Unternehmungen 
in  der  Zukunft  zu  verunmöglichen. 

So  wurde  im  Jahre  1890  ein  Bundesgesetz,  die  soge- 
nannte Sherman-Act,  erlassen,  auf  Grund  derer  der  Supreme 
Court  noch  in  demselben  Jahre  den  Standard  Oil  Trust  für 
ungültig  erklärte. 

Diese  Bestrebungen  führten  jedoch  nicht  zu  dem  er- 
wünschten Erfolg.  Die  Gesellschaften  trieben  die  Geschäfte 
in  gleicher  Weise  weiter;  nur  die  Trustform  wurde  aufge- 
geben. Einige  Trusts  fusionierten  zu  einer  einzigen  Gesell- 
schaft, z.  B.  der  Zucker-  und  Spiritustrust;  die  meisten 
nahmen  jedoch  den  Charakter  sogen.  „Holding  Companies" 
oder  Kontrollgesellschaften  an.  Hiebei  wird  eine  Gesellschaft 
errichtet,  mit  dem  einzigen  Zweck,  Effekten  anderer  Unter- 
nehmungen zu  erwerben.  Auf  diese  Weise  werden  äusserlich 
selbständige  Betriebe  unter  einheitliche  Verwaltung  und  Kon- 
trolle gebracht. 

Dies  ist  heute  die  übliche  Form  des  Zusammenschlusses 
grösserer  kaufmännischer  und  industrieller  Unternehmungen; 
Vereinigungen  in  Trustform  gibt  es  fast  gar  keine  mehr. 

Der  Ausdruck  „Trust"  ist  jedoch  populär  geworden  und 
so  kommt  es,  dass  heute  noch  in  Amerika  und  Europa 
Fusionen  aller  Art  mit  „Trust"  bezeichnet  werden,  obwohl 
ihnen  in  keiner  Weise  ein  Treuhandverhältnis  zugrunde  liegt 
und  obwohl  sie  in  wirtschaftlicher  und  rechtlicher  Beziehung 
mit  dem  Wesen  der  eigentlichen  Trust-Companies  nicht  das 
Geringste  gemein  haben.  Auch  für  die  verschiedenartigsten 
Beziehungen  zwischen  Unternehmungen,  wobei  es  sich 
meistens  um  gegenseitige  Beteiligung  oder  Interessengemein- 
schaft handelt,  wird  der  Ausdruck  |„Trust"  verwendet.  *) 

*)  Vgl.  Kempin,  Die  amerik.  Trusts,  Archiv  für  bürgerl.  Recht,  Bd.  VII, 
S.  334;  ferner  vgl.  Aschrott,  Die  amerik.  Trusts  als  Weiterbildung  der 
Unternehmerverbände,  Tübingen  1889.  (Archiv  für  soz.  Gesetzgebung, 
Bd.  II,  S.  383.) 
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Treuhand-Gesellschaften  oder  Trust-Companies  nennen 
wir  richtigerweise  nur  solche  Institute,  die  Treuhandgeschäfte 
ausüben,  was  bei  den  erwähnten  Finanzierungs-  und  Betei- 
ligungsgesellschaften im  allgemeinen  nicht  der  Fall  ist. 

Lief  mann  y  schlägt  vor,  zukünftig  solche  Unternehmungen 
anstatt  mit  dem  unzutreffenden  Ausdruck  „Trust",  je  nach 
ihrer  Art  mit  Kombinations-,  Amalgamations-,  Haltungs-  oder 
Kontroll-,  Effektensubstitutions-  oder  Beteiligungsgesellschaften 
zu  bezeichnen  und  von  „Trust"  nur  bei  Treuhand-Gesell- 
schaften in  obigem  Sinne  zu  sprechen. 


^1 


*)  Vgl.  Liefmann,  Beteiligungs-  und  Finanzierungsgesellschaften.  Jena 
1909,  S.  494. 
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4.  Kapitel. 

Die  Entwicklung  des  Treuhänderwesens 

in  Deutschland. 


Wenn  auch  das  bürgerliche  Gesetzbuch  und  das  schwei- 
zerische Zivilgesetzbuch  besondere  Bestimmungen  betreffend 
den  Treuhänder  nicht  enthalten,  und  auch  der  Ausdruck  „Treu- 
händer" in  ihnen  nirgends  zu  finden  ist,  so  ermöglichen  doch 
die  allgemeinen  Bestimmungen  dieser  Gesetzbücher  die  An- 
wendung der  Treuhänderschaft  in  einer  ganzen  Reihe  von 
Fällen.  Unser  ganzer  wirtschaftlicher  Verkehr  ist  heute  von 
den  Fäden  dieses  Rechtsinstitutes  durchwirkt,  und  je  länger 
je  mehr  wird  es  Bedürfnis,  die  Anwendung  und  Nutzbar- 
machung desselben  zu  erweitern.  Sache  der  künftigen  Ge- 
setzgebung wird  es  sein,  die  Treuhandgeschäfte  in  bestimmte, 
den  modernen  Verhältnissen  angepasste  Formen  zu  bringen. 

Schon  heute  regelt  das  Z.  G.  B.  eine  ganze  Anzahl 
Rechtsgeschäfte,  in  welchen  der  Treuhandgedanke  vorteilhafte 
Verwendung  findet;  so  z.  B.  die  Vermögensverwaltung,  die 
Willensvollstreckung,  die  Pfandhalterschaft  bei  Emission  von 
Anleihen,  die  Vormundschaft,  die  Uebernahme  der  Erfüllung 
des  Stiftungszwecks  bei  fiduciarischen  Stiftungen,  die  Sammlung 
von  Beiträgen  für  bestimmte  Zwecke,  die  Sicherstellung  der 
Forderungen  der  Bauhandwerker,  die  Durchführung  von  Li- 
quidationen, die  Ausgabe  von  Anleihenstiteln  usw. 

Der  „Gläubigervertreter"  der  §§  1187—1189  des  B.  G.  B. 
ist  nichts  anderes,  als  ein  Treuhänder  in  moderner  Gestalt.  0 

Nach  diesen  Bestimmungen  kann  bei  einer  Sicherungs- 
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*)  Vgl.  Fisdibadi.  a.  a.  O.  S.  1. 
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liypothek  für  den  jeweiligen  Gläubiger  ein  Vertreter  mit  der 
Befugnis  bestellt  werden,  mit  Wirkung  für  und  gegen  jeden 
spätem  Gläubiger  bestimmte  Verfügungen  über  die  Hypothek 
zu  treffen  und  den  Gläubiger  bei  der  Geltendmachung  der 
Hypothek  zu  vertreten. 

Wir  finden  den  Treuhänder  ferner  zum  Zwecke  der  Wahr- 
nehmung der  Gläubigerrechte  im  „Reichsgesetz  betreffend  die 
gemeinsamen  Rechte  der  Besitzer  von  Schuldverschreibungen 
vom  4.  Dezember  1899",  sowie  im  „Reichs-Hypothekenbank- 
Gesetz  vom  13.  Juli  1899",  das  einen  Treuhänder  zur  Wah- 
rung der  Interessen  der  Pfandbriefgläubiger  vorsieht.^) 

In  diesem  letzteren  Gesetz  wird  der  Ausdruck  „Treu- 
händer" zum  erstenmal  in  der  deutschen  Reichsgesetzgebung 
angewandt. 

Immer  zahlreicher  und  mannigfaltiger  sind  im  Laufe  der 
letzten  Jahre  die  Anwendungsformen  und  Anwendungsmög- 
lichkeiten des  Treuhänderrechtes  geworden.  Man  wurde  sich 
auch  gewahr,  dass  sich  zur  Ausübung  dieser  oft  sehr  schwie- 
rigen, vielseitigen  und  verantwortungsvollen  Tätigkeit  speziell 
zu  diesem  Zwecke  errichtete  Institute  besser  eignen  als  Einzel- 
personen. 

Aus  dieser  Erkenntnis  heraus  sind  im  Laufe  der  zwei 
letzten  Jahrzehnte  in  Deutschland,  Oesterreich  und  der  Schweiz 
eine  ganze  Anzahl  solcher  Gesellschaften  entstanden,  die  nach 
•dem  Vorbild  der  amerikanischen  „Trust  Companies"  die  Aus- 
übung von  Treuhandgeschäften  als  Hauptgeschäftszweig  in 
ihr  Arbeitsprogramm  aufgenommen  haben. 

Im  Geschäftsgebiet  dieser  Unternehmungen  lassen  sich 
drei  Hauptfunktionen  unterscheiden  i^) 

1 .  Die  Vermögensverwaltung  im  eigenen  Namen  zugunsten 
dritter  Personen; 


-  *)  Vgl.  Heilbrunn,  Die  Entwicklung  des  Treuhandgedankens  im  neue- 
ren deutschen  Recht,  in  Holdheims  Monatsschrift  für  Handels-Recht,  1906, 
S.  89  ff. 

2)  Vgl.  Nadiod,  a.  a.  O.  S.  88. 
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2.  Fürsorge  für  bedrängte  Gläubiger  gegenüber  inlän-^ 
dischen  und  ausländischen  Schuldnern; 

3.  die  Bücher-  und  Bilanzrevision. 

Die  rechtliche  Form,  in  der  diese  Gesellschaften  auftreten^ 
ist  die  Aktiengesellschaft  und  die  Gesellschaft  mit  beschränkter 
Haftung.  Jedoch  hat  weitaus  der  grösste  Teil  dieser  Institute 
die  Gestalt  der  Aktiengesellschaft  angenommen.  Die  Form 
der  Kollektiv-  und  Kommanditgesellschaft  wurde  bisher  für 
Treuhandzwecke  nicht  verwendet. 

Die  erste  derartige  Unternehmung  auf  unserm  Kontinent 
war  die  im  Jahre  1890  in  Berlin  durch  die  Deutsche  Bank 
und  das  Bankhaus  Jacob  S.  H.  Stern  in  Frankfurt  in  Form 
einer  Aktiengesellschaft  gegründete  Deutsch -Amerikanische 
Treuhand-Gesellschaft    (German-American  Trust  Co.) 

Der  Zweck  der  Gründung  dieses  Unternehmens  war 
einerseits  durch  Ausgabe  eigener  verzinslicher  Obligationen 
nordamerikanische  Wertpapiere  aller  Art  zu  erwerben  und 
deren  Absatz  zu  fördern,  andererseits  aber  eine  Zentralstelle 
zu  sein,  um  die  sich  deutsche  Besitzer  von  nordamerikanischen 
Wertpapieren  im  Notfalle  zur  Wahrung  ihrer  Interessen  grup- 
pieren konnten.^)  Die  Deutsche  Bank,  die  damals  bei  der 
Emission  der  Aktien  und  Bonds  der  nordamerikanischen  Eisen- 
bahnen die  leitende  Rolle  spielte,  verfolgte  mit  dieser  Grün- 
dung offenbar  den  Zweck,  nach  amerikanischem  Beispiel, 
durch  Vorschieben  einer  Tochtergesellschaft,  die  diese  Geschäfte 
betreiben  sollte,  das  eigene  Risiko  zu  vermindern. 

Von  einer  eigentlichen  Treuhandgesellschaft  konnte  hier 
nicht  gesprochen  werden.  Vielmehr  trug  das  Institut  einer- 
seits den  Charakter  einer  Kapitalanlage-Gesellschaft  (eines 
sogenannten  Investment  Trust),  anderseits  stellte  sie  eine 
Schutzvereinigung  dar. 


/>  1 


»)  Vgl.  Felix  Hecht,  Die  Deutsche  Treuhand-Gesellschaft  (Schriften  des 
Vereins  für  Sozialpolitik.  Die  Störungen  im  deutschen  Wirtschaftsleben 
während  der  Jahre  1900  ff.,  Bd.  VII)  und  Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
schaften, 3.  Aufl.,  Bd.  VII,  S.  1263,  Art.  .Treuhand-Gesellschaften". 
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Das  Gesellschaftskapital  betrug  20  Millionen  Mk.,  wovon 
"25  7o  einbezahlt  waren.  Auch  die  Höhe  des  Aktienkapitals, 
das  für  eine  eigentliche  Treuhandgesellschaft  viel  zu  hoch 
bemessen  wäre,  weist  darauf  hin,  dass  die  Gründer  des  In- 
stitutes beabsichtigten,  in  erster  Linie  Finanzgeschäfte  zu  be- 
treiben. 

Es  war  dies  für  Deutschland  der  erste  Versuch,  auf  Grund 
fremder  Titel  eigene  Werte  auszugeben,  ein  System,  das  heute 
besonders  in  der  Elektrizitätsindustrie  (Elektrobanken)  grosse 
Verbreitung  gefunden  hat. 

Dem  Aufsichtsrat  stand  ein  amerikanisches  Komitee  zur 
Seite,  welches  die  wirtschaftlichen  Vorgänge  in  Amerika  fort- 
während zu  beobachten  hatte  und  ohne  dessen  Einverständnis 
keine  Anlagen  in  amerikanischen  Werten  gemacht  werden 
durften. 

Mit  ihrem  Vorhaben  hatte  jedoch  die  Gesellschaft  kein 
Glück.  Bald  nach  Aufnahme  des  Geschäftsbetriebes  trat  die 
grosse  amerikanische  Krise  ein,  die  das  Institut  hinderte,  die 
geplanten  Geschäfte  auszuführen.  Vor  Eintreten  dieser  sehr 
bedenklichen  wirtschaftlichen  Lage  wurde  jedoch  von  der 
Gesellschaft  sehr  vorsichtig  operiert,  so  dass  dieselbe  von 
der  amerikanischen  Krisis  nicht  in  Mitleidenschaft  gezogen 
wurde. 

Erst  ein  Jahr  später  (1891)  konnte  dann  mit  dem  Regi- 
strationsgeschäft  amerikanischer  Aktien  begonnen  werden. 
So  übernahm  die  Gesellschaft  in  diesem  Jahre  die  Registrie- 
rungsstellen für  die  Vorzugs-  und  Stammaktien  der  Northern- 
Pacific-Eisenbahn  und  für  die  Aktien  der  Edison  General 
Electric  Co. 

Nach  Aufnahme  dieser  Geschäfte  wurde  sich  die  Leitung 
der  Gesellschaft  gewahr,  dass  das  Aktienkapital  von  20  Mil- 
lionen Mark  zu  hoch  bemessen  war,  worauf  dasselbe  1892  auf 
10  Millionen  Mark  reduziert  wurde.  Davon  war  die  Hälfte 
einbezahlt. 

Gleichzeitig  kam  man  aber  auch  zur  Ueberzeugung,  dass 
eine  Beschränkung  auf  nordamerikanische  Werte  unzweck- 
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massig  sei  und  dass  es  vorteilhaft  wäre,  den  Geschäftskreis 
zu  erweitern. 

Diese  Erwägungen  führten  zur  Aufstellung  des  Statuts 
von  1892,  in  welchem  das  Geschäftsprogramm  folgender- 
massen  festgesetzt  wurde : 

1.  Die  Uebernahme  des  Amtes  als  Pfandhalter  oder  Treuhänder 
(Trustee);  ^ 

2.  die  Ausstellung  von  Zertifikaten  oder  Hinterlegungsscheinen  für 
Wertpapiere,  welche  bei  der  Gesellschaft  hinterlegt  werden; 

3.  die  Vertretung  inländischer  und  ausländischer  Gesellschaften,  zum 
Zwecke  von  Aktienregistrierungen  und  zur  Vornahme  von  Aktienumschrei- 
bungen ; 

4.  die  Vertretung  der  Besitzer  in-  und  ausländischer  Wertpapiere 
(Schutzvereinigung) ; 

5.  die  Ausgabe  verzinslicher  Obligationen,  für  welche  der  Gegen-^ 
wert  in  Wertpapieren  der  in  §  10  bezeichneten  Gattungen  sich  im  Besitze 
der  Gesellschaft  befindet,  sowie  die  Vornahme  aller  Arten  von  Bank-  und 
Finanzgeschäften,  sowohl  für  eigene,  als  auch  für  fremde  Rechnung. 

Nach  §  10  der  Statuten  musste  sich  bei  Ausgabe  von  Obligationen 
der  Gegenwert  für  dieselben  in  Wertpapieren  der  nachbezeichneten  Gat- 
tungen im  Besitze  der  Gesellschaft  befinden: 

1.  Schuldverschreibungen  von  Staaten,  Städten,  Kommunen  und 
Kommunalverbänden ; 

2.  durch  Hypothek,  Faustpfand  oder  Mortgage  gesicherte  Schuld- 
verschreibungen von  juristischen  Personen,  Korporationen,  Aktien- 
gesellschaften, Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  Genossen- 
schaften,  Gesellschaften  mit  beschränkten  Haftungen  usw.; 

3.  Aktien  von  Verkehrs-,  Transport-  und  elektrischen  Unternehmen. 

Hieraus  ist  leicht  ersichtlich,  dass  die  Gesellschaft  neben 
der  Ausübung  der  eigentlichen  Treuhänderfunktionen,  d.  h. 
der  unter  1 — 3  des  Geschäftsprogramms  bezeichneten  Ge- 
schäfte, das  Hauptgewicht  auf  die  Betätigung  als  Kapital- 
anlagegesellschaft legte.  Sie  war  also  ein  Mittelding  zwischen 
einer  wirkhchen  Treuhand-Gesellschaft  und  einer  finanziellen 
Trust-Company  *) 

Im   gleichen  Jahre  wurde   der  Name  Deutsch-Amerika- 


0  Vgl.  Jörgens.  a.  a.  O.  S.  3  ff. 


i. 


y 


>i 


f\ 


♦ 


—    23    — 

nische-Treuhand-Gesellschaft  in    „Deutsche  Treuhand-Gesell- 
schaft'' umgewandelt. 

Von  diesem  Zeitpunkte  an  führte  nun  die  Gesellschaft 
das  Registrationsgeschäft  auch  für  andere  als  nur  für  nord- 
amerikanische Werte  durch. 

Das  Kapital  von  10  Millionen  Mark  erwies  sich  nochmals 
als  zu  hoch.  1894  wurde  dasselbe  auf  eine  MilHon  Mark  voll 
einbezahlter  Aktien  reduziert. 

Es  liegt  ausserhalb  des  Rahmens  dieser  Arbeit,  die  Ge- 
schäfte der  Deutschen  Treuhand-Gesellschaft  zu  verfolgen; 
wir  verweisen  hiefür  auf  die  oben  zitierten  Abhandlungen, 
die  sich  mit  dieser  Materie  eingehend  beschäftigen.  In  der 
Folge  beschränken  wir  uns  darauf,  die  wichtigsten  Momente 
in  der  weitern  Entwicklung  der  Deutschen  Treuhand-Gesell- 
schaft, soweit  dieselben  für  die  spätere  Besprechung  der  Ge- 
schäfte der  Schweizerischen  Treuhand-Gesellschaft  in  Betracht 
fallen,  kurz  anzuführen. 

Das  Registriergeschäft  wurde  mit  grossem  Erfolg  weiter- 
geführt, wenn  auch  durch  die  reichsgerichtliche  Entscheidung 
vom  23.  Januar  1896  0,  wonach  bestimmt  wurde,  dass  die 
Share-Zertifikate  in  der  Weise  stempelpflichtig  seien,  dass  für 
jede  dadurch  beurkundete  Aktie  von  1  £  der  Minimalsatz  von, 
Mk.  1,50  zu  erheben  sei,  dieser  Geschäftszweig  schwer  be- 
troffen wurde.  Es  gelang  der  Gesellschaft  trotzdem,  die  ihr 
übertragenen  ausländischen  Vertretungen  weiter  zu  führen. 
Heute  ist  die  Deutsche  Treuhand-Gesellschaft  kontinentale 
Vertreterin  einer  grossen  Anzahl  ausländischer  Goldminen- 
gesellschaften. 

Auch  auf  dem  Gebiete  der  Schutzvereinigung  hat  die 
Deutsche  Treuhandgesellschaft  bisher  Hervorragendes  geleistet. 
Mit  dem  Anwachsen  des  im  Auslande  investierten  deutschen 
Kapitals  wurde  es  für  die  deutschen  Inhaber  ausländischer 
Wertpapiere  immer  mehr  Bedürfnis,  sich  in  Notlagen  um  eine 
Zentralstelle  gruppieren   zu  können,  die  dank  ihrer  autorita- 


1)  Vgl.  Reichsgerichtliche  Entscheidungen,  Bd.  XXXVI,  No.  28,  S.  154. 
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tiven  Stellung,  die  gefährdeten  Interessen  im  Auslande  mit 
Erfolg  und  Nachdruck  verfechten  konnte. 

Wir  werden  später  auf  diesen  Geschäftszweig  des  nähern 
zu  sprechen  kommen. 

Ein  weiteres  fruchtbares  und  grosses  Betätigungsfeld 
brachte  dem  Institut  das  „Reichsgesetz  von  1899  betreffend 
die  gemeinsamen  Rechte  der  Besitzer  von  Schuldverschrei- 
bungen",^  auf  Grund  dessen  die  Deutsche  Treuhand-Gesell- 
schaft von  diesem  Jahre  an  eine  rege  Tätigkeit  auf  dem 
Gebiete  der  Gläubigervertretung  und  Pfandhalterschaft  ent- 
wickeln konnte.  Wir  erinnern  hier  an  die  durch  die  Deutsche 
Treuhand-Gesellschaft  grossartig  und  mit  ausgezeichnetem 
Erfolg  durchgeführten  Sanierungen  anlässlich  der  1901  über 
einen  Teil  der  deutschen  Hypothekenbanken,  die  sogen. 
Spielhagenbanken,  hereingebrochenen  Krisis. 

Das  durch  die  Deutsche  Treuhand-Gesellschaft,  welche 
damals  unter  der  Leitung  des  nachmaligen  Staatssekretärs 
Dernburg  stand,  vertretene  Gläubigerkapital  betrug  nahezu 
500  Millionen  Mark. 

Die  anlässlich  dieser  Sanierungen  gemachten  Erfahrungen 
brachten  der  Leitung  der  Deutschen  Treuhand-Gesellschaft 
den  Gedanken  nahe,  dass  durch  ständige,  sachkundige 
Revisionen  solche  Katastrophen  zum  grossen  Teil  vermieden 
werden  könnten. 

Erst  in  diesem  Jahre  nahm  nun  infolge  dieser  Erwä- 
gungen die  Deutsche  Treuhand-Gesellschaft  denjenigen  Ge- 
schäftszweig in  ihr  Arbeitsprogramm  auf,  der  heute  zur  Haupt- 
betätigung unserer  Treuhand-Gesellschaften  geworden  ist ;  wir 
meinen  die  Uebernahme  dauernder  und  vorübergehender 
Bilanzrevisionen,  ein  Gebiet,  mit  welchem  sich  die  englischen 
und  amerikanischen  Trust-Companies  nicht  befassen. 

Zugleich  wurde  die  Ausgabe  verzinshcher  Obligationen 


0  Vgl.  Reichsgesetzblatt,  Jahrg.  1899,  No.  47,  S.  691-698;  ferner 
Esser.  Rob.,  Köln,  Bemerkungen  zu  diesem  Gesetz,  Schriften  des  Vereins 
für  Sozial-Politik,  Bd.  VI,  S.  419—420. 
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an  Stelle  hinterlegter  Wertpapiere  aus  dem  Geschäftskreis 
der  Gesellschaft  gestrichen,  wodurch  dieselbe  den  Charakter 
einer  wirklichen  Treuhand-Gesellschaft  annahm. 

Auf  dieser  Grundlage  hat  sich  nun  die  Deutsche  Treu- 
hand-Gesellschaft in  allen  Geschäftszweigen  in  erfolgreicher 
Weise  weiterentwickelt.  Sie  verfügt  heute  über  ein  voll  ein- 
bezahltes Aktienkapital  von  2  Millionen  Mark  und  über  einen 
annähernd  ebenso  grossen  Reservefonds. 

Nach  ihrem  Vorbild  sind  im  Laufe  des  letzten  Jahrzehnts 
in  kurzen  Zwischenräumen  eine  ganze  Anzahl  ähnlicher  Insti- 
tute entstanden,  die  im  allgemeinen  folgenden  Geschäftskreis 
umfassen : 

1.  Die  Vertretung  der  Besitzer  von  Wertpapieren,  die  zur 
Wahrnehmung  gefährdeter  Interessen  gebotene  Errichtung 
von  Schutzvereinigungen,  die  Uebernahme  der  Ordnung  von 
Gesellschaften,  deren  Verhältnisse  in  Verfall  geraten  sind  und 
die  Rechtssicherung  notleidender  Hypotheken. 

2.  Die  Uebernahme  gelegentlicher  oder  dauernder  Ueber- 
wachung  und  Prüfung  der  Buchführung  gewerblicher  und 
landwirtschaftlicher  Betriebe. 

3.  Die  Uebernahme  von  Vermögensverwaltungen  jeder 
Art,  sowie  die  Uebernahme  des  Amtes  als  Testamentsvoll- 
strecker. 

4.  Die  fiskalische  Vertretung  ausländischer  Staaten,  Gesell- 
schaften oder  sonstiger  Körperschaften,  die  Uebernahme  des 
Amtes  als  Pfandhalter  oder  Treuhänder,  die  Ausübung  von 
Funktionen  einer  Hinterlegungsstelle  für  Aktien  und  Obli- 
gationen, sowie  die  Führung  von  Aktienbüchern,  Registrie- 
rungen und  Umschreibungen. 

5.  Die  Umwandlung  von  Privatunternehmungen  in  die 
Form  der  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung,  oder  der 
Aktiengesellschaft. 

6.  Die  Uebernahme  aller  mit  der  vorstehenden  Tätigkeit 
im  Zusammenhange  stehenden  Finanztransaktionen,  sowie 
der  Erwerb,  die  Veräusserung,  die  Verpfändung  von  Mobilien, 
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Immobilien,  Hypotheken  und  sonstigen  Forderungen  und 
Rechten  für  eigene  und  fremde  Rechnung.  Die  Akzeptierung 
von  Wechseln  und  die  Gewährung  ungedeckter  Kredite  ist 
meistenteils  ausgeschlossen  und  das  Recht  der  Errichtung 
von  Zweigniederlassungen  im  In-  und  Ausland  vorbehalten.^) 

In  neuerer  Zeit  besorgen  diese  Institute  auch  die  Führung 
der  Kuxenbücher,  die  Ausfertigung  von  Kuxscheinen  und  die 
Verwaltung  von  Kuxscheindepots.^) 

Wir  geben  im  Folgenden  ein  Verzeichnis  der  z.  Z.  in 
Deutschland  und  Oesterreich  bestehenden  Treuhand-Gesell- 
schaften, soweit  solche  in  Erfahrung  zu  bringen  waren.^) 

Die  Treuhand-Bank  für  Sachsen,  gegründet  1902  in 
Dresden,  Aktienkapital  200000  Mk.,  heute  500000  Mk.  Ihr 
Zweck  war  zuerst  der  Schutz  der  Spareinleger  der  Gesell- 
schaft Vereinigter  Spareinleger  m.  b.  H.  Seit  1907  wurde  der 
Geschäftskreis  in  obigem  Sinne  erweitert. 

Die  Revisions-  und  Vermögensverwaltungs-Aktiengesell' 
Schaft,  Berlin.  Gegr.  1905  von  der  Diskontogesellschaft  und 
der  Kommerz-  und  Diskontobank,  Kapital  1000000  Mk., 
einbezahlt  25  7o,  seit  1909  heisst  die  Firma  „Revision"  Treu- 
hand-Aktiengesellschaft Zweigniederlassungen  in  München 
und  Leipzig.  1907  wurde  die  Zweigniederlassung  in  München 
in  die  selbständige  Bayerische  Revisions-  und  Vermögens- 
verwaltungs-Aktiengesellschaft  umgewandelt.  Kapital  dieser 
Letzteren  400000  Mk. 

Die  Treuhand-Vereinigung  Aktiengesellschaft,  Berlin  und 
Dresden,  gegr.  1905  durch  die  Dresdener  Bank  und  den 
Schaafhausen'schen  Bankverein.  Kapital  1000000  Mk.,  25  7o 
einbezahlt. 


V. 


1)  Vgl.  Warschauer,  O.,  Treuhand-Gesellschaften  und  die  Aufsichts- 
ratsfrage in  Deutschland,  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik, 
3.  Folge,  Bd.  XXXV,  1908,  S.  476. 

2)  Rosendorf f,  R.,  a.  a.  O.  S.  618. 

3)  Hiezu  dienten  die  Geschäftsberichte  der  meisten  dieser  Gesell- 
schaften, sowie  einschlägige  Artikel  aus  der  deutschen  und  österreichischen 
Presse. 


Die  Allgemeine  Revisions-  und  Verwaltungs-Aktiengesell- 
schaft, Berlin.  Gegr.  1906  durch  die  Internationale  Bank  in 
Luxemburg,  die  Vereinsbank  in  Hamburg  und  einige  Privat- 
banken.   Kapital  1000000  Mk.,  einbezahlt  25  7o. 

Die  Mecklenburgische  Treuhand-Gesellschaft  mit  be- 
schränkter Haftung  in  Schwerin.  Gegr.  1906  von  der 
Mecklenburgischen  Hypotheken-  und  Wechselbank.  Kapital 
1000000  Mk.,  einbezahlt  25  7o. 

Die  Treuhand-Gesellschaft  beeideter  Revisoren,  m.  b.  H. 
in  Berlin.  Gegründet  1907  von  sieben  gerichtlichen  Bücher- 
revisoren. Kapital  100000  Mark,  einbezahlt  25  7o.  Die  Gesell- 
schaft bezweckt,  ihren  Mitgliedern  Gelegenheit  zu  geben, 
Revisionen  unter  dem  Namen  einer  Treuhandgesellschaft 
auszuüben,  da  viele  Firmen  Bilanzatteste  von  Treuhandgesell- 
schaften gegenüber  solchen  von  Einzelrevisoren  bevorzugen. 

Die  Delkredere-  undTreuhand- Aktiengesellschaft  in  Frank- 
furt a.  M.  Die  Gesellschaft  bezweckte  die  Uebernahme  des 
Delkredere  bei  Forderungen.  Dieser  Geschäftszweig  wurde 
jedoch  schon  nach  Ablauf  des  ersten  Geschäftsjahres  auf- 
gegeben, da,  wie  der  Jahresbericht  von  1908  sagt,  die  Mittel 
in  den  andern  Geschäftszweigen  lohnendere  Verwendung 
fanden.  Dagegen  pflegt  das  Institut,  wie  auch  einige  andere 
Treuhand-Gesellschaften,  die  Diskontierung  von  Buchforderun- 
gen mit  gutem  Erfolg.  Filialen  in  Berlin  und  Stuttgart.  Kapital 
1,5  Millionen  Mark,  V2  einbezahlt.  Nach  Aufgabe  des  Del- 
kredere-Geschäftes wurde  die  Firma  in  die  Mitteldeutsche 
Treuhand- Aktiengesellschaft  umgewandelt. 

Die  Bayerische  Treuhand- Aktiengesellschaft,  gegr.  1909 
von  der  Bayerischen  Vereinsbank  und  dem  Bankhaus  I.  N. 
Oberndoerffer  in  München.  Kapital  1,5  Millionen  Mark,  ein- 
bezahlt 2570.  Filialen  in  Nürnberg  und  Augsburg.  Auch 
sie  hat  die  Diskontierung  von  Buchforderungen  in  ihr  Ge- 
schäftsprogramm aufgenommen. 

Die  Rheinische  Treuhand- Aktiengesellschaft,  gegr.  1910 
von  der  Rheinischen  Kreditbank,  der  Süddeutschen  Bank  und 
drei  Privatbanken.     Kapital  1,5  Millionen  Mark. 
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Die  Sdilesisdie  Treuhand-  und  Vermögensverwaltungs- 
Gesellschaft,  A.-G.  in  Breslau,  gegr.  1909,  Kapital  500000 
Mark. 

Die   Ostdeutsche  Treuhand-Gesellschaft,  m.  b.  H.,  gegr. 

1908  in  Danzig. 

Die  Badische  Treuhand-Gesellschaft,  m.b.H.,  gegr.  1910 
in  Karlsruhe. 

Die  Treuhand-Aktiengesellschaft  in  Köln,  gegr.  1909. 

Die  Oesterreichische  Treuhand-Gesellschaft  A.-G.,  Prag, 
gegr.  1907.  Dieses  Institut  hat  eine  spezielle  Revisionsabtei- 
lung für  Steuer-  und  Fabrikationszwecke  errichtet.  1908  wurde 
diese  Gesellschaft  in  die  Deutsch-Oesterreichische  Treuhand- 
Gesellsdiaft  umgewandelt.     Zweigniederlassung  in  Dresden. 

Die   Ungarische  Allgemeine  Treuhandbank  A.-G.,   gegr. 

1909  von  der  Ungarischen  Allgemeinen  Sparkasse  im  Verein 
mit  der  Ungarischen  Eskompte-  und  Wechslerbank  und  der 
Assicurazioni  GeneraH. 

Wir  erwähnen  weiter: 

Die  Handwerker-Treuhand-Gesellschaft  in  Berlin.    Gegr. 

1910  von  der  Berliner  Handwerkskammer.  Zweck  dieser  Ge- 
sellschaft ist,  selbständigen  Personen  des  Handwerkerstandes 
im  Bezirk  der  Kammer,  die  unverschuldet  in  geschäftliche 
Schwierigkeiten  geraten  sind,  mit  sachverständigen,  guten 
Diensten  nach  Möglichkeit  zur  Seite  zu  stehen,  also  z.  B. 
Zahlungsaufschub  zu  erwirken.  Bare  Unterstützungen  sind 
grundsätzlich  ausgeschlossen ;  es  soll  vielmehr  bei  Zahlungs- 
schwierigkeiten ohne  Ueberschuldung  eine  Gesundung  der 
geschäftlichen  Verhältnisse  eingeleitet  werden.  Bei  über- 
schuldeten Geschäften  dagegen  wird  es  Aufgabe  sein,  einen 
aussergerichtUchen  Vergleich  mit  den  Gläubigern  zu  erleichtern. 
Dieses  Institut  arbeitet  unentgeltlich  und  wird  ehrenamtlich 
verwaltet. 

Die  Treuhand-Gesellschaft  „Versidierungsschutz" ,  Leipzig. 
Diese  Gesellschaft  will  es  sich  zur  Aufgabe  machen,  unter 
Pflege  eines  konzilianten  Verhältnisses  zu  den  Versicherungs- 
gesellschaften, Versicherten,  namentlich  aber  Industriellen  und 
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Gewerbetreibenden,  ständig  mit  unabhängigem  Rat  zur  Seite 
zu  stehen.  Sie  übernimmt  alle  Arbeiten,  Korrespondenzen 
usw.,  die  dem  Versicherungsnehmer  bei  ordnungsmässiger 
Erledigung  des  Versicherungsgeschäftes  erwachsen. 

Die  Leipziger  Treuhand- Gesellsdiaft  der  Hausbesitzer, 
m.  b.  H.,  gegr.  1910  vom  Vorstand  des  Allgemeinen  Haus- 
besitzervereins Leipzig.  Zweck  dieser  Gesellschaft  ist  in  erster 
Linie  Vermietungsvermittlung  und  Prüfung  der  Wertberech- 
nung über  Hausgrundstücke. 

Die  Geschäftsprogramme  dieser  drei  letztgenannten  Ge- 
sellschaften stehen  mit  dem  Tätigkeitsfeld  einer  wirklichen 
Treuhand-Gesellschaft  in  keinem  Zusammenhang.  Sie  wurden 
hier  nur  angeführt,  um  darzulegen,  wie  auch  die  Bezeichnung 
„Treuhand-Gesellschaft«,  ebenso  wie  der  Ausdruck  „Trust", 
vielfach  fälschlicherweise  verwendet  wird. 

Erwähnenswert  ist  auch  eine  1911  erschienene  propa- 
gandistische Broschüre  eines  deutschen  Rechtsanwaltes,  der 
darin  seine  Berufskollegen  auffordert,  sich  zu  einer  Treuhand- 
gesellschaft m.  b.  H.  deutscher  Rechtsanwälte  und  Notare  zu- 
sammenzuschliessen,  um  sich  so  der  empfindlichen  Konkur- 
renz der  Treuhand-Gesellschaften  zu  erwehren.^) 


»)  Vgl.  Soldau.  Hans,  Die  Treuhand  der  deutschen  Rechtsanwälte 
und  Notare,  Mainz  1911  (erschienen  in  .Standesfragen  deutscher  Rechts- 
anwälte", Heft  4).  Es  wird  dort  u.  a.  gesagt:  „Aus  den  Geschäftsberichten 
der  deutschen  Treuhand-Gesellschaften  geht  hervor,  dass  sie  in  immer 
steigendem  Masse  die  Revision  ganzer  Unternehmungen,  Durchführung 
von  Liquidationen,  Arrangements,  Sanierungen,  Gründungen,  Pfandhalter- 
schaften,  ja  selbst  Verwaltungen  von  Konkursen,  Vollstreckung  von  Testa- 
menten und  ähnliches  mehr  übertragen  bekommen.  An  diesen  grosskapita- 
lisüschen  Unternehmungen,  die  der  aussergerichtUchen  Tätigkeit  und  Ver- 
trauensstellung der  Rechtsanwälte  das  Lebenslicht  ausblasen,  sind  immer 
auch  Rechtsanwälte  beteiligt.  Wenn  sich  die  Entwicklung  so  fortsetzt, 
werden  die  Rechtsanwälte  immer  mehr  Angestellte  werden.  Da  müssen 
wir  uns  erhalten,  und  dazu  ist  das  erste  Mittel  die  Errichtung  einer  Treu- 
handgesellschaft, die  alles  leistet,  was  die  Trust  Companies  Amerikas  und 
die  neu  aufkommenden  deutschen  Treuhand-Gesellschaften  leisten. 

Die  neue  Organisation  wird  die  den  einzelnen  anvertrauten  Vermögen 
in  Verwahr  nehmen  und  anlegen;  sie  wird  ohne  eigenes  Risiko  Hundert- 
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Welche  Erfolge  dieser  sehr  optimistisch  gehaltene  Aufruf 
zu  verzeichnen  hat,  entzieht  sich  unserer  Kenntnis.  Wir 
glauben  aber  nicht,  dass  sich  eine  solche  Vereinigung  von 
Rechtsanwälten  zur  Ausübung  der  Treuhändertätigkeit  beson- 
ders gut  eignen  würde. 

Die  Geschäftsberichte  der  bedeutenderen  Treuhand-Ge- 
sellschaften zeigen  fast  ausnahmslos,  dass  alle  Geschäftszweige, 
besonders  aber  die  Bücher-  und  Bilanzrevision,  in  steter  Zu- 
nahme begriffen  sind.  Trotz  ihres  kurzen  Bestehens  können 
die  meisten  dieser  Unternehmungen  schon  heute  auf  eine 
erspriessliche  und  bedeutungsvolle  Wirksamkeit  zurückblicken. 


tausenden  einen  Schutz  gewähren  können,  wie  es  der  Staat  nicht  besser 
kann ;  sie  wird  die  Anwaltschaft  zu  neuen  Ufern  führen  und  neue  Gebiete 
zur  Bebauung  eröffnen." 
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II.  TEIL. 


Die  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft. 

(Organisation,  Bilanzen,  Geschäfte.) 
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A.  Organisation. 
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Die  ausgezeichneten  Erfolge,  welche  die  Deutsche  Treu- 
hand-Gesellschaft mit  der  Sanierungs-  und  Revisionstätigkeit 
zu  verzeichnen  hatte,  sowie  die  Erkenntnis,  dass  das  mo- 
derne Wirtschaftsleben  immer  mehr  Aufgaben  bietet,  die  am 
erfolgreichsten  durch  Treuhandinstitute  gelöst  werden,  brachten 
der  Verwaltung  des  Schweiz.  Bankvereins  den  Gedanken 
nahe,  auch  in  der  Schweiz  ein  solches  Unternehmen  ins 
Leben  zu  rufen. 

Die  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  (Societe  anonyme 
fiduciaire  suisse,  Swiss  Trust  Company),  wurde  am  19.  Sep- 
tember 1906  von  obgenanntem  Bankinstitut  in  Form  einer 
Aktiengesellschaft  gegründet. 

Das  Gesellschaftskapital  beträgt  eine  Million  Franken, 
eingeteilt  in  1000  auf  den  Namen  lautende  Aktien  ä  1000  Fr. 
Davon  wurden  25  7o  bar  einbezahlt. 

Die  Statuten  von  1906,  die  bis  heute  keiner  Revision 
unterworfen  worden  sind,  nennen  in  §  2  folgende  Geschäfte 
als  Gegenstand  des  Unternehmens: 

1.  Die  Uebernahme  der  Funktionen  eines  Pfandhalters  oder  Treu- 
händers (Trustee); 

2.  die  Ausstellung,  Mitausstellung  oder  Gegenzeichnung  von  Zerti- 
fikaten oder  Depotscheinen  an  Stelle  hinterlegter  Wertpapiere; 

3.  die  Vertretung  in-  und  ausländischer  Gesellschaften  zum  Zwecke 
von  Aktienregistrierungen  und  zur  Vornahme  von  Aktienumschreibungen; 

4.  die  Vertretung  der  Besitzer  in-  und  ausländischer  Wertpapiere, 
insbesondere  die  Uebernahme  von  Vertretungen  der  gemeinsamen  Rechte 
der  Besitzer  von  Partialen  (Pfandbriefen,  Obligationen  oder  Schuldver- 
schreibungen) grösserer  Anleihen;  ferner  die  Errichtung  von  Schutzver- 
einigungen, die  Beteiligung  an  solchen  und  die  Uebernahme  von  Sekre- 
tariatsgeschäften derselben ; 
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5.  die  Uebernahme  dauernder  oder  vorübergehender  Ueberwachungs- 
und  Revisionsfunktionen;  insbesondere  auch  von  Bilanzprüfungen,  Ab- 
rechnungen und  ähnlichen  Tätigkeiten; 

6.  die  Organisation  und  Reorganisation  von  Gesellschaften  und  die 
Uebernahme  verwandter  Transaktionen; 

7.  die  Uebernahme  von  Vermögensverwaltungen  und  Liquidationen 
aller  Art; 

8.  die  Uebernahme  der  Funktionen  eines  Finanzagenten  für  fremde 
Staaten,  Gesellschaften  und  Korporationen; 

9.  die  Uebernahme  aller  Geschäfte  und  Funktionen,  welche  nach  dem 
Ermessen  der  Verwaltung  mit  den  vorgenannten  Tätigkeiten  oder  der  An- 
lage der  Mittel  der  Gesellschaft  in  Zusammenhang  stehen.  Die  Gesell- 
schaft ist  insbesondere  berechtigt  zum  Kauf,  Verkauf  und  zur  Beleihung 
von  Wechseln,  zum  Kauf,  Verkauf  und  zur  Beleihung  von  Wertpapieren 
und  zu  sonstigen  Bank-  und  Finanzgeschäften,  zum  Erwerb  und  zur  Ver- 
äusserung  sowie  zur  Verpfändung  von  Liegenschaften,  Hypotheken  und 
sonstigen  Forderungen  und  Rechten,  dies  alles  sowohl  für  eigene  als  für 
fremde  Rechnung. 

Nicht  gestattet  ist  der  Gesellschaft  die  Akzeptierung  von  Wechseln, 
die  Ausstellung  von  Eigenwechseln  und  die  Gewährung  von  Blanko- 
krediten. 

Dieses  Geschäftsprogramm  entspricht  fast  wörtlich  dem- 
jenigen der  Deutschen  Treuhand-Gesellschaft. 

§  3  der  Statuten  berechtigt  die  Gesellschaft,  für  ihre  Ge- 
schäftszwecke an  andern  Orten  des  In-  und  Auslandes  Zweig- 
niederlassungen und  Agenturen  zu  errichten,  sowie  sich  bei 
andern  Unternehmungen  zu  beteiligen. 

Die  Dauer  der  Gesellschaft  ist  auf  keine  bestimmte  Zeit 
beschränkt  (§  4  der  Statuten). 

Nach  erfolgter  vollständiger  Einzahlung  kann  der  Ver- 
waltungsrat die  Umwandlung  der  Namenaktien  in  Inhaber- 
aktien beschliessen. 

Das  Aktienkapital  kann  jederzeit  durch  Beschluss  der 
Generalversammlung  erhöht  werden. 

Der  Verwaltungsrat  besteht  aus  drei  bis  sechs  Mitgliedern, 
welche  auf  die  Dauer  von  sechs  Jahren  gewählt  werden. 
Jedes  dritte  Jahr  wird  diese  Behörde  zur  Hälfte  erneuert. 
Die  austretenden  Mitglieder  sind  stets  wieder  wählbar.  Jedes 
Mitglied  des  Verwaltungsrates   muss  Eigentümer   von   fünf 
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Aktien  sein,  welche  während  seiner  Amtsdauer  und  nach 
deren  Ablauf  bis  zu  seiner  Entlastung  durch  die  Generalver- 
sammlung in  der  Gesellschaftskasse  hinterlegt  bleiben  und 
weder  veräussert  noch  beschwert  werden  dürfen. 

Der  Verwaltungsrat  ist  die  oberste  geschäftsleitende  Be- 
hörde der  Gesellschaft.  Er  kann  einen  beliebigen  Teil  seiner 
Befugnisse  an  eines  oder  mehrere  seiner  Mitglieder,  oder  an 
einen  oder  mehrere  Dritte  ausserhalb  seiner  Mitte  übertragen. 
Er  kann  insbesondere  für  die  ständige  Leitung  und  Ueber- 
wachung  der  Geschäfte  einen  Ausschuss  aus  seiner  Mitte 
bestellen.  Er  kann  ferner  für  die  Führung  der  laufenden 
Geschäfte  eine  Direktion,  aus  einer  oder  mehreren  Personen 
aus  seiner  Mitte  oder  ausserhalb  derselben  bestehend,  er- 
nennen und  kann  auch  neben  oder  statt  derselben  einen  oder 
mehrere  Prokuraträger  bezeichnen. 

Er  bestimmt  die  Kompetenzen  und  Pflichten  des  Aus- 
schusses, der  Direktion  und  der  Prokuraträger  und  setzt  die 
bezüglichen  Reglemente  für  dieselben,  sowie  sein  eigenes 
Reglement  fest. 

Der  Verwaltungsrat  bezeichnet  ferner  diejenigen  Personen 
aus  seiner  Mitte  oder  ausserhalb  derselben,  welchen  die  Ver- 
tretung der  Gesellschaft  nach  aussen  und  die  rechtsverbind- 
liche Unterschrift  für  die  Gesellschaft  oder  das  Recht,  die 
Firma  derselben  per  Prokura  zu  zeichnen,  zusteht. 

Die  Gesellschaft  wird  nur  durch  die  kollektive  Unter- 
schrift von  je  zweien  der  Berechtigten  verpflichtet.  (§  28  Stat.) 

Die  ordentliche  Generalversammlung  der  Gesellschaft  ist 
jedes  Jahr  innert  der  vier  ersten  Monate  des  Geschäftsjahres 
abzuhalten.  Ausserordentliche  Generalversammlungen  finden 
statt  auf  Wunsch  des  Verwaltungsrates  oder  der  Revisoren, 
oder  eines  oder  mehrerer  Aktionäre,  die  sich  zusammen  über 
den  Besitz  des  zehnten  Teils  des  Aktienkapitals  ausweisen. 

In  die  Kompetenz  der  Generalversammlung  fallen,  ausser 
den  bereits  erwähnten  Geschäften,  folgende  Angelegenheiten : 

a)  Abnahme  der  Bilanz  resp.  Genehmigung  der  Jahres- 
rechnungen und  der  Bilanz; 
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b)  Beschlussfassung  über  das  Ergebnis  der  Jahresrech- 
nungen und  der  Bilanz,  Festsetzung  der  Dividende  und  des 
Zeitpunktes  ihrer  Auszahlung  (beides,  a)  und  b),  nach  vor- 
heriger Entgegennahme  von  Bericht  und  Antrag  der  Revisoren); 

c)  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrates; 

d)  Wahl  der  Revisoren; 

e)  Festetzung  der  laut  §  26  an  den  Verwaltungsrat  und 
die  Revisoren  zu  vergütenden  Entschädigung.  (§  26  bestimmt, 
dass  an  Stelle  von  Entschädigungen  und  Sitzungsgeldern  für 
die  Mitglieder  des  Verwaltungsrates  und  der  Kontrollstelle, 
zu  Lasten  des  Unkostenkontos,  durch  die  Generalversamm- 
lung eine  Pauschalsumme  festgesetzt  werden  soll,  welche 
nach  Beschluss  des  Verwaltungsrates  zu  verteilen  ist.) 

Statutenänderungen,  einschliesslich  Erhöhung  oder  Herab- 
setzung des  Grundkapitals,  Erweiterung  des  Geschäftsbereichs 
durch  Aufnahme  verwandter  Gegenstände,  oder  Verengerung 
desselben,  Auflösung  und  Liquidation  der  Gesellschaft  und 
Vereinigung  derselben  mit  einer  andern  Gesellschaft  können 
nur  in  einer  Generalversammlung,  in  welcher  mindestens  zwei 
Dritteile  der  Aktien  vertreten  sind,  und  nur  durch  eine  Mehr- 
heit von  zwei  Dritteln  der  abgegebenen  Stimmen  beschlossen 
werden.  Ist  in  einer  solchen  Generalversammlung  nicht  die 
genügende  Anzahl  Aktien  vertreten,  so  ist  eine  zweite  Ge- 
neralversammlung einzuberufen,  welche  ohne  Rücksicht  auf 
die  Zahl  der  vertretenen  Aktien  durch  das  absolute  Mehr  der 
abgegebenen  Stimmen  gültig  beschliessen  kann.  Vorbehalten 
bleiben  die  Bestimmungen  des  Art.  627  O.-R. 

Die  Kontrollstelle  besteht  aus  zwei  Revisoren  und  einem 
Ersatzmann.  Sie  werden  auf  eine  Amtsdauer  von  drei  Jahren 
gewählt.  Die  Revisoren  haben  die  am  Ende  des  Geschäfts- 
jahres abzuschliessenden  Rechnungen  zu  prüfen  und  der 
nächsten  ordentHchen  Generalversammlung  Bericht  und  An- 
trag darüber  vorzulegen. 

Der  Gesellschaft  stehen  zur  Zeit  zwei  Direktoren  vor,, 
die  gleichzeitig  Leiter  beider  Sitze  sind. 
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Nach  §  3  der  Statuten  kann  die  Schweiz.  Treuhand- 
Gesellschaft  für  ihre  Geschäftszwecke  an  andern  Orten  des 
In-  und  Auslandes  Zweigniederlassungen  und  Agenturen  er- 
richten und  sich  auch  bei  andern  Unternehmungen  beteiligen. 
Von  dieser  Befugnis  wurde  Gebrauch  gemacht,  indem  die 
Gesellschaft  schon  im  ersten  Geschäftsjahre  neben  ihrem 
Hauptsitz  in  Basel  eine  Zweigniederlassung  in  Zürich  er- 
richtete, welche  im  Jahre  1909  in  einen  zweiten  Direktions- 
sitz umgewandelt  wurde. 

Durch  persönliche  Erkundigung  konnten  wir  vernehmen, 
dass  die  Gesellschaft  nicht  gedenkt  weitere  Sitze  oder  Zweig- 
niederlassungen zu  eröffnen,  mit  der  Begründung,  dass  durch 
weitere  Verzweigung  das  unbedingt  erforderhche  Zusammen- 
arbeiten und  der  enge  Kontakt  mit  den  Beamten  leiden 
müssten. 

Aehnliche  Gründe  scheinen  auch  die  Leitung  der 
Deutschen  Treuhand-Gesellschaft  dazu  zu  bestimmen,  keine 
weitern  Filialgeschäfte  zu  eröffnen.  Der  Jahresbericht  dieses 
Instituts  1910  sagt  hierüber: 

„Zahlreichen  Aufforderungen  gegenüber,  an  andern  Plätzen  Filialen 
zu  errichten,  oder  uns  an  neu  zu  gründenden  Revisionsunternehmungen 
zu  beteiligen,  haben  wir  uns  ablehnend  verhalten.  Einesteils  in  der  Er- 
wägung, dass  das  Geschäft  kein  genügend  lohnendes  ist  und  die  erhöhten 
Kosten  einzelner  kleinerer  Betriebe  erfahrungsgemäss  schlecht  tragen  kann, 
dann  aber  auch,  weil  eine  Dezentralisaüon  nicht  im  Interesse  unserer 
Arbeit  liegt,  deren  Art  es  wünschenswert  erscheinen  lässt,  dass  die  von 
allen  unseren  Beamten  an  den  verschiedenen  Plätzen  gemachten  Er- 
fahrungen an  einer  Zentralstelle  gesammelt,  verarbeitet  und  von  dieser 
allen  Beteiligten  zugänglich  gemacht  werden." 

Trotz  dieser  Erwägungen  erscheint  uns  die  Absicht, 
keine  weitern  Filialen  zu  eröffnen,  nicht  vorteilhaft.  Dies 
nicht  nur  mit  Rücksicht  auf  das  Revisionsgeschäft,  sondern 
auch  mit  Rücksicht  auf  die  Ausübung  der  Treuhänder- 
geschäfte. Bei  der  Vornahme  von  Revisionen  und  Sanierungen 
ist  es  notwendig,  dass  die  Treuhand-Gesellschaft  über  die 
lokalen  Verhältnisse  in  Handel  und  Verkehr  genau  orientiert 
ist  und   diese  Uebersicht  über  die  wirtschaftliche  Lage  ver- 
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schiedener  Arbeitsgebiete  würde  durch  die  Errichtung  von 
Zweiganstalten  ganz  wesentlich  erleichtert.  Besonders  in  der 
Schweiz,  wo  die  Zentren  der  verschiedenen  Hauptindustrieti 
örtlich  getrennt  sind,  erscheint  uns  dieser  Umstand  ausschlag-^ 
gebend.  So  würde  z.  B.  eine  westschweizerische  Filiale  in 
Genf,  aller  Voraussicht  nach,  vielfach  von  der  Uhrenbranche 
angehörenden  Betrieben  zu  Revisionen  und  Sanierungen 
herangezogen  werden.  Die  Leitung  dieser  Zweigniederlassung 
würde  dadurch  in  die  Lage  gesetzt,  über  diesen  Industrie- 
zweig eine  Fülle  wertvoller  Erfahrungen  zu  sammeln  und 
infolge  steter  Inanspruchnahme  durch  gleichartige  Unter-^ 
nehmungen  wäre  es  ihr  möglich,  für  die  Vornahme  von 
Revisionen  bei  solchen  Betrieben  spezielle  Beamte  auszu- 
bilden und  zu  beschäftigen. 

Was  die  Ausübung  der  Treuhändertätigkeit  anbetrifft,  so 
wurde  schon  darauf  hingewiesen,  dass  hier  das  Zutrauen  zur 
Gesellschaft  eine  bedeutende  Rolle  spielt.  Es  ist  selbstver- 
ständlich, dass  wir  uns  in  Vertrauensangelegenheiten  lieber 
an  uns  naheliegende  bekannte  Institute,  als  an  fern  ge- 
legene fremde  Gesellschaften  wenden.  Besonders  durch  die 
Ermöglichung  des  persönlichen  Verkehrs  zwischen  der  Treu- 
hand-Gesellschaft und  dem  Kunden  wird  das  Vertrauen  des 
Publikums  in  hohem  Masse  gefestigt ;  und  dieses  unbedingte 
Vertrauen  ist  zur  gedeihlichen  Entwicklung  der  Treuhänder- 
tätigkeit das  erste  Erfordernis. 

Durch  die  Eröffnung  weiterer  Zweiganstalten  würden  die 
Dienste  der  Treuhand-Gesellschaft  vielen  zugänglicher  ge- 
macht und  zweifellos  hätte  dies  eine  ganz  bedeutende  Zu- 
nahme der  Geschäfte  zur  Folge. 

Ein  weiterer  Umstand  der  sehr  zugunsten  der  Ver- 
zweigung  spricht,  ist  der,  dass  viele  Unternehmungen  Wert 
darauf  legen,  möglichst  von  denselben  Revisoren  bedient  zu 
werden.  Diesem  oft  berechtigten  Verlangen  könnte  bei  dem 
System  der  Dezentralisation,  wobei  die  Revisoren  ständig 
bestimmten  Zweigniederlassungen  zugeteilt  wären,  viel  eher 
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entsprochen  werden,  als  wenn  die  Arbeitsverteilung  von  einer 
einzigen  Zentralstelle  aus  geschieht. 

Prof.  Warschauer  sagt  zu  dieser  Frage  bezüglich  der 
deutschen  Treuhand-Gesellschaften :  ^) 

,In  je  höherem  Masse  sich  die  Einzelunternehmungen  ausbreiten 
werden,  desto  notwendiger  dürfte  für  sie,  namentiich  in  bezug  auf  die 
von  ihnen  zu  vollziehende  Revisionstätigkeit,  eine  Dezentralisaüon  der 
Arbeit  sein,  die  zu  lokalisieren  und  zu  spezialisieren  ist,  damit  bei  der 
ferneren  voraussichtlichen  Entwicklung  der  Geschäfte  nicht  der  Ueberblick 
erschwert  und  die  Sachkenntnis  getrübt  werde.  Der  Revisor  soll  beruflich 
konservativ  sein;  er  dient  nicht  voll  oder  nur  ausnahmsweise  der  Sache, 
wenn  er  an  den  verschiedenen  Teilen  des  Reiches  tätig  ist,  er  muss  in 
jeder  Beziehung  sein  Sondergebiet  haben  und  auf  diesem  durchwegs  ge- 
schult sein.  Zweigniederlassungen  werden  daher  immer  notwendiger 
werden  und  die  Zukunft  wird  auch  nach  dieser  Richtung  sicher  allgemein 
befriedigende  Resultate  schaffen.  Die  Treuhand-Gesellschaften  dürften 
hierbei  dem  Beispiel  der  Grossbanken  folgen,  deren  Produkt  sie  sind. 
Ein  allgemeines  Verzweigungssystem  wird  sich  allmählich  ausbilden  und 
in  jeder  grössern  deutschen  Stadt  wird  jede  hervorragende  Treuhand- 
Gesellschaft  eine  Filiale  unterhalten.  Es  dürfte  auch  unter  Umständen, 
namentlich  wenn  es  sich  um  die  Hauptstädte  der  Provinz  handelt, 
empfehlenswert  sein,  die  einmal  bestehenden  Zweigniederlassungen,  sofern 
sie  den  Beweis  der  Lebensfähigkeit  und  Rentabilität  gegeben  haben,  in 
selbständige  Aktiengesellschaften  umzuwandeln,  die  die  Nachfrage  nach 
Revisionen  durch  direkte  Propaganda  und  Agitationen  zu  steigern  sich 
bemühen  und  für  die  übrigen  Zweige  ihrer  Tätigkeit  in  dauernder  Fühlung 
mit  dem  Mutterinstitute  bleiben.' 

Diese  Aeusserungen  lassen  sich  sehr  wohl  auch  auf 
schweizerische  Verhältnisse  anwenden  und  es  ist  vorauszu- 
sehen, dass  wenn  die  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  sich  nicht 
dazu  entschliesst,  auch  in  den  Hauptstädten  der  West-  und 
Zentralschweiz  Zweiganstalten  zu  eröffnen,  an  diesen  Orten  in 
den  nächsten  Jahren  Konkurrenzunternehmungen  auftauchen 
werden.  Gerade  durch  die  Reorganisationen  und  Sanierungen 
anlässlich  der  jüngsten  Bankzusammenbrüche  wurden  die 
weitesten  Schichten  unserer  Bevölkerung  von  der  nutz- 
bringenden Tätigkeit  der  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft 
unterrichtet    und    das    Bedürfnis    nach    Errichtung    weiterer 

1)  Warschauer,  a.  a.  O.  491/2. 
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solcher  Institute  wird  nicht  lange  auf  sich  warten  lassen. 
Die  schnelle  Verbreitung  der  Treuhand-Gesellschaften  in 
Deutschland  kann  uns  in  dieser  Behauptung  nur  bestärken. 

Was  die  im  Anfang  erwähnten  Bedenken  bezüglich  der 
Eröffnung  weiterer  Zweigniederlassungen  anbetrifft,  so  glauben 
wir  doch,  dass  die  von  der  Leitung  der  Schweiz.  Treuhand- 
Gesellschaft  erwogenen  Nachteile,  gegenüber  den  oben  er- 
wähnten Vorteilen,  die  sich  aus  einer  weiteren  Verzweigung 
ergeben  würden,  zurücktreten  müssen.  Wenn  durch  letztere 
die  Einheitlichkeit  in  der  Leitung  und  das  Zusammenarbeiten 
erheblich  leiden  würden,  so  wäre  dann  immer  noch  der  Aus- 
weg frei,  dem  Vorschlag  von  Prof.  Warschauer  Folge  zu 
geben  und  die  sich  als  lebensfähig  erwiesenen  Zweiganstalten 
in  selbständige  Aktiengesellschaften,  welche  mit  dem  Mutter- 
institut in  enger  Beziehung  stehen  würden,   umzuwandeln. 

Unseres  Erachtens  wäre  es  durchaus  angezeigt,  von 
den  Befugnissen  des  §  3  in  angegebener  Weise  weitern 
Gebrauch  zu  machen. 
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B.  Bilanzen-  und  Gewinn-  und  Verlustrech- 
nungen der  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft. 
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Bilanzen. 

Aktiva. 


Nicht  einbezahltes  A 

ktienkapital :  Fr.  750  000.  - 

• 

Mobilien           Kasse       Postscheck   Wertschriften    Bankguthaben 

Debitoren 

1907 

3537.60    1564.15 

143  374.60    62786.75 

49  409.95 

1908 

4859.25     906.98      — 

143959.        53698.80 

59  462.90 

1909 

4373.33   7313.46 

143  959.        25948.50 

82289.75 

1910 

8453.83   5098.98  5655.87  131434.08    43  720.52 

108949.09 

1911 

5000.       3551.08  2940.06  104709.       104170.32 

109674.70 

1912 

1.        3815.12     915.87  104709.        99719.62 

Passiva. 
Aktienkapital :  Fr.  1  000  000.  — . 

155686.37 

Reserve-           i^r«.Hitnr«»fi 

Vorübergehende      Gewinn  und 

Unterstfit- 

fonds               Kreditoren 

Depositen          Verlust  Konto 

zungsfonds 

1907 

.—                       — 

10673.05 

1908 

533.65        1 387.74 

10965.54 

1909 

1081.95        1779.87 

11022.22 

1910 

1633.07       17839.46 

19415.           14424.84 

— 

1911 

2354.32      39700.76 

13026.19      24963.89 

1912 

3602.52      44892.50 

31369.33      24982.62 

10000. 

• 

Gewinn-  und 

Verlust-Rechnungen. 
Debet. 

Unkosten 

Abschreibungen 

Gewinn 

1907 

25033.19 

1099. 

10673.05 

1908 

58290.38 

540. 

10965.54 

1909 

93  426.57 

853.37 

11022.22 

1910 

127698.73 

1000. 

14424.84 

1911 

198896.13 

5724.93 

24  963.89 

1912 

248365.28 

12  431.89 
Kredit. 

24982.62 

Gewinnvortrag 

Provisionen 

Zinsen 

1907 

24564.55 

12240.69 

1908 

139.40 

59260.01 

10396.51 

1909 

417.24 

95  000.05 

9  884.87 

1910 

471.10 

132061.57 

10590.90 

1911 

462.88 

218954.07 

10168. 

1912 

472.59 

-     273  990.72 

11316.48 

.( 
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Wie  aus  obiger  Zusammenstellung  ersichtlich  ist,  beträgt 
das  Betriebskapital  der  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  eine 
Million  Franken,  wovon  25  7o  einbezahlt  sind.  Davon  be- 
finden sich  967  Aktien,  entsprechend  einem  einbezahlten 
Kapital  von  Fr.  241  750.  — ,  im  Eigentum  des  Schweiz.  Bank- 
vereins, der  Rest  ist  in  Händen  von  Privaten. 

Es  mag  auf  den  ersten  Blick  merkwürdig  erscheinen, 
dass  Gesellschaften,  die  wirtschaftlich  von  so  grosser  Bedeu- 
tung sind,  über  relativ  kleine  Grundkapitalien  verfügen.  Dies 
erklärt  sich  aus  dem  Umstand,   dass  die  Art  der  Geschäfte, 
welche  die  Treuhand-Gesellschaften  betreiben,  keine  grossen 
Aktienkapitalien  erfordern.    Das  Aktienkapital  dient  weniger 
als  Betriebskapital  denn  als  Garantiekapital.    Dabei  wird  na- 
türlich vorausgesetzt,   dass  Bankgeschäfte,  die  spekulativen 
Charakter  tragen,  von  Treuhand-Gesellschaften  nicht  betrieben 
werden.  Es  ist  auch  gar  nicht  denkbar,  dass  Treuhandinstitute, 
die   neben  dem  Revisionsgeschäft  Treuhänderfunktionen  in 
den  Vordergrund  ihrer  Tätigkeit  stellen,   spekulative  Bank- 
geschäfte   unternehmen    können,    ohne    sich    dadurch   ihre 
eigene  Existenz   als  Treuhand-Gesellschaft  zu  untergraben. 
Für  alle  Unternehmungen,  welche  Vermögensverwaltungen 
und  Willensvollstreckungen  betreiben,  ist  die  absolute  Ent- 
haltung von  der  Spekulation  unbedingtes  Erfordernis. 

Für  den  geschäftlichen  Erfolg  der  Treuhand-Gesell- 
schaften ist  das  Zutrauen,  das  sie  bei  ihrer  Kundschaft  ge- 
niessen,  sowie  die  Autorität  der  leitenden  Stellen  ausschlag- 
gebend und  nicht  die  Grösse  des  Gesellschaftskapitals.  Nur 
wenn  das  Publikum  unbedingtes  Vertrauen  in  die  Leistungs- 
fähigkeit und  in  die  Verschwiegenheit  sowohl  der  Leiter  als 
auch  der  Beamten  setzt,  werden  diese  Unternehmungen  mit 
Erfolg  arbeiten  können.  Ist  dieses  Vertrauen  einmal  erschüt- 
tert, so  würde  die  Treuhand-Gesellschaft,  auch  wenn  sie  mit 
grossen  Kapitalien  ausgestattet  wäre,  nicht  mehr  bestehen 
können.  Neben  diesem  absoluten  Erfordernis  der  Vertrauens- 
würdigkeit ist  es  eine  der  Hauptaufgaben  der  Direktion  der 
Treuhand-Gesellschaft,  mit  Regierungs-  und  Gerichtsbehörden, 
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Börse  und  Grossindustrie  in  steter  Beziehung  zu  stehen,  denn 
nur  dann  wird  die  Gesellschaft  im  Falle  sein,  ihre  Autorität 
zur  Geltung  zu  bringen.  Gerade  in  dieser  Beziehung  ist  der 
Zusammenhang  der  Treuhand-Gesellschaft  mit  einer  Gross- 
bank von  grosser  Bedeutung. 

Aus  dem  gleichen  Grunde  kommt  bei  den  Treuhand- 
Gesellschaften  auch  den  Reserven  lange  nicht  die  gleiche 
Bedeutung  zu  wie  bei  Bankinstituten.  Sie  stellen  einfach 
eine  Erhöhung  des  Betriebskapitals  dar,  und  da  dessen  Höhe 
unwesentlich  ist,  so  ist  es  zwecklos,  weitere  Rückstellungen,, 
als  die  gesetzlich  vorgeschriebenen  vorzunehmen. 

Bei  der  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  werden  dem 
ordentlichen  Reservefonds  5  7«  von  dem  aus  der  Bilanz  sich 
ergebenden  Reinertrag  zugewiesen  (§  31  Stat.).  Die  Einlagen 
in  denselben  hören  auf,  wenn  er  die  Höhe  von  20  7^  des 
Nominalbetrages  des  Aktienkapitals  erreicht  hat  und  sind  erst 
wieder  aufzunehmen,  wenn  er  durch  Inanspruchnahme  unter 
diesen  Betrag  gesunken  ist  (§  32  der  Statuten). 

Bis  zu  ihrer  Verwendung  bilden  die  Reserveanlagen 
einen  Teil  des  Betriebsfonds  und  werden  weder  getrennt  ver- 
waltet noch  verzinst. 

Ferner  gibt  §  32  der  Statuten  (O.  R.  631 2)  der  General- 
versammlung das  Recht,  Reserveanlagen  zu  beschliessen, 
welche  nicht  durch  die  Sicherstellung  des  Unternehmens  er- 
fordert sind ;  ebenso  kann  sie  darüber  nach  freiem  Ermessen 
auf  Vorschlag  des  Verwaltungsrates  verfügen.  Insbesondere 
kann  eine  allfällige,  durch  Beschluss  der  Generalversammlung 
aus  dem  Reingewinn  angesammelte  Dividenden-Reserve,  auf 
Vorschlag  des  Verwaltungsrates,  durch  Beschluss  der  General- 
versammlung zur  Ausrichtung  oder  Ergänzung  von  Dividen- 
den an  die  Aktionäre  oder  zur  Deckung  von  Verlusten  ver- 
wendet werden. 

Der  ordentliche  Reservefonds  beträgt  heute  Fr.  3602.  52. 
Eine  weitere  Reserve  bildet  der  1911  mit  10000  Fr.  geäuffnete 
Unterstützungsfonds,  der  1912  mit  dem  nämlichen  Betrag 
dotiert  wurde. 
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Aehnliche  Bestimmungen  finden  sich  in  den  Statuten 
der  meisten  deutschen  Treuhand-Gesellschaften.  Eine  grosse 
Ausnahme  betreffend  Höhe  von  Kapital  und  Reserven  macht 
die  deutsche  Treuhand-Gesellschaft,  deren  Reservefonds  bei 
einem  voll  einbezahlten  Aktienkapital  von  2  Millionen  Mark 
Ende  1911  die  Höhe  von  Mk.  1750000.—  erreichte.  Diese 
Ausnahme  erklärt  sich  aus  der  in  der  Einleitung  erörterten 
Entwicklung  dieses  Institutes,  einerseits  dadurch,  dass  das- 
selbe früher  den  Charakter  einer  Finanzierungsgesellschaft 
trug,  was  natürlich  auch  grössere  Reservestellungen  bedingte, 
andererseits  aus  dem  Umstand,  dass  die  Deutsche  Treuhand- 
Gesellschaft  heute  noch  in  viel  ergiebigerem  Masse  Bank- 
geschäfte betreibt,  als  die  meisten  ihrer  Schwestergesell- 
schaften. ^) 

Die  Zusammenstellung  der  Gewinn-  und  Verlustrech- 
nungen gibt  ein  anschauliches  Bild  über  die  bisherige  Ent- 
wicklung der  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft.  Wir  bemerken, 
wie   sich   die  Einnahmen  aus  Provisionen  von  Jahr  zu  Jahr 
in   starkem  Masse  steigern,   wie   aber  andererseits  auch  die 
Unkosten    in    nahezu    dem    gleichen    Verhältnis    zunehmen. 
Daraus  ergibt  sich,  dass   der  Hauptteil   der  Einnahmen   aus 
Provisionen   aus  dem  Revisionsgeschäft   und   nicht  aus  der 
eigentlichen  Treuhändertätigkeit  oder  aus  Bankgeschäften  her- 
rührt; denn  normalerweise  hat  kein   anderer  Geschäftszweig 
der  Treuhand-Gesellschaft,  bei  Ausdehnung  des  Betriebes,  ein 
derartiges  Anwachsen  der  Unkosten  zur  Folge.  Es  lässt  sich 
dies    daraus    erklären,    dass    zu    gewissenhaften   und   sach- 
kundigen Revisionen  nur  ganz  zuverlässige  Beamte  mit  aus- 
gezeichneter Vorbildung  verwendet  werden  können,  die  na- 
türlich   dementsprechend    honoriert    werden    müssen.     Die 
Treuhandinstitute,  welche  das  Revisionsgeschäft  in  den  Vor- 
dergrund  ihrer  Tätigkeit  stellen,   werden   deshalb  stets  mit 
dem  Umstand  rechnen  müssen,   dass  der  Reingewinn,  trotz 
Ausdehnung  des  Betriebes,  durch  die  dadurch  bedingte  Zu- 
nahme der  Handlungsunkosten  stark  beeinflusst  wird. 

1)  Vgl.  .Plutus",  V.  24.  März  1906,  S.  221. 
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Der  Geschäftsbericht  der  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft 
für  1911  sagt  hierüber: 

.Die  Zunahme  der  Zahl  der  uns  erteilten  Aufträge  hatte  eine 
wesentliche  Steigerung  unserer  Einnahmen  aus  Provisionen  und  Vergü- 
tungen zur  Folge;  sie  bedingt  indessen  eine  beträchüche  Erhöhung  der 
Unkosten,  hauptsächlich  da  die  Ausdehnung  der  Geschäfte  eine  erhebliche 
Vermehrung  unseres  Personals  erforderte;  während  wir  das  Jahr  1910  mit 
13  Beamten  begannen,  benötigten  wir  im  Berichtsjahre  die  doppelte  Anzahl, 
um  den  wachsenden  Anforderungen,  die  an  uns  herantraten,  entsprechen 
zu  können." 

Eine  Gegenüberstellung  der  Handlungskosten  und  der 
Provisionen  und  Revisionsgebühren  der  Deutschen  Treuhand- 
Gesellschaft  weist  während  der  letzten  vier  Jahre  folgende 
Zahlen  auf: 

Provisionen  und 
Revisionsgebuhren 


Handlungsliosten 


1909 
1910 
1911 
1912 


Mk. 


Mk. 


804  457.— 

994  358.— 

1125907.- 

1  247  490.— 


622  477.— 

794135.— 

872142.— 

1  008  620.— 

Es  ergibt  sich  hieraus,  dass  die  starke  Steigerung  der 
Einnahmen  aus  dem  Revisionsgeschäfte  auch  bei  der  Deut- 
schen Treuhand-Gesellschaft  eine  entsprechend  grosse  Zu- 
nahme der  Handlungsunkosten  zur  Folge  hat. 

Hiezu  bemerkt  der  Geschäftsbericht  pro  1910  dieses  In- 
stitutes : 

»Auch  das  finanzielle  Ergebnis  kann  als  ein  befriedigendes  be- 
trachtet werden,  wenngleich  wir  wiederum  erfahren  mussten,  dass  die 
ständige  Zunahme  unseres  Revisionsgeschäftes  eine  unverhältnismässig 
starke  Erhöhung  unserer  Geschäftsunkosten  bedingt.  Fast  ausschliesslich 
dem  Revisionsgeschäft  ist  es  zuzuschreiben,  dass  unsere  Handlungs- 
unkosten eine  weitere  Steigerung  von  nicht  weniger  als  Mk.  171  658.— 
aufweisen.  Demgemäss  ist  die  Erhöhung  unserer  Einnahmen  aus  Provi- 
sionen und  Revisionsgebühren  eine  nur  massige.  Der  Nutzen  der  Revi- 
sionstätigkeit erscheint  um  so  bescheidener,  wenn  die  mit  dieser  ver- 
bundene Arbeitslast  und  ferner  der  Umstand  in  Betracht  gezogen  wird, 
dass  sich  unter  den  Unkosten  notwendigerweise  ein  bedeutenderer  Betrag 
befindet,  der  aus  fest  vertraglichen  Verpflichtungen  gegenüber  den  Beamten 
engagiert  ist  und  der  sich  auch  in  ungünstigen  Zeiten  nicht  vermindern 
wird." 
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Dieser  letztere  Umstand  fällt  allerdings  für  die  Schweiz. 
Treuhand-Gesellschaft  nicht  in  Betracht,  da  dieselbe  während 
des  ganzen  Jahres  vollauf  beschäftigt  ist  und  infolge  der 
Schwierigkeit  der  Rekrutierung  ihres  Beamtenstabes  nur  mit 
Mühe  allen  Aufträgen,  die  an  sie  gelangen,  nachkommen  kann. 

Immerhin  ist  eine  Aenderung  in  den  Gewinnverhältnissen 
aus  dem  Revisionsgeschäft  in  nächster  Zeit  nicht  zu  erwarten, 
da  eine  weitere  Zunahme  dieses  Geschäftszweiges  auch  ferner- 
hin eine  Vermehrung  des  Personals  bedingen  wird,  was  sich 
nur  mit  grossen  finanziellen  Opfern  durchführen  lässt,  und 
weil  ferner  die  Erhöhung  der  Revisionshonorare  die  Fort- 
entwicklung dieses  Hauptgeschäftszweiges  in  schädigender 
Weise  beeinflussen  würde.  Dagegen  ist  damit  zu  rechnen, 
dass  die  Zunahme  des  Revisionsgeschäftes  auch  eine  Aus- 
dehnung der  übrigen  durch  die  Schweiz.  Treuhand-Gesell- 
schaft betriebenen  Geschäftszweige  zur  Folge  hat;  wir  denken 
hier  besonders  an  Sanierungen,  Liquidationen  und  Pfand- 
halterschaften.  Aus  diesem  Grunde  ist  vorauszusehen,  dass 
die  Gewinne  trotz  der  hohen  Unkosten,  die  das  Revisions- 
geschäft erfordert,  von  Jahr  zu  Jahr  eine  Steigerung  erfahren 
werden,  was  bis  anhin  bei  der  Schweizerischen-,  sowie  auch 
bei    den    meisten    deutschen    Treuhand-Gesellschaften    der 

Fall  war. 

Die  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  hat  bisher  folgende 

Dividenden  entrichtet: 

1907  1908  1909  1910  1911  1912 

470  470  470  570  570  570 

Die  von  den  wichtigeren  deutschen  Treuhand-Gesell- 
schaften während  der  letzten  Jahre  ausbezahlten  Dividenden 
variieren  zwischen  4  und  7  ^/o. 

Hievon  macht  wiederum  die  deutsche  Treuhand-Gesell- 
schaft eine  Ausnahme,  die  seit  mehr  als  zehn  Jahren  eine 
Dividende  von  15  7o  entrichtet.  Auch  diese  Ausnahme  ist 
darauf  zurückzuführen,  dass  diese  Gesellschaft  einen  Reserve- 
fonds von  nahezu  zwei  Millionen  Mark  besitzt  und  dass  sie 
mehr   als   ihre  Schwestergesellschaften  Effekten-   und  Betei- 
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ligungsgeschäfte  betreibt,  die  ihr  erheblichen  Nutzen  ein- 
bringen. 

Das  in  der  Bilanz  aufgeführte  Wertschriftenkonto  stellt 
das  in  soliden  Wertschriften  angelegte,  für  die  laufenden 
Geschäfte  nicht  erforderliche  einbezahlte  Gesellschafts- 
kapital dar. 

Die  Gesellschaft  betreibt  keinen  Handel  mit  Wertschriften. 

Ueber  die  Zusammensetzung  des  Wertschriftenporte- 
feuilles geben  die  Geschäftsberichte  keine  näheren  Angaben. 
Es  sei  hiezu  folgendes  bemerkt: 

Die  Frage  der  Spezifikation  der  Wertschriften  hat  in 
neuester  Zeit  viel  zu  reden  gegeben  und  es  wurden  die  Vor- 
teile einer  solchen  Detaillierung  mit  Unrecht  vielfach  ange- 
fochten. Bei  den  meisten  schweizerischen  Banken  finden 
wir  in  den  Jahresberichten  eine  übersichtliche  Darstellung 
der  Wertschriftenbestände ;  der  Nennwert  des  Titels,  der  Kurs- 
wert und  der  Buchungswert  sind  im  allgemeinen  klar  aus- 
einander gehalten.  Nur  wenige  Bankinstitute  waren  nicht 
dazu  zu  bewegen,  ihren  Aktionären  diese  klare  Uebersicht 
zu  bieten,  und  warum  soll  gerade  die  Treuhand-Gesellschaft, 
obgleich  sie  kein  eigentliches  Bankinstitut  ist,  sich  darunter 
befinden  ? 

Besonders  in  der  gegenwärtigen  kritischen  Zeit  der 
häufigen  Bankzusammenbrüche  und  der  unsoliden  Grün- 
dungen erscheint  es  notwendig,  dass  Aktiengesellschaften, 
die  eine  geordnete  und  übersichtliche  Geschäfts-  und  Finanz- 
politik befolgen,  solchen  Unternehmungen,  die  dies  nicht 
tun,  vorbildlich  vorangehen.  Und  unter  den  ersteren  muss 
sich  naturgemäss  auch  die  Treuhand-Gesellschaft  befinden, 
deren  vornehmstes  Ziel  es  ist,  in  Handel  und  Industrie 
unseres  Landes  eine  sichere  geschäftliche  Grundlage  zu 
bringen  und  die  nach  den  bei  Revisionen  und  Sanierungen 
gemachten  Erfahrungen,  selbst  das  unerbittliche  Erfordernis 
von  mehr  Bilanzklarheit  und  eingehender  Detaillierung  auf- 
gestellt hat.  Gewiss  kommt  einer  solchen  Spezifikation  bei 
einer  Treuhand-Gesellschaft,    die   sich   prinzipiell  von   allen 
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spekulativen  Geschäften  fernhält  und  deren  Aktien  sich  zum 
grössten  Teil  im  Besitze  einer  einzigen  Bank  befinden,  lange 
nicht  die  gleiche  Bedeutung  zu,  wie  bei  grösseren  Bank- 
instituten oder  bei  Treuhand-Gesellschaften,  die  ausgedehnte 
Bank-  und  Beteiligungsgeschäfte  betreiben.  Immerhin  sollte 
sich,  unseres  Erachtens,  aus  den  oben  erwähnten  formellen 
Gründen,  die  Schweiz.  Treuhand  -  Gesellschaft  diesem  Er- 
fordernis anbequemen  und  in  ihren  Geschäftsberichten  die 
Zusammensetzung  der  eigenen  Wertschriften  erläutern. 


V. 


[^ 


C.  Geschäfte. 
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1.  Die  Pfandhalterschaft. 

Bei  Uebernahme  der  Pfandhalterschaft,  anlässlich  der 
Emission  pfandversicherter  Anleihen,  vertritt  die  Schweiz. 
Treuhand-Gesellschaft  die  Anleihensgläubiger  bei  der  Er- 
richtung des  Pfandrechts;  sie  nimmt  die  Pfandurkunden  für 
die  sämtlichen  ursprünglichen  und  nachfolgenden  Pfand- 
berechtigten in  Verwahrung  und  trifft  für  Rechnung  der 
Anleihensgläubiger  alle  rechtlichen  Vorkehren,  die  zur  Er- 
richtung, Ausübung  und  Wahrung  des  Pfandrechts,  sowie  für 
eine  eventuelle  Realisierung  des  Pfandes  als  notwendig  oder 
nützlich  erscheinen. 

Die  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  ist  zur  Zeit  für 
folgende  öffentlich  emittierte  Anleihen  mit  der  Pfandhaher- 
schaft  betraut: 

1.  Anleihen  der  Schweiz.  Gesellschaft  für  Anlagewerte,  Serie  A,  im 
Betrage  von  Fr.  10  000  000.—  vom  Jahre  1907. 

2.  Anleihen  der  Elektrizitätswerke  Lonza  im  Betrage  von  Fr.  9000000.— 
vom  Jahre  1908. 

3.  Anleihen  der  Aküengesellschaft  vormals  Baumann  älter  &  Co. 
in  Zürich,  im  Betrage  von  Fr.  2  500  000.—  vom  Jahre  1908. 

4.  Anleihen  der  Aktiengesellschaft  von  Escher,  Wyss  &  Co.  im  Be- 
trage von-  Fr.  6  000  000.—  vom  Jahre  1909. 

5.  Anleihen  der  Schweiz.  Gesellschaft  für  Anlagewerte,  Serie  B,  im 
Betrage  von  Fr.  10  000  000.—  vom  Jahre  1909. 

6.  Anleihen  der  Gutenberg-Bank  in  Zürich  im  Betrage  von 
Fr.  750  000.-  vom  1.  Juli  1910. 

7.  Anleihen  der  Schweiz.  Gesellschaft  für  Anlagewerte,  Serie  C,  im 
Betrage  von  Fr.  10  000  000.—  vom  Jahre  1912. 

Die  Verpfändungsakte,  welche  der  Uebernahme  dieser 
Pfandhalterschaften  zugrunde  liegen,  enthalten  im  allgemeinen 
folgende  Bestimmungen: 
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1.  Zur  Sicherung  der  Verzinsung  und  Rückzahlung  des 
Nennbetrages  des  emittierten  Anleihens  bestellt  die  schuld- 
nerische Gesellschaft  zugunsten  der  Banken,  welche  die 
Obligationen  übernommen  haben,  und  aller  ihrer  Rechts- 
nachfolger, als  welche  alle  Inhaber  eines  oder  mehrerer  der 
Anleihenstitel  gelten,  ein  Pfandrecht  an  schweizerischen  und 
ausländischen  Titeln,  Wechseln,  Guthaben  usw.,  deren  Ge- 
samtwert, zum  Tageskurse  berechnet,  mindestens  dem 
Nennwert  des  Anleihens  gleichkommt. 

2.  Behufs  Bestellung  dieses  Pfandrechts  werden  die  Titel 
und  Wechsel,  sowie  über  die  Guthaben  bestehende  Urkunden 
bei  der  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  hinteriegt,  welche 
dieselben  zuhanden  der  Anleihensgläubiger  und  deren  Rechts- 
nachfolger aufbewahrt,  oder  auf  ihren,  der  Schweiz.  Treu- 
hand-Gesellschaft, Namen  anderwärts  aufbewahren  lässt.    • 

3.  Die  schuldnerische  Gesellschaft  hat  das  Recht,  jejder- 
zeit  die  Auslieferung  von  Pfandgegenständen  aus  dem  Pfand- 
depot und  die  Pfandentlassung  der  Guthaben  zu  veriangen, 
unter  der  Bedingung,  dass  durch  Verpfändung  anderer  Titel, 
Wechsel  und  Guthaben,  der  Gesamtkurswert  der  Pfandobjekte 
mindestens  dem  Nennwert  des  Anleihens  gleich  bleibt. 

4.  Die  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  wird  die  als  Faust- 
pfand bestellten  Titel,  Wechsel  und  Urkunden  mit  der  gleichen 
Sorgfalt  verwahren  wie  ihre  eigenen  Wertgegenstände.  Sie 
wird  durch  monatliche  Revisionen  feststellen,  ob  der  Kurs- 
wert der  hinteriegten  Titel,  zuzüglich  des  Betrages  der  ver- 
pfändeten Wechsel  und  Guthaben,  mindestens  dem  Nennwert 
des  Anleihens  [gleichkommt  und,  wenn  dies  nicht  der  Fall 
sein  sollte,  von  der  schuldnerischen  Gesellschaft  Nachdeckung 
veriangen.  Dagegen  übernimmt  sie  keine  Haftbarkeit  für  die 
Einbringlichkeit  und  die  Güte  der  Pfandobjekte. 

Die  blosse  Tatsache  des  Erwerbs  von  Obligationen  dieser 
Anleihen  schliesst  sowohl  für  die  das  Anleihen  übernehmende 
Bank,  als  auch  für  die  späteren  Titelinhaber  die  Anerkennung 
und  Bestätigung  der  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  als  Pfand- 
halterin  mit  den  vorstehend  bezeichneten  Funktionen  in  sich. 
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Dieses  Schema  entspricht  im  grossen  und  ganzen  den 
Pfand-Verträgen  der  oben  genannten  Anleihen.  Natürlich 
können  je  nach  Art  und  Zweck  des  Anleihens  die  gegen- 
seitigen Kompetenzen  durch  Verpfändungsvertrag  erweitert 
oder  verengert  werden. 

Ein  neues  und  weites  Betätigungsfeld  auf  dem  Gebiete 
der  Pfandhalterschaft  und  der  Gläubigervertretung  bieten  den 
Schweiz.  Treuhand-Gesellschaften  die  Art.  860  und  875  ff. 
des  Z.  G.  B. 

Nach  Art.  860  Z.  G.  B.  kann  bei  Errichtung  eines  Schuld- 
briefes oder  einer  Gült  ein  Bevollmächtigter  bestellt  werden, 
der  die  Zahlungen  zu  leisten  und  zu  empfangen,  Mitteilungen 
entgegenzunehmen,  Pfandentlassungen  zu  gewähren  und  im 
allgemeinen  die  Rechte  des  Gläubigers  wie  des  Schuldners 
und  Eigentümers  mit  aller  Sorgfalt  und  Unparteilichkeit  zu 
wahren  hat. 

Der  Name  des  Bevollmächtigten  ist  im  Grundbuch  und 
auf  den  Pfandtiteln  anzumerken. 

Zur  Uebernahme  der  Funktionen  dieses  Bevollmächtigten 
wird  sich  nun  die  Treuhand-Gesellschaft  ganz  besonders 
eignen. 

Der  Bevollmächtigte  des  obgenannten  Artikels  entspricht 
ganz  dem  Pfandhalter  des  §  1189  B.  G.  B. 

Nach  unserem  schweizerischen  Recht  ist  der  Bevollmäch- 
tigte Vertreter  sowohl  des  Gläubigers  als  auch  des  Schuld- 
ners; er  hat  beider  Interessen  wahrzunehmen.  Seine  Ernen- 
nung und  Abberufung  kann  nur  unter  Einwilligung  beider 
Teile  geschehen.  Beiden  gegenüber  nimmt  er  eine  selbstän- 
dige Stellung  ein.  Seine  Ermächtigung  bestimmt  sich  ganz 
nach  Massgabe  der  ihm  von  den  Parteien  erteilten,  im  Grund- 
buche eingetragenen  Vollmacht. 

Ausser  den  oben  angeführten  Kompetenzen  fallen  unter 
die  Vollmacht  des  Pfandhalters  folgende  Geschäfte:*) 


^)  Vgl.  Wieland,  C,  Das  Sachenrecht  des  Schweiz.  Z.  G.  B.,  Zürich 
1909,  S.  402  ff. 
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„Wahrung  der  Interessen  des  Gläubigers  bei  Wertvermin- 
derungen, Art.  808—810;  Einwilligung  in  die  Errichtung  von 
Dienstbarkeiten  und  Grundlasten,  sofern  sie  nach  vernünftigem 
Ermessen  für  den  Gläubiger  nicht  von  nennenswertem  Nach- 
teil sind,  Art.  812,  Vereinbarungen  über  das  Nachrücken, 
Art.  814;  Geltendmachung  des  Pfandrechts  durch  Betreibung 
oder  Prozess,  Art.  817  (zur  Führung  eines  Rechtsstreites  gilt 
der  Pfandhalter  imZweifel  als  bevollmächtigt);  ferner:  Annahme 
des  neuen  Eigentümers  als  Schuldner,  Art.  832  Abs.  2,  Art.  846; 
Einwilligung  in  die  Verteilung  der  Pfandhaft  bei  Zerstücke- 
lung, Art.  833,  846,  852 ;  Einwilligung  in  die  Errichtung  ge- 
setzHcher  Pfandrechte,  Art.  837  ff.;  Vornahme  der  Amorti- 
sation, Art.  870;  Aufrufung  des  unbekannten  Gläubigers, 
Art.  871." 

Wieland  ersieht  in  dem  Bevollmächtigten  nach  aussen 
einen  Vertreter  des  jeweiligen  Gläubigers  wie  des  jeweiligen 
Eigentümers  und  Schuldners;  nach  innen  einen  Beauftragten 
der  sämtlichen  beteiligten  Gläubiger,  des  Bestellers  und  des 
jeweiligen  Eigentümers. 

Fisdibach  ^)  glaubt,  dass  sich  die  mannigfachen  Aufgaben 
des  Pfandhalters  nicht  durch  den  Vertreterbegriff  umfassen 
lassen,  sondern  dass  der  Pfandhalter  vielmehr  ein  eigentlicher 
Treuhänder  sei. 

Aus  der  Aufzählung  dieser  Funktionen  geht  hervor,  dass 
die  Aufgaben  des  Treuhänders  vielgestaltiger  Natur  sind  und 
dass  ihre  Ausübung  umfangreiche  Kenntnisse  erfordert. 

Ueber  die  Vorteile,  die  sich  bei  Errichtung  eines  Schuld- 
briefes oder  einer  Gült  durch  die  Bestellung  eines  Treuhänders 
ergeben,  äussert  sich  Wieland  an  angegebenem  Ort  wie  folgt: 

„Sowohl  für  die  Gült  wie  für  den  Schuldbrief  erweist  sich  die  Be- 
stellung eines  Bevollmächtigten  für  die  Beteiligten  als  vorteilhaft,  da  in- 
folge der  Zirkulaüon  des  Titels  die  Person  des  jeweiligen  Pfandgläubigers 
raschem  Wechsel  unterworfen  ist  und  der  Titel,  wenn  er  auf  entfernte 
Märkte  abgesetzt  wird,  in  die  Hände  von  Gläubigern  gelangt,  die  mit  dem 
Schuldner  nicht  mehr  in  unmittelbaren  Verkehr  zu  treten  und  ihre  Rechte, 

1)  Vgl.  Fisdibach,  a.  a.  O.  S.  112. 
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z.  B.  bei  Säumnis  in  der  Zinszahlung,  Wertverminderungen  usw.,  nicht 
mehr  gehörig  wahrzunehmen  vermögen.  Hier  empfiehlt  sich  die  Ver- 
mittlung durch  berufsmässig  mit  dem  Hypothekenverkehr  vertraute,  ge- 
schäftsgewandte Bankinstitute.  Ebensosehr  liegt  die  Bestellung  eines 
Bevollmächtigten  im  Interesse  des  Schuldners  und  Eigentümers,  da  der 
Gläubiger  meist  unbekannt  ist  und  es  für  den  Schuldner  schwer  hält, 
Kündigungen  usw.  an  die  richtige  Adresse  ergehen  zu  lassen,  Teilzahlungen 
zu  leisten  usw.  Bei  Emission  einer  grösseren  Zahl  von  Titeln  wird  die 
Vermittlung  zwischen  Gläubiger  und  Schuldner  durch  einen  Treuhänder 
geradezu  unerlässlich  sein." 

Nach  Art.  875  Z.  G.  B.  können  Anleihens-Obligationen, 
die  auf  den  Namen  der  Gläubiger  oder  auf  den  Inhaber 
lauten,  mit  einem  Grundpfand  sichergestellt  werden: 

1.  Durch  Errichtung  einer  Grundpfandverschreibung  oder 
eines  Schuldbriefes  für  das  ganze  Anleihen  und  die  Be- 
zeichnung eines  Stellvertreters  für  die  Gläubiger  und  den 
Schuldner; 

2.  durch  Errichtung  eines  Grundpfandrechts  für  das 
ganze  Anleihen  zugunsten  der  Ausgabestelle  und  Bestellung 
eines  Pfandrechts  an  dieser  Grundpfandforderung  für  die 
Obligationsgläubiger. 

Das  Gesetz  eröffnet  hier  der  Treuhand-Gesellschaft  zwei 
Betätigungsmöglichkeiten;  im  ersten  Falle  als  Stellvertreter 
der  Gläubiger  und  des  Schuldners,  im  zweiten  Falle  als 
Ausgabestelle  zu  fungieren.  ^) 

Im  ersten  Falle  handelt  die  Treuhand-Gesellschaft  als 
Bevollmächtigte  des  Schuldners  und  der  ObHgationäre ;  es 
kommen  ihr  dabei  die  in  Art.  860  angeführten  Aufgaben  zu. 

Der  einem  solchen  Geschäfte,  wie  es  Art.  875  Abs.  1 
vorsieht,  zugrunde  liegende  Vertrag  zwischen  dem  Anleihens- 
nehmer  und  der  Treuhand-Gesellschaft  einerseits  und  der 
Treuhand-Gesellschaft  und  den  Obligationären  andererseits, 
wird  u.  a.  folgende  allgemeine  Bestimmungen  enthalten: 


1)  Für  die  rechtliche  Seite  dieser  Geschäfte  verweisen  wir  auf  Wieland, 
a.  a.  O.  S.  424  ff.  und  die  dort  angegebene  Literatur,  besonders  auch  auf 
Eberli,  Max,  die  Sicherung  von  Anleihensobligationen  und  das  Institut  der 
Serientitel.    Diss.  Zürich  1908.    S.  50  ff. 


—    54     — 

Der  Anleihensnehmer  übergibt  der  Treuhand  -  Gesell- 
schaft die  Obligationen  mit  dem  Rechte,  dieselben  unter 
Hinweis  auf  die  für  die  Schuldsumme  bestellten  Sicherheiten 
in  Verkehr  zu  setzen. 

Durch  die  Entgegennahme  der  Obligationen  wird  seitens 
der  Erwerber  und  der  jeweiligen  Inhaber  dieser  Titel,  hin- 
sichtlich aller  das  Schuldverhältnis  und  die  bestellten  Sicher- 
heiten betreffenden  Fragen,  die  Treuhand-Gesellschaft  als 
rechtliche  Vertreterin  sämtlicher  Obligationäre  bestellt  und 
von  jedem  einzelnen  Inhaber  zu  allen  Rechtshandlungen  er- 
mächtigt, welche  sie  als  dem  Interesse  der  Obligationäre 
nicht  zuwiderlaufend  betrachtet. 

Insbesondere  wird  die  Treuhand-Gesellschaft  ermächtigt 
sein,  einzelne,  durch  den  Versicherungsbrief  verschriebene 
Pfänder  oder  Teile  von  solchen  aus  dem  Pfandverband  zu 
entlassen,  sofern  eine  teilweise  Reduzierung  der  Schuldsumme 
eintritt,  oder  sofern  nach  ihrem  Ermessen  die  Sicherheit  des 
Anleihens  dadurch  nicht  wesentlich  beeinträchtigt  wird ;  sie 
wird  ferner  die  zur  Sicherung  der  Schuldsumme  durch  Pfand- 
verschreibung bestellten  Pfandrechte  nötigenfalls  namens  und 
für  Rechnung  der  Inhaber  der  Obligationen  bestmöglichst  zu 
realisieren  suchen. 

Durch  die  Uebergabe  einer  Obligation  an  einen  neuen 
Erwerber  geht  auch  ohne  weiteres  der  mit  dem  Titel  ver- 
bundene verhältnismässige  Anteil  an  dem  durch  den  Ver- 
sicherungsbrief gegründeten  Pfandrechte,  für  dessen  Rechts- 
beständigkeit die  Treuhand-Gesellschaft  nicht  verantwortlich 
ist,  auf  den  neuen  Inhaber  der  Obligation  über. 

Mitteilungen,  welche  die  Treuhand-Gesellschaft  auf  Grund 
des  ihr  laut  Vertrag  zufallenden  Vertretungsmandates  an  die 
Obligationäre  zu  machen  in  den  Fall  kommen  sollte,  kann 
sie  den  letzteren  in  rechtsverbindlicher  Weise  zur  Kenntnis 
bringen,  mittelst  Publikation  in  einer  oder  mehreren  im  Ver- 
trage zu  bezeichnenden  Zeitungen,  in  welchen  auch  alle  von 
der  Schuldnerschaft  direkt  ausgehenden  Bekanntmachungen, 
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die  auf  das  Schuldverhältnis  Bezug  haben,  zu  veröffent- 
lichen sind. 

An  den  Schuldbedingungen  kann  die  Treuhand-Gesell- 
schaft, auch  wenn  sie  als  Vertreter  bestellt  ist,  keine  Ver- 
änderungen vornehmen,  die  nicht  bei  der  Ausgabe  vorbe- 
halten sind. 

Nach  Art.  875  Abs.  2  wird  das  Grundpfandrecht  zugun- 
sten der  Treuhand-Gesellschaft  als  Gläubigerin  errichtet.  Die 
Treuhand-Gesellschaft  ihrerseits  emittiert  die  Obligationen  in 
eigenem  Namen  und  auf  eigene  Rechnung.  Dadurch  erlangen 
die  Titelinhaber  eine  Forderung  gegen  die  Treuhand-Gesell- 
schaft und  nicht  gegen  den  Pfandschuldner;  sie  haben  kein 
Grundpfandrecht,  sondern  ein  Forderungspfandrecht  an  der 
grundversicherten  Forderung,  welche  der  Treuhand-Gesellschaft 
gegenüber  dem  Schuldner  zusteht. 

Die  Bestellung  des  Pfandrechtes  geschieht  nach  Mass- 
gabe der  Art.  899  ff 

Die  Form  der  Verpfändung,  wie  sie  Art.  875  Abs.  2  vor- 
sieht, wird  in  der  Praxis  wohl  seltener  vorkommen,  da  hiebei 
notwendig  ist,  dass  neben  der  Ausgabestelle  ein  weiteres 
Treuhänderinstitut  als  Stellvertreter  der  Titeleigentümer  be- 
stellt wird,  welches  namens  der  Anleihensgläubiger  Faust- 
pfandbesitz an  der  Pfandurkunde  erlangt.*) 

In  gleicher  Weise  muss  bei  Ausgabe  von  Serientiteln, 
sofern  dieselben  nicht  vom  Grundeigentümer  selbst  ausge- 
geben werden,  die  Ausgabestelle  als  Vertreterin  des  Gläubigers 
und  des  Schuldners  bezeichnet  werden.  (Art.  877  Z.  G.  B.) 
Die  Treuhand-Gesellschaft  als  Ausgabestelle  würde  hier  als 
Bevollmächtigter  im  Sinne  von  Art.  860  bestellt  werden. 

So  hat  das  neue  Schweiz.  Zivilrecht  eine  ganze  Reihe 
neuer  Vertretungs-  und  Pfandhaltergeschäfte  geschaffen,  die 
zur  gewissenhaften  Ausübung  von  den  Beauftragten  zugleich 
•eingehende  juristische  und  kaufmännische  Kenntnisse  erfor- 
dern und  zu  deren  Besorgung  sich  Treuhand-Gesellschaften, 


»)  Vgl.  Wieland,  a.  a.  O.  S.  430. 
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die  über  zu  solcher  Tätigkeit  besonders  geschulte  Organe 
verfügen,  besser  eignen  als  Banken  oder  Einzelpersonen. 

Eine  der  Pfandhalterschaft  verwandte  Tätigkeit  ermög- 
lichen den  Treuhand-Gesellschaften,  nach  Ausführung  des 
Flugblattes  No.  5  der  Zürcher  Treuhandvereinigung,  die  Art. 
837 — 841  Z.  G.  B.,  betreffend  die  Sicherung  der  Bauforde- 
rungen. 

Nach  dem  bisher  geltenden  System  hatten  die  Bauhand- 
werker gegenüber  dem  Bauherrn  nur  eine  laufende  Forderung. 
Dies  hatte  für  sie  oft  grosse  Verluste  zur  Folge,  indem  nach 
Vollendung  des  Baues  mit  dem  aufgenommenen  Gelde  zu- 
nächst die  Baustellen,  d.  h.  die  Baustellen-Hypotheken  aus- 
bezahlt wurden  und  dann  nicht  mehr  genug  übrig  blieb,  um 
die  Forderungen  der  Arbeiter  und  Lieferanten  zu  decken. 

Solchen  Vorkommnissen  soll  nach  dem  neuen  Recht 
vorgebeugt  werden,  indem  den  Unternehmern  und  Hand- 
werkern für  ihre  Forderungen  ein  gesetzliches  Pfandrecht 
eingeräumt  wird,  das  in  der  Weise  geltend  gemacht  werden 
kann,  dass  sich  die  Pfandgläubiger  für  ungenügende  Erfüllung 
ihrer  Forderungen  an  den  Verwertungsanteil,  der  den  Wert 
des  Grundstückes  übersteigt,  halten  können. 

Nach  Ansicht  des  Verfassers  des  obgenannten  Flugblattes 
ergeben  sich  aus  dieser  Regelung  für  die  Handwerker,  Unter- 
nehmer und  Bauherren  motwendigerweise  eine  Fülle  wirtschaft- 
licher und  rechtlicher  Schwierigkeiten,  denen  nach  deutschem 
Muster  am  vorteilhaftesten  durch  Schaffung  eines  Hülfsorganes, 
des  sog.  „Bau-Treuhänders",  begegnet  werden  kann. 

Die  Geschäfte  würden  sich  dann  ungefähr  in  folgender 
Weise  abwickeln :  ^) 

,1.  Die  gesamten  an  einem  Bau  beteiligten  Handwerl^er  und  Unter- 
nehmer bilden  ein  Konsortium,  dessen  Rechte  nach  aussen  durch  den  Treu- 
händer vertreten  werden. 

2.  Der  Treuhänder  stellt  das  Vorhandensein  korrekter  Pläne  und 
Voranschläge,  die  Zusicherung  der  Hypothekarkredite  und  das  Vorhanden- 
sein eventueller  weiterer,  für  den  Bau  nötiger  Kapitalien  fest.  Der  Treuhänder 
trifft  ferner  für  den  Fall  der  Zahlungseinstellung  des  Bauherrn  während 

*)  Vgl.  Flugblatt  No.  5  der  Zürcher  Treuhandvereinigung. 
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der  Bauzeit  die  sub  6  unten  bezeichneten  Vereinbarungen.  Er  berechnet 
sodann  die  prozentuale  Deckung,  welche  auf  Grund  des  Voranschlags  das 
disponible  Kapital  allen  künftigen  Bauforderungen  gewährt  und  informiert 
die  Handwerker  und  Unternehmer  hierüber. 

3.  Der  Treuhänder  visiert  alle  Zahlungen,  die  auf  Rechnung  der  Bau- 
kredite erfolgen ;  er  sorgt  nicht  nur  dafür,  dass  das  Kapital  seinem  Zwecke 
nicht  entfremdet  wird,  sondern  er  verweigert  auch  Zahlungen  an  den  ein- 
zelnen Lieferanten,  welche  die  prozentuale  Gesamtdeckung  überschreiten. 

4.  Zu  Beginn  der  Baute  wird  zugunsten  des  Treuhänders  mit  Vorgang 
der  Baukredithypotheken  ein  Kreditversicherungsbrief  angelobt,  in  einem 
Betrag,  welcher  die  Differenz  zwischen  den  disponiblen  Baugeldern  und 
der  Voranschlagssumme  um  ca.  20  ^/o  überschreitet.  Die  Gesamthypothek 
tritt  an  Stelle  aller  Eintragungen  des  einzelnen  Lieferanten. 

5.  Nach  Erschöpfung  des  Baukredites  I.  Hypothek  kann  der  Treu- 
händer mit  dem  Geldgeber  der  IL  Hypothek  verhandeln  und  ihm  gegen 
Zahlung  oder  Sicherstellung  der  ausstehenden  Bauforderungen,  die  er  alle 
kennt,  den  Kreditversicherungsbrief  abtreten,  womit  die  Komplikation  der 
Errichtung  der  IL  Hypothek  gehoben  ist. 

6.  Wenn  der  Bauherr  vor  Vollendung  der  Baute  zusammenbricht,  so 
wird  der  Treuhänder,  auf  Grund  der  vertraglichen  Bestimmungen  des 
Konsortiums,  die  Rechte  der  Handwerker  und  Unternehmer  wahren.  Er 
wird  die  Leute  zusammenrufen  und  das  Konsortium  oder  eine  Genossen- 
schaft zur  Uebernahme  der  Baute  organisieren.  Jeder  Konsortiale  ist 
durch  den  Konsorüalvertrag  verpflichtet,  dem  Konsortium  die  zur  Voll- 
endung des  Hauses  fehlenden  Arbeiten  zu  liefern,  gegen  Zahlung  der  pro- 
zentualen Deckung,  welche  alle  andern  aus  dem  Baukredit  erhalten  haben, 
dessen  nicht  beanspruchter  Betrag  nunmehr  auf  das  Konsorüum  übertragen 
wird.  Hierüber  hat  der  Treuhänder  vor  Beginn  der  Baute  mit  dem  Geld- 
geber die  nötigen  Vereinbarungen  getroffen.  Mit  dem  ungedeckten  Rest- 
betrag der  Arbeiten  sind  alle  Lieferanten  prozentual  gleichmässig  am  Ueber- 
nahmekonsortium  beteiligt,  bis  es  gelingt,  eine  zweite  Hypothek  aufzu- 
nehmen, oder  das  Objekt  zu  verkaufen. 

Ist  der  Bau  zur  Zeit  der  Zahlungseinstellung  vollendet,  so  gestaltet 
sich  die  Aufgabe  des  Treuhänders  entsprechend  einfacher;  er  hat  die  Rechte 
aus  dem  bestehenden  Kreditversicherungsbrief  geltend  zu  machen,  was  meist 
auch  zur  Uebernahme  des  Hauses  durch  das  Konsortium  führen  wird. 

Bringt  der  Bauherr  die  Mittel  zur  Ablösung  der  letzten  Bauforderung 
nicht  auf,  steht  er  aber  im  übrigen  aufrecht,  so  bietet  sich  die  Möglichkeit, 
den  in  einen  Schuldbrief  verwandelten  Versicherungsbrief  zu  verpfänden 
und  so  dem  Konsortium  bezw.  den  ungedeckten  Konsortialen  Geld  zu 
verschaffen,  bis  dem  Bauherrn  die  Plazierung  seiner  zweiten  Hypothek 
gelungen  ist. 
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7.  Auch  der  Bauherr,  der  mit  bedeutendem  eigenem  Kapital  baut,  hat 
an  der  Einführung  des  Treuhänders  ein  Interesse.  Ihm  ist  der  Gedanke 
an  Hypothelcarverpflichtungen,  die  ohne  sein  Zutun  im  Qrundbuche  ein- 
getragen werden  können,  im  höchsten  Grade  unsympathisch.  Er  vermeidet 
diese  Eintragungen  durch  die  Bestellung  des  Treuhänders  mit  seiner  ein- 
heitlichen Sicherungshypothek.* 

Es  Wäre  wohl  verfrüht,  heute  schon  ein  definitives  Urteil 
über  die  Zweckmässigkeit  eines  solchen  Treuhänderinstitutes 
abzugeben ;  es  muss  damit  abgewartet  werden,  bis  die  in  der 
gesetzlichen  Regelung  enthaltenen  Rechtsunsicherheiten,  die 
der  Interpretation  ein  weites  Feld  offen  lassen,  durch  die  ge- 
richtliche Praxis  abgeklärt  sind. 

Jedenfalls  ist  vorauszusehen,  dass  die  neuen  Vorschriften 
für  Bauherren,  Bauhandwerker  und  Unternehmer  eine  ganze 
Menge  gerichtlicher  und  notarieller  Akte  zur  Folge  haben 
werden,  deren  sich  in  solchen  Dingen  nicht  vertraute  Per- 
sonen oder  Gesellschaften  wohl  am  besten  durch  Uebergabe 
an  eine  Berufsperson  in  obgenanntem  Sinne  entledigen  werden. 

Deutschland  kennt  den  „Bautreuhänder"  seit  Inkraft- 
treten des  Reichsgesetzes  über  die  Sicherung  von  Bauforde- 
rungen vom  1.  Juni  1909.  Nach  §  35  dieses  Gesetzes  hat 
auf  Antrag  des  Baugeldgebers  das  Amtsgericht,  in  dessen 
Bezirk  sich  die  Baustelle  befindet,  einen  Treuhänder  zu  be- 
stellen. Dieser  hat  die  Vermittlung  oder  Anweisung  der  in 
Anrechnung  auf  das  Baugeld  zu  leistenden  Zahlungen  zu 
besorgen.  Dabei  ist  es  jedoch  dem  Baugeldgeber  freigestellt, 
ob  er  sich  der  Dienste  des  Treuhänders  bedienen  will  oder 
nicht.  Der  „Bautreuhänder"  ist  nicht  ein  Treuhänder  im 
eigentlichen  Sinne  des  Wortes.  Er  ist  der  Vertreter  des 
Baugeldgebers  bei  der  Zahlungsvermittlung;  eine  dingliche 
Verfügungsmacht  über  die  ihm  anvertrauten  Baugelder  kommt 
ihm  dabei  jedoch  nicht  zu.^) 

Als  Bautreuhänder  werden  in  Deutschland  in  den  meisten 
Fällen  nur  sachverständige  Einzelpersonen  bestellt. 


»)  Vgl.  Fischbach,  a.  a.  O.  S.  318/19. 
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Ob  und  inwieweit  das  Z.  G.  B.  den  Treuhand-Gesell- 
schaften auf  diesem  Gebiete  ein  neues  Wirkungsfeld  eröffnet,, 
kann  erst  die  Zukunft  weisen. 


2.  Die  Vermögensverwaltung. 

Die  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  übernimmt  die  Ver- 
waltung von  Vermögen  jeder  Art  und  übt  alle  damit  in 
Zusammenhang  stehenden  Tätigkeiten  aus. 

Die  Vermögensverwaltung  geschieht  in  offenem  oder 
geschlossenem  Depot. 

Im  ersteren  Falle  besorgt  die  Treuhand-Gesellschaft  vom 
Tage  der  Uebergabe  an  folgende  Geschäfte :  ^) 

1.  den  Einzug  der  fälligen  Coupons  und  Zinsen,  sowie 
der  rückzahlbaren  Titel; 

2.  die  Beschaffung  von  neuen  Couponsbogen,  den  Um- 
tausch der  Interimsscheine  in  definitive  Titel; 

3.  die  Ueberwachung  von  Auslosungen,  Kündigungen, 
Konversionen  und  Amortisationen  von  Wertpapieren  (die 
Ueberwachung  von  unverzinslichen  Losen  und  Prämien- 
Obligationen  geschieht  nur  nach  Massgabe  besonderer  Ver- 
einbarung) ; 

4.  die  Ausübung  von  Bezugsrechten  und  Konversionen, 
die  Zeichnung  auf  neue  Titel,  die  Vermittlung  von  Ein- 
zahlungen auf  nicht  vollbezahlte  Titel,  die  Neuanlage  von 
Kapitalien,  Ankäufe  und  Verkäufe  von  Wertpapieren;  alles 
nach  vorher  erfolgter  Verständigung  mit  dem  Auftraggeber, 
oder  nach  eigenem  Ermessen  innerhalb  des  Rahmens  der  ihr 
erteilten  Vollmacht. 

Die  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  ist  bereit,  ihren  Auf- 
traggebern bei  Kapitalanlagen  mit  Vorschlägen  beizustehen 
und   ihnen   Auskunft    über   alle   sie   interessierenden  Wert- 


*)  Vgl.  Reglement  der  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  für  die  Ver- 
waltung von  Vermögen. 
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papiere,  Nachweise  bezüglich  der  Rentabilität,  Solidität  usw. 
2U  geben. 

Sie  übernimmt  die  Verwaltung  von  Liegenschaften, 
finanziellen  Beteiligungen  in  kaufmännischen,  industriellen 
und  gewerblichen  Betrieben,  ferner  die  Aufsicht  und  die 
Ueberwachung  solcher  Unternehmungen,  sowie  von  Stiftungen 
und  von  Anstalten  gemeinnützigen  Charakters. 

Für  diese  letzteren  Geschäfte  wird  von  der  Treuhand- 
Gesellschaft  eine  Gebühr  erhoben,  deren  Höhe  von  dem  er- 
forderlichen Aufwand  an  Zeit  und  Mühe  abhängig  ist. 

Für  die  Verwaltung  von  Wertschriften  berechnet  die 
Treuhand-Gesellschaft,  ausser  der  ihr  selbst  erwachsenen 
Auslagen,  eine  jährliche  Gebühr,  deren  Höhe  sich  nach  dem 
Werte  und  der  Natur  der  ihr  anvertrauten  Titel  bestimmt. 

Mit  dieser  Tarifierung  lehnt  sich  die  Schweiz.  Treuhand- 
Gesellschaft,  im  Gegensatz  zu  den  meisten  hiesigen  Banken, 
an  die  Praxis  der  Deutschen  Treuhand-Gesellschaft  an,  die 
bei  Festsetzung  der  Honorare  für  diese  Geschäfte  ebenfalls 
von  Fall  zu  Fall,  je  nach  dem  Umfang  und  der  Art  der 
Verwaltung,  entscheidet. 

Die  einkassierten  Beträge  werden  gemäss  Vereinbarung 
entweder  dem  Auftraggeber  sogleich  zugestellt  oder  in  zins- 
tragender Rechnung  gutgeschrieben.  (Der  Zinsfuss,  den  die 
Treuhand-Gesellschaft  für  Guthaben  in  laufender  Rechnung 
vergütet,  entspricht  dem  durchschnittlichen  Kontokorrent- 
Zinsfuss  der  Banken.) 

Am  Schlüsse  des  Rechnungsjahres  wird  dem  Auftrag- 
geber eine  doppelt  ausgefertigte  Rechnung  über  die  Ver- 
mögensverwaltung vorgelegt.  Dieselbe  enthält  die  Einnahmen 
und  Ausgaben  und  einen  Ausweis  über  den  Bestand  des 
Vermögens.  Das  eine  Exemplar  ist  der  Gesellschaft  nach 
Richtigbefund  unterzeichnet  zurückzugeben. 

Laut  Reglement  verwaltet  die  Schweiz.  Treuhand-Gesell- 
schaft die  ihr  anvertrauten  Interessen  mit  aller  Sorgfalt  und 
Treue,  unter  Berücksichtigung  der  Eigenheiten  eines  jeden 
Falles  und  genauer  Beobachtung  der  ihr  geäusserten  Wünsche ; 
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sie  steht  ihren  Auftraggebern  in  allen  Angelegenheiten  mit 
Rat  zur  Seite  und  besorgt  ihre  Vertretung  in  Rechtsgeschäften. 

Die  ihr  übergebenen  Wertschriften  (Aktien,  Aktienzerti- 
fikate, Obligationen,  Rententitel,  Couponsbogen,  gewöhnliche 
und  hypothekarisch  gesicherte  Schuldscheine ,  Dokumente 
jeder  Art)  und  andere  Wertgegenstände  werden  in  einer  mit 
den  neuesten  Einrichtungen  versehenen,  gegen  Einbruch  und 
Feuer  geschützten  Stahlkammer  verwahrt.  Die  Gesellschaft 
übernimmt  hiefür  alle  nach  dem  Gesetze  dem  Aufbewahrer 
(Depositar)  obliegenden  Verpflichtungen. 

Die  gesetzlichen  Bestimmungen,  die  für  diesen  Geschäfts- 
zweig in  Betracht  fallen,  finden  sich  in  den  Art.  472  ff. 
O.  R.,  indem  sich  der  Vertrag  über  die  Verwaltung  von  Ver- 
mögen im  allgemeinen  als  ein  modifizierter  Hinterlegungs- 
vertrag darstellt.  Modifikationen  werden  entweder  durch  das 
Reglement  über  die  Vermögensverwaltung  oder  durch  schrift- 
liche Vereinbarungen  getroffen.  Für  alle  Fälle,  für  die  keine 
solche  Modifikationen  aufgestellt  werden,  gelten  die  im  O.  R. 
einschlägigen  Bestimmungen. 

Das  Recht,  über  die  der  Treuhand-Gesellschaft  zur  Ver- 
waltung übergebenen  Titel  und  die  aus  der  Verwaltung  re- 
sultierenden Guthaben  zu  verfügen,  kommt  demjenigen  zu, 
auf  dessen  Namen  die  Verwaltung  übergeben  wurde,  oder 
einem  dazu  in  gesetzlicher  Form  Bevollmächtigten.  Steht 
dieses  Verfügungsrecht  mehreren  zu,  so  kann  die  Bestimmung 
getroffen  werden,  dass  alle  gemeinschaftlich  und  gleichzeitig 
über  die  Guthaben  verfügen  dürfen,  oder  dass  jeder  der  Be- 
teiligten allein  über  das  ganze  deponierte  Vermögen  dispo- 
nieren kann,   d.  h.  dass  jeder  auf  das  Ganze  berechtigt  ist. 

Ueber  die  Zahl  der  bisher  an  die  Schweiz.  Treuhand- 
Gesellschaft  übertragenen  Verwaltungen  geben  die  Geschäfts- 
berichte keine  Auskunft.  Es  scheint,  dass  sich  dieser  Ge- 
schäftszweig, wie  auch  bei  den  deutschen  Treuhand-Gesell- 
schaften, nur  langsam  entwickelt,  was  seinen  Grund  einerseits 
in  dem  etwas  verschlossenen  Dasein,  das  die  Schweiz.  Treu- 
hand-Gesellschaft während   der  ersten  Jahre  ihres  Bestehens 
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fristete,  finden  mag,  andererseits  aber  auf  den  Umstand  zu- 
rückzuführen ist,  dass  in  der  Schweiz  bis  in  jüngster  Zeit 
der  grösste  Teil  aller  bedeutenderen  Vermögen  durch  Notare 
und  Sachwalter,  hauptsächhch  aber  durch  Privatbankiere  ver- 
waltet wurde. 

Obschon  bei  uns  die  Konzentration  im  Bankwesen  nicht 
mit  so  schnellen  Schritten  vorwärtsschreitet  wie  in  England 
und  Deutschland,  so  nehmen  doch  auch  in  der  Schweiz  die 
Grossbanken  je  länger  je  mehr  überhand  und  bringen  den 
Privatbankier  allmählich  zum  Verschwinden.^)  Damit  scheidet 
jedoch  aus  unserer  Volkswirtschaft  ein  Organ  aus,  das  sich 
zur  Uebernahme  der  Rolle  des  privaten  Vermögensverwalters 
ausgezeichnet  eignete.  Er  war  der  gegebene  Mann,  der  seinen 
Kunden,  deren  Vertrauen  er  sich  durch  jahrelange  persön- 
liche Beziehungen  gewann,  als  treuer  Berater  zur  Seite  stand.^) 

Je  mehr  nun  der  Grossbetrieb  im  Bankwesen  zum  Vor- 
schein tritt,  desto  mehr  lockern  sich  die  engen  Bande  zwi- 
schen der  Bankleitung  und  dem  Kunden.  Die  Bankleiter 
sind  für  den  persönhchen  Verkehr  fast  unnahbar  geworden. 
Der  Konnex,  der  zum  grössten  Teil  auf  persönlichen  Bezie- 
hungen wurzelte,  weicht  einem  geschäftlichen  Verkehr,  der 
auf  rein  mechanischen  und  formellen  Grundlagen  beruht.  An 
die  Stelle  des  Teilhabers  im  alten  Bankgeschäft  tritt  der  von 
seinem  Vorgesetzten  abhängige  Beamte,  dessen  Kompetenzen 
an  feste  Regeln  gebunden  sind,  die  einer  grössern  und  freien 
Initiative  keinen  Platz  lassen  und  die  den  individuellen  Ver- 
schiedenheiten nicht  Rechnung  tragen. 

In  dieser  Beziehung  verhält  es  sich  mit  dem  Vermögens- 
verwaltungsgeschäft genau  so  wie  mit  der  Gewährung  von  Per- 


*)  Vgl.  Riesser,  Zur  Entwicklungsgeschichte  der  deutschen  Gross- 
banken, 2.  Aufl.,  Jena  1906,  S.  296;  ferner  Loeb,  Ernst,  Die  Entwicklung 
des  Privatbankierstandes  seit  1896  (Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik, 
Bd.  IV  1903,  S.  256). 

2)  Vgl.  Berichte  über  die  Referate  von  Dr.  A.  Schneider  und  //.  Fren- 
kel  am  deutschen  Bankiertag  in  München  1912  (Neue  Zürcher  Ztg.  vom 
19.  September). 
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sonalkredit.  Je  mehr  die  Bankunternehmungen  an  Umfang 
gewinnen,  desto  schwerer  wird  es  dem  kleinen  Kapitalisten, 
Kredit  zu  finden,  weil  an  Stelle  des  Personalkredites  bei 
grossen  Geschäften  je  länger  je  mehr  das  Darlehen  gegen 
marktgängiges  Unterpfand  tritt.  „Die  Beziehungen  zwischen 
Kunden  und  Bank,"  so  drückt  sich  Jaffe^)  wörtlich  aus, 
„werden  objektiviert  und  mechanisiert;  das  grosse  Institut 
wird  notwendigerweise  zur  Maschine." 

Keine  andere  geschäftliche  Unternehmung  eignet  sich 
wohl  besser  als  die  Treuhand-Gesellschaft,  in  Zukunft  die 
Lücke,  die  durch  das  allmähliche  Verschwinden  des  Privat- 
bankiers entsteht,  in  bezug  auf  die  Vermögensverwaltung  und 
Testamentsvollstreckung  auszufüllen. 

Neben  der  materiellen  Garantie  bietet  sie  dem  Kunden 
durch  ihre  Organisation  und  durch  ihre  nahen  Beziehungen 
zu  Handel  und  Verkehr  beste  Gewähr  für  absolute  Diskretion 
und  für  vorteilhafte,  sorgfältige  und  den  individuellen  Ver- 
hältnissen angepasste  Ausführung  des  ihr  übertragenen  Man- 
dates, ohne  dass  ihr  dabei  die  Nachteile  des  Grossbetriebes 
anhaften.  Besonders  wenn  es  sich  um  die  Verwaltung  ent- 
fernt gelegener  Grundstücke  handelt,  oder  wenn  mit  der  Ver- 
waltung die  Regelung  unklarer  Rechtsverhältnisse  oder  andere 
Schwierigkeiten  verbunden  sind,  wird  der  Privatmann  selten 
in  der  Lage  sein,  diese  Geschäfte  selbst  zu  besorgen. 

Durch  Inanspruchnahme  der  Treuhand-Gesellschaft  bietet 
sich  dem  Kapitalisten  ferner  die  Möglichkeit,  sein  Geld  in 
Hypotheken  anzulegen,  ohne  den  oft  sehr  unangenehmen 
Verkehr  mit  dem  Hypothekenschuldner  persönlich  pflegen  zu 
müssen.  Er  übergibt  den  Schuldbrief  der  Treuhand-Gesell- 
schaft zur  Verwaltung;  dann  wird  der  Verkehr  direkt  zwischen 
dieser  und  dem  Hypothekenschuldner  abgewickelt.  Die  Er- 
fahrung lehrt,  dass  sonst  säumige  Schuldner  ihre  Zinsen 
pünktlich  bereinigen,  sobald  sie  es  nicht  mit  Privatgläubigern, 
sondern  direkt  mit  Bankinstituten  zu  tun  haben. 


1)  Vgl.  Jaffe,  Edgar,  Das  englische  Bankwesen,  2.  Aufl.  Leipzig  1910. 
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Durch  ihre  ausgeprägte  Tätigkeit  als  Pfandhalterin  ist  die 
Schweiz.  Treuhand  -  Gesellschaft  ganz  besonders  geeignet, 
solche  pfandversicherte  Anlagen  zu  prüfen  und  zu  beurteilen, 
um  dem  Kunden  bei  der  Anlage  seines  Vermögens  mit  fach- 
männischem Rat  zur  Seite  zu  stehen. 

Mit  dem  Inkrafttreten  des  Z.  G.  B.  sind  alle  Vormund- 
schaften, die  infolge  Ablebens  des  Vaters  über  minderjährige 
Kinder  errichtet  worden  sind,  aufgehoben  worden.  Damit 
kommt  heute  der  Witwe  die  elterliche  Gewalt  über  ihre  minder- 
jährigen Kinder  zu,  womit  ihr  auch  die  Pflicht  der  Verwaltung 
des  Vermögens,  das  den  Kindern  aus  dem  Nachlass  des  Vaters 
zugefallen  ist,  auferlegt  wird.  Wenige  Frauen  werden  jedoch 
in  der  Lage  sein,  die  mit  der  Verwaltung  grösserer  Vermögen 
verbundenen,  oft  komplizierten  Geschäfte  selbst  zu  besorgen; 
es  darf  deshalb  erwartet  werden,  dass  durch  die  Artikel  274 
und  290  Z.  G.  B.  das  Vermögensverwaltungsgeschäft  der  Treu- 
hand-Gesellschaften in  den  nächsten  Jahren  eine  erfreuliche 
Weiterentwicklung  aufweisen  wird. 


3.  Die  Willensvollstreckung. 

Die  Uebernahme  des  Amtes  als  Testamentsvollstrecker 
fusst  auf  den  Art.  517/18  Z.  G.  B.  Hienach  kann  der  Erb- 
lasser in  einer  letztwilligen  Verfügung  eine  oder  mehrere  hand- 
lungsfähige Personen  mit  der  Vollstreckung  seines  Willens 
beauftragen.  Dieselben  haben  Anspruch  auf  angemessene 
Vergütung  für  ihre  Tätigkeit. 

Soweit  der  Erblasser  nichts  anderes  verfügt,  stehen  die 
Willensvollstrecker  in  den  Rechten  und  Pflichten  des  amt- 
lichen Erbschaftsverwalters. 

Sie  haben  den  Willen  des  Erblassers  zu  vertreten  und 
gelten  insbesondere  als  beauftragt,  die  Erbschaft  zu  verwalten, 
die  Schulden  des  Erblassers  zu  bezahlen,  die  Vermächtnisse 
auszurichten  und   die  Teilung  nach   den  vom  Erblasser  ge- 
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troffenen  Anordnungen  oder  nach  Vorschrift  des  Gesetzes 
auszuführen. 

Sind  mehrere  Willensvollstrecker  bestellt,  so  stehen  ihnen 
diese  Befugnisse,  unter  Vorbehalt  einer  andern  Anordnung 
des  Erblassers,  gemeinsam  zu. 

Der  Willensvollstrecker  ist  also  nach  dem  Wortlaut  des 
Gesetzes  der  Treuhänder,  der  in  erster  Linie  dafür  zu  sorgen 
hat,  dass  der  Wille  des  Erblassers,  wie  er  im  Testament 
niedergelegt  ist,  durchgeführt  wird,  und  zwar  unter  Umständen 
auch  gegen  den  Willen  der  Erben. 

Die  Funktionen,  die  in  Art.  518  Z.  G.  B.  dem  Willens- 
vollstrecker auferlegt  sind,  entsprechen  im  allgemeinen  den 
Aufgaben  der  Willensvollstreckung.  Dem  Erblasser  ist  voll- 
ständige Dispositionsfreiheit  zugestanden.  Insbesondere  steht 
es  ihm  frei,  denjenigen  zu  bezeichnen,  dem  er  die  Durch- 
führung seines  letzten  Willens  anvertrauen  will,  ob  einer 
physischen  oder  einer  juristischen  Person,  oder  auch  mehreren 
Personen;  einzige  Bedingung  ist  Handlungsfähigkeit  des  oder 
der  Willensvollstrecker. 

Der  Willensvollstrecker  in  unserm  neuen  Recht  ist  nichts 
anderes  als  ein  Treuhänder  im  Sinne  des  alten  germanischen 
Rechtsinstitutes.  Mit  der  Uebernahme  der  Willensvollstreckung 
erwirbt  der  Willensvollstrecker  ein  beschränktes  dingliches 
Recht  am  Nachlass,  d.  h.  er  erwirbt  die  Herrschaft  über  die 
Erbschaft. 

Soweit  die  Natur  dieses  Rechtsgeschäftes  es  gestattet, 
gelten  für  die  Willensvollstreckung  die  Bestimmungen  über 
den  Auftrag  (O.  R.  Art,  394  ff.,  97  und  99).  Insbesondere  ist 
der  Willensvollstrecker  zu  getreuer  und  sorgfältiger  Ausführung 
des  ihm  übertragenen  Geschäftes  verpflichtet;  er  haftet  für 
jede  Fahrlässigkeit. 

Der  Erblasser  kann  die  Erbschaft  dem  Willensvollstrecker 
durch  letztwillige  Verfügung  in  dauernde  Verwaltung  über- 
geben, eine  Form,  die  sich  hauptsächlich  dann  empfiehlt, 
wenn  der  Erblasser  dem  Erben  nicht  das  Erbschaftsvermögen 
selbst,  sondern  nur  die  Erträgnisse  oder  eine  bestimmte  jähr- 
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liehe  Quote  überlassen  will.  Ebenso  wird  für  den  Fall,  dass 
der  Erblasser  die  Anordnung  einer  Erbengemeinschaft  für 
bestimmte  oder  unbestimmte  Dauer  als  vorteilhaft  erachtet, 
diese  Form  der  Verwaltung  zur  Anwendung  gelangen.^) 

Die  Uebergabe  der  Willensvollstreckung  an  eine  Treu- 
hand-Gesellschaft bietet  unbestreitbare  Vorteile. 

Bei  Uebergabe  dieses'  Amtes  an  Einzelpersonen  können 
eine  ganze  Anzahl  Zufälligkeiten  eintreten,  deren  Folge  sein 
kann,  dass  der  Nachlass  in  ganz  anderer  Weise  verwendet 
wird,  als  es  im  Willen  des  Erblassers  gelegen  hat. 

Es  ist  leicht  denkbar,  dass  die  vom  Erblasser  als  Willens- 
vollstrecker bezeichnete  Einzelperson  vor  dem  Erblasser  stirbt. 
In  diesem  Falle  ist  der  Erblasser  genötigt,  ein  neues  Te- 
stament aufzustellen  und  einen  neuen  Willensvollstrecker  zu 
bezeichnen,  falls  er  dazu  noch  fähig  ist  und  falls  er  vom 
Hinscheide  des  von  ihm  ernannten  Willensvollstreckers  über- 
haupt Kenntnis  erhalten  hat. 

Häufig  wird  es  vorkommen  (besonders  bei  der  Ueber- 
nahme  der  dauernden  Erbschaftsverwaltung),  dass  der 
Willensvollstrecker  stirbt,  bevor  er  sein  Mandat  hat  erfüllen 
können,  so  dass  die  vom  Erblasser  für  seinen  Nachlass  ge- 
wollte Fürsorge  nicht  erfüllt  wird,  es  sei  denn,  dass  der  Erb- 
lasser von  vornherein  mehrere  Personen  mit  der  Vollstreckung 
seines  letzten  Willens  beauftragt  hätte.  Dieser  letztere  Fall 
wird  jedoch  in  der  Praxis  selten  sein,  da  es  im  allgemeinen 
Unannehmlichkeiten  mit  sich  bringt,  rein  persönHche  Ange- 
legenheiten in  die  Hände  mehrerer  Exekutoren  zu  legen. 

Ferner  sind  es  in  häufigen  Fällen  Unredlichkeit,  Nach- 
lässigkeit, Unfähigkeit  usw.,  die  gegen  die  Ernennung  einer 
Einzelperson  als  Willensvollstrecker  sprechen;  auch  steht  es 
jedermann  völlig  frei,  das  Amt  als  Willensvollstrecker  abzu- 
lehnen. Die  Uebertragung  der  Willensvollstreckung  an  eine 
Treuhand-Gesellschaft   schliesst    das   Eintreffen    aller   dieser 


>)  Vgl.  Escher,  A.,  Das  Erbrecht  des  Schweiz.  Z.  G.  B.  1912,  S.  106 
und  112. 
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Nachteile  und  Zufälligkeiten  aus;  die  juristische  Person  „er- 
krankt nicht,  sie  verreist  nicht,  sie  stirbt  nicht". 

Auf  Wunsch  des  Erblassers  übernimmt  die  Schweiz. 
Treuhand-Gesellschaft  die  Willensvollstreckung  auch  im  Verein 
mit  einem  oder  mehreren  der  Erben.  Ferner  besorgt  sie  die 
Kurskontrolle  der  Wertpapiere  beim  und  nach  dem  Erb- 
schaftsübergang, wodurch  oft  grosse  Kapitalverluste  vermieden 
werden  können.  Besonders  bei  Anlage  des  Nachlasses  in 
stark  schwankenden  Dividendenpapieren  sind  die  Erben  selten 
im  Falle,  ihre  Vermögenslage  klar  zu  überblicken.  Vielfach 
ist  es  vorgekommen,  dass  Erben  aus  Unkenntnis  der  Sach- 
lage ihre  ererbten  Dividendenpapiere  infolge  fallender  Ten- 
denz, aus  Furcht  vor  weiterem  Kurssturz  zu  niedrigem  Preise 
verkauften  und  dadurch  erhebliche  Verluste  erlitten,  während 
durch  Uebergabe  der  Verwaltung  an  Berufsinstitute,  die  sich 
täglich  mit  solchen  Angelegenheiten  befassen,  die  Verluste 
ganz  oder  zum  grossen  Teil  hätten  vermieden  werden  können. 

Oft  werden  die  Erben  Vermögensstücke  vorfinden,  für 
deren  Bewertung  und  eventuelle  Realisierung  sie  der  not- 
wendigen Kenntnisse  entbehren.  In  solchen  Fällen  wird  es 
sich  besonders  empfehlen  und  für  die  Erben  von  grossem 
Vorteil  sein,  dieselbe  Treuhand-Gesellschaft,  die  bis  zum 
Tode  des  Erblassers  die  Verwaltung  dieser  Titel  besorgte, 
auch  mit  der  Vollstreckung  der  letztwilligen  Verfügung  zu 
betrauen. 

Ebenso  wichtig  wie  die  zweckmässige  Wahl  des  Willens- 
vollstreckers ist  die  formell  richtige  und  materiell  wohldurch- 
dachte Anfertigung  des  Testaments.  Die  Schweiz.  Treuhand- 
Gesellschaft  übernimmt  entweder  die  Erstellung  des  ganzen 
Testaments  oder  auch  nur  die  Prüfung  der  formellen  Er- 
fordernisse. 

Die  Honorare,  die  die  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft 
für  ihre  Mühewaltung  beansprucht,  werden  von  Fall  zu  Fall, 
je  nach  dem  Umfang  des  Auftrages,  durch  gegenseitige 
Vereinbarung   festgesetzt.     Die    Ansätze    sind   jedoch    sehr 
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massig  und  stehen  in  keinem  Verhältnis  zu  den  Vorteilen, 
die  dem  Kunden  eine  fachmännische  und  sorgfältige  Durch- 
führung seines  Auftrages  gewährt. 


4.  Die  Vertretung  der  Besitzer  in-  und 
ausländischer  Wertpapiere  (Schutzvereinigung). 

Die  unter  diesen  Titel  fallenden  Geschäfte  tragen  alle 
den  Charakter  von  Treuhänderfunktionen;  bei  allen  finden 
wir  das  gemeinsame  Merkmal,  dass  eine  Treuhändertätigkeit 
im  Interesse  von  Dritten  ausgeübt  wird. 

Die  Vertretung  bezieht  sich  entweder  auf  inländische  oder 
auf  ausländische  Gläubiger. 

a)  Die  Vertretung  inländischer  Gläubiger. 

^^^  Die  Tätigkeit  der  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  bei  der 

Vertretung  inländischer  Gläubiger  wurde  im  Kapitel  über  die 
Pfandhalterschaft  bereits  besprochen.  Die  Treuhand-Gesell- 
schaft vertritt  die  Schuldbriefgläubiger  gegenüber  dem  schuld- 
nerischen Unternehmen ;  sie  sucht  alle  Gläubiger  um  sich  zu 
vereinigen,  um  gemeinsam  gegen  den  Schuldner  vorgehen 
zu  können,  sobald  die  Interessen  der  Gläubiger  gefährdet 
erscheinen.  Zuerst  wird  sich  die  Treuhand-Gesellschaft  über 
die  Lage  des  notleidenden  Unternehmens  Klarheit  verschaffen. 
Nach  Feststellung  der  Verhältnisse  klärt  sie  die  Gläubiger  über 
die  Lage  des  Schuldners  auf.  Sie  macht  ihnen  Vorschläge,  ob 
Handreichung  zur  Sanierung,  ob  Eröffnung  des  Konkurses, 
ob  Zustimmung  zu  einem  Nachlassvertrag,  oder  ob  Nach- 
suchung eines  obligationenrechtlichen  Moratoriums  sich  für 
die  Gläubiger  empfehle.  Zur  Ausführung  der  Beschlüsse  dieser 
Versammlung  trifft  sie  die  notwendigen  Massnahmen. 

Während  ihrer  bisherigen  Praxis  hat  die  Schweiz.  Treu- 
hand-Gesellschaft fast  regelmässig  die  Erfahrung  gemacht, 
dass  sich  die  Gläubiger  erst  dann  an  sie  gewendet  haben, 
wenn  es  sich  nicht  mehr  um  eine  Sanierung,  sondern  ledig- 
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lieh  um  eine  für  die  Gläubiger  möglichst  günstige  Liquidation 
handeln  konnte. 

Ueber  die  Vorteile  einer  rechtzeitigen  Inanspruchnahme 
von  Treuhand-Gesellschaften  zum  Zwecke  der  Vertretung  not- 
leidend werdender  Unternehmen,  äussert  sich  Warschauer 
a.  a.  O.  S.  418  wie  folgt: 

„Die  Treuhand-Gesellschaft,  die  derartige  Funktionen  aufnimmt,  steht 
ausserhalb  der  bisherigen  Verhältnisse  und  über  denselben.  Sie  kann  sich 
daher  die  volle  Frische  des  Urteils  und  Handelns  wahren.  Sie  bildet  in 
derartigen  Fällen,  namentlich  bei  Aktiengesellschaften,  häufig  eine  höchst 
wirksame  Revisionsinstanz  gegenüber  den  bisherigen  Verwaltungsorganen, 
die  den  Niedergang  des  Unternehmens  verschuldet  haben,  die  hiefür  mass- 
gebenden Ursachen  jedoch  zu  verschleiern  suchen,  oder  in  dem  Wirrwarr 
der  Ereignisse  die  Objektivität  der  Empfindung  und  den  Mut  der  Initiative 
verlieren.  Die  sanierende  Treuhand  -  Gesellschaft  richtet  und  wägt,  sie 
scheidet  nlassvoll  die  Parteien,  die  häufig  sich  feindlich  gegenüberstehen 
und  widerstrebende  Sonderinteressen  vertreten;  sie  kann  rücksichtslos 
Massnahmen  einleiten,  die  zu  ergreifen  denjenigen  Elementen,  die  bisher 
im  Mittelpunkt  der  Geschäfte  standen,  vielfach  versagt  ist,  weil  sie  das 
Vertrauen  der  Gläubiger  nicht  mehr  besitzen,  oder  eine  Politik  der  Scho- 
nung zugunsten  besümmter  Gruppen  zu  handhaben  gezwungen  sind." 

b)  Die  Vertretung  der  Interessen  der  Inhaber  auslän- 
discher Wertpapiere  (Schutzvereinigung). 

Sobald  es  sich  dabei  um  eine  schuldnerische  ausländische 
Gesellschaft  handelt,  liegt  für  die  beauftragte  Treuhand- 
Gesellschaft  der  einzuschlagende  Weg  klar  da.  Diese  ruft 
die  Gläubiger  des  notleidenden  Unternehmens  zusammen  und 
erhebt  namens  der  Gläubiger  oder  des  Gläubigerausschusses 
Klage  bei  den  zuständigen  Gerichten. 

Viel  schwieriger  gestaltet  sich  das  Vorgehen,  wenn  der 
säumige  Schuldner  ein  Auslandstaat  ist.  Niemand  bürgt 
dafür,  dass  die  beim  Abschluss  des  Anleihens  dem  Gläubiger 
eingeräumten  Garantien  eingehalten  werden.  Ob  in  einem 
solchen  Falle  staatliche  Intervention  am  Platze  ist,  ist  heute 
noch  eine  sehr  umstrittene  Frage.  Wir  finden  häufig  die 
Ansicht  vertreten,  dass  es  ein  Finanzgeschäft  spekulativer  Art 
sei,  von  einem  ausländischen  Staate  aufgelegte  Anleihen  zu 
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zeichnen,  und  dass  es  die  Gläubiger  sich  selbst  zuzuschreiben 
haben,  wenn  sie  dabei  zu  Schaden  kommen.  Andere  sind 
der  Auffassung,  dass  wenn  klar  festgestellt  ist,  dass  der  Aus- 
länder Gegenstand  einer  widerrechtlichen  Behandlung,  einer 
Rechtsverweigerung  oder  eines  Missbrauches  der  Gewalt 
geworden  ist,  und  insbesondere,  wenn  hierfür  die  Verant- 
wortung die  Regierung  selbst  trifft,  sei  es  weil  die  ungerechten 
Massnahmen  von  ihr  ausgehen,  sei  es  weil  sie  nicht  ihrerseits 
alles  getan  hat,  was  sie  tun  konnte,  um  dagegen  Abhülfe  zu 
schaffen,  dass  in  einem  solchen  Falle  der  Staat,  dessen  Unter- 
tan der  Ausländer  ist,  für  ihn  Partei  ergreifen  soll,  so  dass 
dadurch  eine  Schwierigkeit  ursprünglich  privater  Art  zu  einer 
internationalen  Angelegenheit  gestempelt  werde.*) 

Es  liegt  nicht  in  unserer  Aufgabe,  diese  Frage  weiter  zu 
verfolgen;  Tatsache  ist,  dass  bis  heute  Schiedsgerichte,  auf 
den  Grundsätzen  des  internationalen  Privatrechts  fussend, 
den  gefährdeten  Interessen  der  Gläubiger  fremder  Staaten 
keinen  Nutzen  gebracht  haben.  Die  Gläubiger  werden  nach 
wie  vor  auf  Selbsthülfe  angewiesen  sein.  Der  beste  Weg,, 
um  mit  vereinter  Kraft  gegen  den  Schuldner  vorgehen  zu 
können,  liegt  in  der  Bildung  von  Schutzvereinigungen. 

Die  meisten  grösseren  Treuhand  -  Gesellschaften  haben 
die  Organisation  solcher  Schutzvereinigungen  in  ihr  Arbeits- 
programm aufgenommen.  Diese  Tätigkeit  ist  für  sie  gewöhn- 
lich mit  der  Uebernahme  folgender  Funktionen  verbunden: 

Durch  öffentliche  Anzeigen  werden  die  Gläubiger  zur 
Beratung  der  Lage  zusammenberufen.  In  dieser  Versammlung 
wird  ein  Ausschuss  bestimmt,  der  unter  der  Leitung  der 
Treuhand-Gesellschaft  die  Aktion  gegen  den  ausländischen 
Schuldner  beginnen  soll.  Dieser  Ausschuss  entscheidet,  ob 
eine  Inanspruchnahme  der  Regierungsgewalt  angezeigt  oder 
möglich  ist,  oder  ob  die  Gläubiger  von  sich  aus  vorgehen 
sollen.    In  den  seltensten  Fällen  ist  es  dem  Staat  möglich, 


1)  Vgl.  Lacombe,  Eug.,  Ueber  den  Schutz  der  Inhaber  fremdländischer 
Staatspapiere.    (Jahrb.  f.  Nat.-Oek.  u.  Stat.    3.  Folge,  Bd.  XX,  S.  793.) 
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den  Gläubigern  beizuspringen.  Meistens  fehlen  ihm  die  hiezu 
erforderlichen  Machtmittel,  oder  Rücksichten  auf  die  höhere 
Politik  bestimmen  ihn  dazu,  sich  von  einer  Intervention  fern- 
zuhalten. Erfolgreicher  wird  hier  die  Treuhand-Gesellschaft, 
die  sich  an  grosse  Bankinstitute  anlehnt  und  die  infolge 
dieser  Beziehungen  eine  nicht  zu  unterschätzende  Kapitalkraft 
darstellt,  vorgehen  können.  Diese  autoritative  Stellung  er- 
möglicht es  ihr,  die  Ansprüche  der  gefährdeten  Gläubiger  mit 
Nachdruck  geltend  zu  machen  und,  falls  dies  überhaupt 
möglich  ist,  die  bedrohten  Kapitalien  zu  retten. 

Ein  kurzer  Ueberblick  über  die  betreffenden  Verhältnisse 
im  Ausland  gibt  uns  die  Gewissheit,  dass  derartige  Gläubiger- 
organisationen Gutes  zu  schaffen  vermögen.  Schon  frühe 
hatte  die  Deutsche  Treuhand -Gesellschaft  Gelegenheit,  auf 
dem  Gebiete  der  Schutzvereinigung  sich  zu  betätigen.  Im 
Jahre  1898  gelang  es  ihr,  für  die  Gläubiger  der  äussern 
Schuld  der  argentinischen  Provinz  Buenos  Aires,  an  der  die 
der  Schutzvereinigung  angehörenden  deutschen  Gläubiger 
mit  über  38  Millionen  Dollars  Kapital  vertreten  waren,  nach 
schwierigen  Verhandlungen  mit  dem  Schuldner  einen  Vertrag 
zu  schliessen,  der  unter  den  gegebenen  Umständen  den 
Gläubigern  die  grösstmöglichen  Vorteile  bot.^) 

Ein  weiterer  Erfolg  wurde  von  der  Deutschen  Treuhand- 
Gesellschaft  bei  der  Führung  der  Geschäfte  der  1902  ent- 
standenen Vereinigung  der  deutschen  Besitzer  türkischer 
Staatspapiere  erzielt.  Es  handelte  sich  damals  um  das  Projekt 
der  Unifikation  der  türkischen  konsolidierten  Schuld.  Das 
bei  der  Vereinigung  angemeldete  Interessentenkapital  betrug 
nominell  120  Millionen  Mark;  die  Treuhand-Gesellschaft  er- 
reichte, dass  1903  von  der  türkischen  Regierung  die  Unifikation 
im  wesentlichen  nach  den  Wünschen  der  deutschen  Interes- 
senten geregelt  wurde.*) 


*)  Vgl.  Nachod,  a.  a.  O.  S.  [109/110. 

2)  Vgl.  Loeb,  Ernst,  Aufsatz  in  Conrads  Jahrbüchern  3.  Folge,  Bd.  XXIII, 
S.  14.    Jena  1902. 
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Interessant  ist  eine  auf  diesen  Geschäftszweig  bezügliche 
Bemerkung  des  Geschäftsberichtes  der  Deutschen  Treuhand- 
Gesellschaft  von  1890: 

»Der  den  Schutzvereinigungen  zugrunde  liegende  Gedanke  hat  in- 
sofern einen  erfreulichen  Fortschritt  gemacht,  als  die  früheren  in  Berlin 
errichteten  Veranstaltungen  dieser  Art  —  bei  den  meisten  wirkte  die  Deutsche 
Treuhand-Gesellschaft  mit  —  lediglich  den  Schutz  bereits  notleidend  ge- 
wordener Interessen  zum  Gegenstand  hatten,  während  die  beiden  neuen 
Schutzvereinigungen  errichtet  wurden,  als  eine  Gefährdung  des  in  den 
betreffenden  Werten  angelegten  deutschen  Kapitals  noch  nicht  zu  besorgen 
war." 

In   England   wurde  im   Jahre  1868  unter  dem  Namen 
„Council  of  Foreign  Bondholders"  eine  Vereinigung  gegründet, 
welche   die  Ueberwachung   der  Interessen   der  Inhaber  aus- 
ländischer  Wertpapiere    bezweckt.      1898    wurde    derselben 
durch   eine  besondere  Parlamentsakte  das  Korporationsrecht 
als  gemeinnützige  Vereinigung  verliehen.    Die  Geschäfte  des 
Council  werden  durch  einen  permanenten,  aus  21  Mitgliedern 
bestehenden  Ausschuss  geführt.    Nur  der  Präsident  und  der 
Vizepräsident  erhalten  eine  Vergütung,  die  übrigen  Mitglieder 
nur  Sitzungsgelder.  Von  den  21  Mitgliedern  werden  6  von  der 
Vereinigung  der  Londoner  Bankiers  und  6  von  der  Londoner 
Handelskammer  ernannt,  die  übrigen  9  vom  Ausschuss  selbst. 
Jährlich    erfolgt  eine  Neuwahl.     Der  Ausschuss   beobachtet 
dauernd  alle  wirtschaftlichen  Vorgänge  der  Staaten,  die  infolge 
des  dort  investierten  englischen  Kapitals  in  Betracht  fallen,  und 
veröffentlicht  hierüber  und  auch  über  seine  Tätigkeit  jährlich 
einen  umfangreichen,  sehr  ausführlichen  Bericht.    Wenn  der 
Ausschuss  beschlossen  hat,  die  Interessen  der  Gläubiger  eines 
notleidend    gewordenen    ausländischen  Wertpapiers   zu   ver- 
fechten, so  wird  zu  diesem  Zwecke  eine  Spezialkommission 
gebildet,  die  aus  Mitgliedern  der  Korporation  und  aus  einer 
gewissen  Anzahl  von  Inhabern  der  betreffenden  Werte  bestellt 
wird.    Dieser   Arbeitsausschuss   führt   nun    die  betreffenden 
Massnahmen  aus.^) 


1)  Vgl.  Nachod,  a.  a.  O.  S.   79  ff. 
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Der  Council  of  Foreign  Bondholders  hat  während  seines 
Bestehens  eine  ganze  Reihe  grosser  Erfolge  zu  verzeichnen. 
Es  gelang  ihm,  mit  Hülfe  der  Regierung  mit  schuldnerischen 
Staaten  Verträge  abzuschliessen,  die  von  den  betreffenden 
Staaten  ausnahmslos  innegehalten  wurden.  Es  seien  hier 
die  Finanzverträge  mit  der  Türkei,  mit  Griechenland,  Egypten 
und  einigen  südamerikanischen  Staaten  angeführt,  i)  wobei 
der  Council  überall  den  Inhabern  von  notleidenden  Wert- 
papieren dieser  Staaten  die  grössten  Dienste  leistete. 

Eine  ähnliche  Institution  ist  die  im  Jahre  1898  in  Frank- 
reich gegründete  „Association  nationale  pour  la  defense  des 
porteurs  de  valeurs  etrangeres",  ein  gemeinnütziges  Institut, 
das  unentgeltlich  zugunsten  der  Inhaber  notleidend  gewor- 
dener ausländischer  Werte  eintritt.  Dabei  wird  nach  dem 
englischen  System  verfahren. 

In  Belgien  bestehen  zwei  solche  Vereinigungen,  eine  in 
Brüssel,  die  andere  in  Antwerpen. 

Wir  berührten  diese  ausländischen  Verhältnisse,  um  dar- 
zulegen, dass  die  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft,  als  erste  in 
der  Schweiz,  eine  Funktion  in  ihr  Geschäftsprogramm  auf- 
genommen hat,  der  in  Zukunft  hohe  Bedeutung  zukommen 
kann  und  zu  der  sich  nach  deutschem  Beispiel  Treuhänder- 
institute vorzüglich  eignen.  Der  Umstand,  dass  in  Belgien 
zwei  solche  Vereinigungen  mit  Erfolg  tätig  sind,  zeigt,  dass 
solche  Institute  auch  in  kleinen  Staaten  Gutes  zu  leisten  ver- 
mögen. Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  dass  die  Schweiz. 
Treuhand-Gesellschaft  allein  gegen  renitente  fremde  Staaten 
mit  Erfolg  wird  vorgehen  können;  unser  Kapitalexport  ist 
doch  zu  unbedeutend,  um  gegen  solche  Staaten  als  Schutz- 
waffe dienen  zu  können.^)  Sie  wird,  wenn  notwendig,  eine 
Intervention  der  Landesregierung  zu  ermöglichen  suchen, 
oder  aber  sich  mit  den  Schutzvereinigungen  anderer  Staaten 

*)  Vgl.  Lacombe,  a.  a.  O.  S.  805/6. 

2)  Vgl.  Kurz,  //.,  Kapitalanlage  im  Ausland,  in  „Raschers  Jahrbuch", 
3.  Jahrg.    Zürich  1912.    S.  171. 
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in  Verbindung  setzen  und  auf  diese  Weise  gemeinsam  gegen 
den  Schuldner  vorgehen.  Gerade  der  Zusammenschluss  mit 
den  zu  diesem  Zweck  in  andern  Gläubigerstaaten  bestehenden 
Instituten  ermöglicht  eine  internationale  Beschlussfassung  der 
an  den  gleichen  Werten  beteiligten  Besitzer  und  eine  aus- 
sichtsreiche, gleichzeitige  und  einheitliche  Aktion  gegen  den 
säumigen  Schuldner. 

Dass  die  Leitung  der  Schweiz.  Treuhand  -  Gesellschaft 
einen  solchen  weitern  Zusammenschluss  im  Auge  hat,  ist 
aus  §  2  Abs.  4  der  Statuten  ersichtlich,  der  nicht  nur  die 
Errichtung  von  Schutzvereinigungen,  sondern  auch  die  Be- 
teiligung an  solchen  als  Gegenstand  des  Unternehmens 
bezeichnet. 


5.  Das  Revisionsgeschäft. 

a)  Die  Durchfährung  der  Revision. 

Für  das  System  der  Durchführung  der  Revision  stellt 
die  Schweiz.  Treuhand  -  Gesellschaft  für  ihre  Beamten  kein 
allgemein  gültiges  Schema  auf.  Die  Revision  passt  sich  ganz 
dem  Auftrage  und  der  Art  des  zu  revidierenden  Betriebes  an. 

Die  Revisoren  haben  sich  in  dem  zu  revidierenden 
Unternehmen  möglichst  rasch  zu  orientieren,  um  von  Anfang 
an  eine  dem  Auftrage  entsprechende  Prüfung  einzuleiten. 
(Bei  grössern  und  komplizierten  Betrieben  ist  dies  eine  Auf- 
gabe, die  von  den  Beamten  der  Treuhand-Gesellschaft  grosse 
Geschicklichkeit  und  viel  Erfahrung  erfordert.) 

Die  Revision  wird  also  in  verschiedenartigen  Betrieben 
auch  verschiedenartig  durchgeführt.  Je  nach  der  Art  des  Be- 
triebes und  des  Auftrages  wird  der  Revisor  sein  Hauptaugen- 
merk auf  verschiedene  Umstände  richten ;  so  z.  B.  auf  das 
System  der  Buchhaltung,  oder  auf  die  Organisation,  oder  auf 
die  Rentabilitätsberechnung  usw. 
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Beigel  unterscheidet  drei  Kategorien  von  Revisions- 
zwecken :  ^) 

1.  um  zu  ermitteln,  ob  bei  der  Jahresschlussbilanz  die 
Vermögenslage  und  der  ausgewiesene  Reingewinn  richtig  zum 
Ausdruck  gebracht  ist; 

2.  um  den  Gründungshergang  bei  einer  Simultangründung, 
Sukzessivgründung  oder  einer  qualifizierten  Gründung  zu 
prüfen ; 

3.  um  einen  ganz  speziellen  Vorgang,  z.  B.  den  Umsatz 
in  Waren,  oder  den  Effektenverkehr,  oder  einzelne  Bestände, 
oder  die  Summe  der  Debitoren  und  Kreditoren,  oder  irgend 
ein  Verdachtsmoment  festzustellen. 

Wenn  auch  bei  der  Revision  die  verschiedenartigsten 
Momente  zu  berücksichtigen  sind,  so  gibt  es  doch  gewisse 
Grundsätze,  die  die  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  bei  der 
Durchführung  von  Revisionen  befolgt  und  die  im  folgenden 
besprochen  werden  sollen. 

Wenn  man  der  Treuhand-Gesellschaft  freie  Hand  lässt, 
nimmt  sie  eine  Gesamtrevision  vor,  d.  h.  sie  unterzieht  den 
gesamten  Geschäftsgang  eines  Unternehmens  während  einer 
gewissen  Periode  nach  allen  Richtungen  hin  einer  eingehen- 
den Prüfung. 

Zu  Beginn  ihrer  Tätigkeit  fordert  sie  von  der  Leitung 
des  zu  revidierenden  Unternehmens  alle  zur  Revision  un- 
erlässlichen  Materialien  ein,  so  z.  B.  ein  Verzeichnis  aller  vor- 
handenen Bücher,  die  Statuten,  Reglemente,  welche  sich  auf 
den  Betrieb  und  die  Organisation  beziehen,  die  Bilanzen  und 
die  Gewinn-  und  Verlustausweise,  ein  Verzeichnis  der  Beamten, 
die  Vertrauensstellungen  bekleiden,  usw. 

Es  liegt  im  Interesse  der  zu  revidierenden  Gesellschaft, 
dass  Kassabücher,  Journale  und  die  laufenden  Rechnungen 
auf  den  Revisionsbeginn  nachgeführt  sind  und  dass  die  Be- 


1908. 


»)  Vgl.  Beigel,  R.,  Buchführungs-  und  Bilanzrevision,  S.  29.  Dresden 
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lege  chronologisch  geordnet  und  mit  Nummern,  die  den  Ein- 
tragungen in  den  Grundbüchern  entsprechen,  versehen  sind. 

Zu  Beginn  der  Revision  wird  die  Bestandsaufnahme  vor- 
genommen, welche  bezweckt,  festzustellen,  ob  die  Saldi  der 
Bestandskonten  tatsächlich  den  vorhandenen  Vermögensbe- 
ständen entsprechen. 

Bei  der  Aufnahme  der  Kasse  wird  das  vorhandene  Bar- 
geld nachgezählt,  fremde  Münzen  werden  zum  Tageskurse 
umgerechnet;  ferner  wird  nachgesehen,  ob  letztere  in  den 
Skontren  während  der  Revisionsperiode  in  Aus-  und  Eingang 
mit  dem  dem  Tageskurse  entsprechenden  Agio  verrechnet 
wurden. 

Bei  der  Aufnahme  des  Wertschriftenportefeuilles  überzeugt 
sich  der  Revisor,  ob  die  Aufnahme  den  gesetzlichen  Vor- 
schriften entspricht,  ob  Coupons  und  Talons  sich  in  Ordnung 
befinden,  ob  die  eingetragenen  Depots  vorhanden  sind  und 
ob  die  fremden  Wertschriften  von  den  eigenen  getrennt  ver- 
waltet werden. 

Die  Aufnahme  des  Warenbestandes  ist  eine  der  wichtig- 
sten und  auch  der  schwierigsten  Aufgaben  des  Revisors; 
besonders  wenn  es  sich  um  Selbstfabrikate  handelt,  deren 
richtige  oder  unrichtige  Bewertung  die  Zuverlässigkeit  der 
Bilanz  stark  beeinflusst. 

Die  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  pflegt  die  Original- 
aufnahmen der  Inventur  mit  den  Reinschriften,  die  für  die 
Bilanz  als  Unterlage  dienen,  zu  vergleichen.  Meistens  werden 
die  Revisoren  zu  der  Originalaufnahme  selbst  hinzugezogen. 
In  der  Reinschrift  werden  dann  die  in  Ansatz  gebrachten 
Preise  geprüft.  Rohmaterialien  müssen  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen gemäss  bilanziert  werden.  Selbstfabrikate  werden 
mit  den  aufgestellten  Kalkulationen  verglichen,  und  wenn 
letztere  nicht  vorhanden  sind,  werden  sie  von  den  Revisoren 
aufgestellt.  Es  wird  dann  geprüft,  ob  ausser  für  Material  und 
Lohn  noch  ein  Zuschlag  für  Betriebsunkosten  in  Ansatz  ge- 
bracht ist,  wie  hoch  derselbe  ist  und  ob  sich  derselbe  mit 
den  aus  der  Buchführung  ersichtlichen  Zahlen  deckt. 
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Während  das  H.  G.  B.  in  §  261  Abs.  2  bestimmt,  dass 
Vermögensgegenstände  höchstens  zum  Anschaffungs-  oder 
Herstellungspreis  anzusetzen  sind,  sagt  das  O.  R.  in  Art.  656 
Abs.  4,  dass  Warenvorräte  höchstens  zum  Kostenpreis  und, 
falls  dieser  höher  als  der  Marktpreis  stehen  sollte,  höchstens 
zu  diesem  angesetzt  werden  dürfen.  Die  Ansichten  über  die 
Art  der  Berechnung  gehen  hier  noch  weit  auseinander.  Unter 
Herstellungskosten  sind  nur  Material  und  Löhne  plus  Zu- 
schlag für  Betriebsunkosten  zu  verstehen;  und  zwar  sollten 
nur  solche  Betriebsunkosten  berechnet  werden,  die  mit  der 
Herstellung  des  betreffenden  Fabrikates  in  direktem  Zusam- 
menhang stehen.  Ueber  das,  was  hieher  alles  mit  hineinge- 
rechnet werden  kann,  ist  man  ebenfalls  verschiedener  Ansicht. 
Vertreter  einer  soliden  Bilanzierungsweise  rechnen  hiezu  ge- 
wöhnlich nur  die  Aufwendungen  für  Licht  und  Kraft  und 
lassen  technische  Gehälter,  Abschreibungen  auf  Maschinen 
und  Betriebsgebäuden,  Miete  und  eventuelle  Hypotheken  und 
Obligationenzinsen  ganz  ausser  acht,  während  Geschäftsleute, 
die  darauf  bedacht  sind,  einen  möglichst  hohen  Warenbestand 
herauszurechnen,  nicht  nur  die  vorgenannten  Arten  von  Be- 
triebsunkosten, sondern  auch  einen  Teil  der  Handlungs-  bezw. 
Vertriebsunkosten  mit  hinzu  rechnen. 

Die  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  vertritt  bei  ihren  Re- 
visionen das  Prinzip,  die  Warenbestände  so  niedrig  als  mög- 
lich zu  kalkulieren.  Während  ihres  Bestehens  hat  sie  des 
öftern  festgestellt,  dass  sehr  viele  Buchaltungen  in  dieser 
Beziehung  noch  viel  zu  wünschen  übrig  lassen  und  dass 
manche  der  von  ihr  revidierten  Betriebe  mit  Verlust  arbei- 
teten, nur  weil  sie  nicht  darauf  eingerichtet  waren,  die  Preise 
ihren  wirklichen  Selbstkosten  anzupassen,  d.  h.  weil  sie  nicht 
wussten,  wie  hoch  ihre  Fabrikate  zu  stehen  kamen. 

Die  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  hat  während  ihrer 
Revisionspraxis  häufig  die  Erfahrung  gemacht,  dass  in  Be- 
trieben mit  verschiedenen  Fabrikationsabteilungen  die  Be- 
triebsleitung nicht  weiss,  wie  der  einzelne  Zweig  arbeitet,  so 
dass  ein  gut  rentierender  Betrieb   den  schlecht  rentierenden 
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durchzieht.  Dieser  Umstand  wurde  oft  erst  durch  die  Re- 
vision aufgedeckt  und  das  Gesamtresultat  infolge  einer  durch 
die  Treuhand-Gesellschaft  vorgeschlagenen  Umwandlung  we- 
sentlich verbessert.  Gerade  auf  diesem  Gebiete  hat  die 
Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  bisher  eine  sehr  fruchtbare 
Tätigkeit  entwickelt. 

Solche  Aufdeckungen  stellen  an  die  Revisoren  oft  grosse 
Anforderungen.  Neben  genauer  Kenntnis  der  einschlägigen 
Gesetze  bedarf  es  hiezu  einer  durchgreifenden  fachmänni- 
schen Erfahrung.  Das  praktische  Gefühl  muss  dem  Revisor 
den  Weg  weisen,  wie  weit  er  in  der  Bewertung  der  Betriebs- 
gegenstände und  in  der  Berechnung  der  Unkosten  gehen  darf. 
Dabei  hat  er  die  Konkurrenz,  die  allgemeine  Marktlage  und 
andere  einschlägige  Umstände  zu  berücksichtigen. 

Bei  der  Unkostenberechnung  hat  die  Schweiz.  Treuhand- 
Gesellschaft  des  öftern  festgestellt,  dass  der  prozentuale  Un- 
kostenzuschlag nicht  auf  die  Löhne,  sondern  auf  das  Pro- 
dukt von  Material  und  Lohn  berechnet  wurde.  Dieses  System 
führt  zu  ganz  falschen  Resultaten,  da  die  Unkosten  in  der 
Regel  mit  dem  produktiven  Lohn  steigen  oder  fallen.  (Dar- 
unter versteht  man  denjenigen  Lohn,  der  wirklich  produziert, 
während  unproduktive  Löhne  nur  der  Unterhaltung  des  Be- 
triebes dienen,  z.  B.  Löhne  der  Heizer,  Portier  usw.)  Es 
kommt  oft  vor,  dass  Fabrikate  aus  im  Preise  sehr  verschie- 
denem Material  denselben  Aufwand  an  Lohn  und  Betriebs- 
unkosten erfordern;  hieraus  ergiebt  sich  von  selbst  die  Un- 
haltbarkeit  des  oben  erwähnten  Systems. 

Die  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  berücksichtigt  bei  der 
Berechnung  des  Unkostenzuschlages  immer  eine  vergangene 
Geschäftsperiode,  da  nur  auf  diese  Weise  zuverlässige  Re- 
sultate erzielt  werden  können.  Ferner  werden  hiebei  noch 
andere  Umstände,  wie  z.  B.  Streiks,  Versuchsarbeiten  usw.,  in 
Berücksichtigung  gezogen. 

Bei  der  Aufnahme  des  Portefeuilles  wird  untersucht,  ob 
keine  verfallenen  Papiere  vorhanden  sind,  ob  Akzepte  und  In- 
dossamente sich  in  Ordnung  befinden  und  ob  die  Wechsel 
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mit  ihrem  tatsächlichen  Wert,  d.  h.  abzüglich  des  Diskonts 
für  die  Periode  zwischen  Bilanztag  und  Verfalltag,  in  die 
Bilanz  aufgenommen  sind.  Die  Unterschriften  der  Trassanten 
und  Akzeptanten  werden   durch  Vergleich   auf  ihre  Echtheit 

untersucht. 

Bei  der  Bestandsaufnahme  von  Mobilien  und  Immobilien 
wird  geprüft,  ob  dieselben  zum  Anschaffungswert  mit  den 
entsprechenden  Abschreibungen  zu  Buche  stehen. 

Bei  Maschinen  wird  festgestellt,  ob  die  Abschreibungs- 
quoten der  wirkHchen  Abnutzung  und  den  technischen  Fort- 
schritten entsprechen,  ob  dieselben  nicht  etwa  vom  erzielten 
Gewinn  abhängig  gemacht  wurden  und  ob  der  Unterhalt  und 
allfällige  Reparaturen  nicht  über  das  Erneuerungsfondskonto 
gebucht  wurden. 

Bei  Immobilien  werden  eventuelle  bauliche  Veränderungen 
und  sonstige  Ameliorationen  besonders  berücksichtigt. 

Bei  Neugründungen  wird  untersucht,  ob  Apporte  in 
Form  von  Patenten  vorliegen  und  ob  diese  dem  reellen 
Wert  entsprechen;  ferner  ob  den  Einbringern  von  Patenten 
Vorzugsrechte  eingeräumt  wurden  und  ob  solche  Sonder- 
vergünstigungen gerechtfertigt  sind.  Die  Patente  werden 
von  den  Revisoren  auf  ihren  Innern  Wert- hin  geprüft,  d.  h. 
es  wird  untersucht,  ob  sie  Absatzwert  oder  Konstruktionswert 
besitzen;  dabei  wird  ihr  Alter  und  die  Art  der  Verwendung 
berücksichtigt.  Die  Revisoren  achten  darauf,  dass  nur  Pa- 
tente, deren  praktische,  industrielle  Verwertung  und  deren 
Vertrieb  erwiesen  ist,  als  spezielle  Aktivposten  in  der  Bilanz 
figurieren,  dass  dagegen  Patente,  die  einen  hohen  Konstruk- 
tionswert besitzen,  jedoch  nur  dazu  dienen,  ein  die  Kon- 
kurrenz aushaltendes  oder  überbietendes  Fabrikat  herzu- 
stellen, nicht  als  besonderes  Aktivum  in  die  Bilanz  einge- 
stellt werden,  da  ja  ihre  Anwendung  im  Wert  des  Fabrikates 
selbst  zum  Ausdruck  kommt.  Die  durch  die  Anwendung 
des  Patentes  erhöhte  Konkurrenzfähigkeit  stellt  einen  Gewinn 
dar,  der  durch  das  Gewinn-  und  Verlustkonto  verbucht 
werden  soll.    Die  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  vertritt  die 
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Ansicht,  dass  auch  die  Verwertungspatente,  die  guten  Absatz 
finden  und  sich  als  gewinnbringend  erweisen,  sei  es  durch 
Selbstkonstruktion  und  Vertrieb,  sei  es  durch  Lizenzverkauf 
mit  jährHcher  Minimalgarantie,  möglichst  niedrig  zu  Buche 
stehen  sollen,  da  eine  solche  Einnahmequelle  von  einem 
Tag  auf  den  andern  versagen  kann. 

Mit  Recht  wurde  in  einem  Artikel  in  der  Frankfurter- 
Zeitung^)  darauf  hingewiesen,  dass  gar  manche  Gründungen 
industrieller  Natur,  welche  die  Ausbeutuug  einer  Erfindung 
zum  Gegenstand  haben  oder  haben  sollen,  in  ihrer  Eröffnungs- 
bilanz mit  hochwertigen  Patentkonti  glänzen,  die  in  der 
Mehrheit  einen  höchst  trügerischen  Wechsel  auf  die  Zukunft 
darstellen  und  in  Wirklichkeit  der  Neugründung  bereits  den 
Todesstoss  einimpfen.  Zwischen  Erfindung  und  industrieller 
Ausbeutung  liegt  ein  weiter  Weg  und  es  sollte  infolgedessen 
bei  Patenten,  die  ihrer  praktischen  Lösung  noch  harren,  in 
die  Eröffnungsbilanz  eher  ein  Passivposten  eingesetzt  werden, 
was  durch  die  voraussichtlichen,  zumeist  hohen  Versuchs- 
kosten gegeben  ist. 

Während  ihrer  bisherigen  Revisionspraxis  hat  die  Schweiz. 
Treuhand-Gesellschaft  mehrfach  Gelegenheit  gehabt,  die  Be- 

1)  Vgl.  Frankfurter  Ztg.  vom  19.  Juni  1911,  Nr.  169,  Artikel  von  Ing. 
Herzog  über  die  Beurteilung  der  Patentkonti  in  Bilanzen.  Es  wird  dort 
gesagt:  „Es  ist  bekannt,  dass  bei  der  kritischen  Beurteilung  industrieller 
Werke  zumeist  die  Patentkonti  einen  Stein  des  Anstosses  bilden,  laufen 
doch  vielfach  die  Fäden  aller  Bilanzschiebungen  im  Patentkonto  zusammen. 
Man  ist  allgemein  der  Meinung,  dass  der  Bücherrevisor  oder  der  Treu- 
händer sich  an  die  ihm  gegebene  Bewertung  der  Patente  zu  halten  haben, 
wenigstens  wird  es  selten  oder  fast  nie  vorkommen,  dass  diese  Kontroll- 
organe gegen  die  Bewertungshöhe  Einspruch  erheben.  Sie  werden  um 
so  weniger  Gegenstellung  nehmen,  als  die  Bewertung  von  Patenten  über- 
haupt und  damit  der  Patentkonto  in  Bilanzen  besonders  technische  Sach- 
kenntnis voraussetzt.  Darauf  ist  es  vielleicht  zurückzuführen,  dass  die 
Wirtschaftsliteratur  sich  bisher  so  wenig  mit  diesem  ungemein  wichtigen 
Gegenstand  befasst  hat.  Unterwirft  man  eine  gerade  noch  das  wirt- 
schaftliche Gleichgewicht  scheinbar  einhaltende  Bilanz,  in  welcher  sich 
grössere  Patentverwertungen  vorfinden,  der  Kritik,  so  wird  man  fast  in 
allen  Fällen  bei  Eliminierung  dieser  Patentkonti  eine  Unterbilanz  als  Er- 
gebnis erhalten." 
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Wertung  von  Patenten  zu  überprüfen  und  den  Verhältnissen 
entsprechende  Aenderungen  vorzuschlagen,  die  sich  dann  in 
der  Folge  als  zutreffend  und  für  das  betreffende  Unternehmen 
als  vorteilhaft  erwiesen  haben. 

Bei  der  Vornahme  der  Prüfung  der  Geschäfte  und  der 
Bilanz  der  zu  revidierenden  Betriebsperiode  unterzieht  die 
Treuhand-Gesellschaft  zunächst  sämtliche  Uebertragungen  aus 
den  Grundbüchern  bis  zum  Hauptbuch  einer  sorgfältigen 
Durchsicht;  dann  erfolgt  die  Prüfung  der  Kasse- Ausgangs- 
belege, des  Bankverkehrs,  sowie  sämtlicher  Finanztrans- 
aktionen. 

Bei  der  Untersuchung  der  Bilanz  selbst  gehen  die  Revisoren 
immer  von  einem  bestimmten  Ausgangspunkt,  meistens  von 
der  vorhergehenden  Bilanz  aus;  dann  wird  jede  einzelne 
Position  der  nächsten  Bilanz  für  sich  entwickelt. 

Bei  Anlagekonten  (Mobilien,  Maschinen,  Patente  etc.) 
wird  durch  Einsichtnahme  der  betreffenden  Einkaufsfakturen 
festgestellt,  ob  die  Zugänge  dem  Charakter  der  Konten  ent- 
sprechen. Damit  bezweckt  man  zu  erfahren,  ob  nicht  Ersatz- 
lieferungen oder  Reparaturen  zu  Lasten  der  Anlage  gebucht 
worden  sind,  die  dem  Betriebe  zur  Last  fallen.  Die  Revisoren 
beachten  ferner,  ob  die  Abschreibungen  hoch  genug  sind 
und  ob  sie  der  tatsächlichen  Abnutzung  entsprechen. 

Bei  den  Debitoren  wird  geprüft,  ob  der  in  der  Bilanz 
angegebene  Betrag  sämtliche  Salden  per  Bilanztermin  enthält. 
Dann  wird  die  Bonität  der  einzelnen  Schuldner  untersucht, 
d.  h.  die  Revisoren  erkundigen  sich  nach  der  Art  der  Kredit- 
oder Zielgewährung;  das  Alter  der  Schuld  wird  festgesetzt 
und  solche  Debitoren,  die  über  das  Ziel  hinaus  schulden  und 
zur  Zeit  der  Revision  noch  nicht  gedeckt  sind,  werden  im 
Bericht  unter  Hinzufügung  der  nähern  Verhältnisse  mit  Namen 
aufgeführt. 

Die  Debitoren  bilden  eine  höchst  wichtige  Position  in 
der  Bilanz  und  es  ist  für  die  Leitung  des  betreffenden  Unter- 
nehmens oder  für  andere  Interessenten  von  grösster  Wichtig- 
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keit,  über  den  Wert  oder  Unwert  derselben  genau  aufgeklärt 
zu  werden. 

Wenn  die  Entstehung  des  Aktienkapitals  in  die  Berichts- 
periode fällt,  so  wird  vom  Protokoll  der  konstituierenden 
Versammlung  Einsicht  genommen.  Die  Zeichnungsscheine 
und  die  Kapitaleinzahlungen  werden  kontrolliert. 

Bei  Hypotheken  oder  Obligationen  überzeugt  sich  die 
Treuhand-Gesellschaft  von  der  Richtigkeit  der  Schuld.  Bei 
Auslosungen  von  Obligationen  werden  die  bezüglichen  nota- 
riellen Akte  eingesehen  und  es  wird  festgestellt,  ob  der  in 
die  Bilanz  eingesetzte  Betrag  der  Wirklichkeit  entspricht.  Die 
eingelösten  Obligationen-  und  Dividendencoupons,  die  in 
entwertetem  Zustande  sein  müssen,  werden  nachgezählt  und 
der  Betrag  der  bei  Bilanzabschluss  noch  ausstehenden  Coupons 
wird  mit  dem  Saldo  auf  dem  Obligationen-Coupon-Konto, 
bezw.  mit  der  betreffenden  Bilanzposition  verglichen.  Bei  all- 
fälligen transitorischen  Posten,  wie  Hypotheken-  und  Obli- 
gationenzinsen usw.,  wird  kontrolliert,  ob  diese  richtig  in 
der  Bilanz  figurieren. 

Bei  den  Kreditoren  wird  wie  bei  den  Debitoren  ver- 
fahren. Der  Bilanzposten  muss  die  wirkliche  Summe  aller 
Kreditorensalden  enthalten. 

Bei  Kautionen  von  Direktoren,  Verwaltungsräten,  Be- 
amten usw.  überzeugen  sich  die  Revisoren,  ob  diese  Hinter- 
lagen vom  Unternehmen  getrennt  verwaltet  werden  und  ob 
sie  nicht  der  Kontokorrentrechnung  der  Betreffenden  einver- 
leibt sind.  Ferner  wird  untersucht,  ob  der  Wert  der  Hinter- 
lage der  Höhe  der  reglementarisch  geforderten  Kaution 
entspricht. 

Weiter  wird  geprüft,  ob  in  der  Bilanz  sämtliche  Gut- 
haben und  Schulden  enthalten  sind,  soweit  sich  dies  aus 
dem  zur  Verfügung  stehenden  Material  erkennen  lässt. 
Hierbei  werden  per  Bilanztermin  fällige,  aber  erst  nach  dem- 
selben bezahlte  Gehälter,  Löhne,  Unfallversicherungen,  zum 
voraus  bezahlte  Versicherungsprämien  usw.  besonders  berück- 
sichtigt. 
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Bei  der  Prüfung  des  Gewinn-  und  Verlustkontos  pflegen 
die  Revisoren  die  über  dasselbe  verbuchten  Posten  zu  ana- 
lysieren und  zu  dem  erzielten  Geschäftsresultat  in  Vergleich 
zu  stellen.  Sie  machen  Vorschläge,  wo  eventuell  zu  sparen 
und  wo  zur  Erzielung  besserer  Geschäftsergebnisse  weiter 
auszubauen  ist.  Insbesondere  werden  noch  nicht  realisierte 
Gewinne,  grössere  Gewinnposten,  Gewinne,  die  aus  Emissions- 
und Beteiligungsgeschäften  herstammen,  Kursgewinne,  sowie 
eventuelle  ungewöhnliche  Gewinnposten  genau  geprüft.  Wenn 
notwendig  werden  die  Revisoren  prozentuelle  Berechnungen 
der  Spesen  und  Gewinne  auf  Umsätze  oder  auf  Waren,  oder 
sonstige  zweckentsprechende  statistische  Zusammenstellungen 
besorgen. 

Der  Bankverkehr,  der  für  jeden  kommerziellen  und  in- 
dustriellen Betrieb  von  grosser  Wichtigkeit  ist,  wird  ebenfalls 
einer  genauen  Prüfung  unterzogen.  Es  fallen  hier  besonders 
in  Betracht  die  Art  des  Verkehrs,  die  Deckungsverhältnisse, 
die  Zinsen-  und  Provisionsberechnung  und  die  Höhe  der 
Beträge.  Zu  dieser  Prüfung  wird  der  Revisor  einen  auf  den 
Revisionstag  abgeschlossenen  Kontokorrentauszug  von  der 
Bank  einfordern  und  denselben  mit  dem  Bankkonto  des  zu 
revidierenden  Unternehmens  vergleichen. 

Bei  der  Prüfung  der  Verkäufe  richtet  die  Treuhand- 
Gesellschaft  ihr  Augenmerk  auf  die  richtige  Eintragung  der 
Ausgänge,  auf  die  Einhaltung  der  Zahlungsbedingungen,  auf 
die  Solvenz  des  Abnehmers,  auf  die  richtige  Belastung 
etwaiger  Spesen  und  Provisionen  und  endlich  und  haupt- 
sächlich auf  den  richtigen  Ansatz  des  Gewinnzuschlages, 
wobei  die  Art  des  Betriebes,  die  Konkurrenz  und  andere 
Faktoren  berücksichtigt  werden  müssen. 

Was  die  Revisionen  bei  Banken  anbetrifft,  so  ist  es  auch 
hier  nicht  möglich,  ein  bestimmtes  Schema,  nach  dem  die 
Schweiz.  Treuhand  -  Gesellschaft  verfährt,  aufzustellen.  Die 
Durchführung  der  Revision  wird  sich  ganz  nach  der  Ein- 
richtung der  Buchhaltung  des  betreffenden  Institutes  richten. 
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Die  oben  erwähnten  Grundzüge  werden  jedoch  im  allgemeinen 
auch  bei  Revisionen  von  Banken  innegehalten. 

Solche  Revisionen  bedingen  von  den  Revisoren  durch- 
greifende Kenntnis  des  modernen  Bankbetriebes  und  der 
einschlägigen  Gesetze,  rasches  Orientierungsvermögen  neben 
grosser  Ausdauer  und  Findigkeit.  Bei  Banken  fällt  der  un- 
angesagten  Revision  der  Kasse,  sowie  der  genauen  Prüfung 
der  Kassenbelege  und  der  Kontokorrente  besondere  Wichtig- 
keit zu.  Die  Unterschriften  der  Empfänger  werden  genau 
untersucht  und  die  Daten  der  Eintragung  mit  denjenigen  der 
Buchung  verglichen.  Bei  den  Kontokorrenten  wird  geprüft, 
ob  sich  keine  fingierten  Konten  vorfinden,  ferner  werden 
Ein-  und  Auszahlungen  mit  den  entsprechenden  Beträgen  im 
Kassabuch  verglichen.  In  zweifelhaften  Fällen  sendet  der 
Revisor  den  vom  Buch  kopierten  Auszug  dem  Inhaber  der 
Kontokorrentrechnung  zur  Begutachtung. 

Durch  dieses  letztere  Verfahren  hat  die  Schweiz.  Treu- 
hand-Gesellschaft z.  B.  anlässlich  der  Untersuchung  des  Status 
der  Leih-  und  Sparkasse  Aadorf  eine  ganze  Anzahl  Tatbestände 
festgestellt,  die  die  Geschäftsführung  des  Verwalters  dieses 
Institutes  recht  drastisch  illustrierten.  Es  zeigte  sich  unter 
anderem,  dass  eine  Reihe  von  zweifelhaften  Geschäften,  durch 
welche  die  Leih-  und  Sparkasse  um  Hunderttausende  zu 
Schaden  gekommen  war,  unter  falschen  Titeln  gebucht  wurden. 
So  wurde  die  Schuld  eines  Deutschen,  bei  welchem  Geschäfte 
sich  der  Verwalter  eine  Kommission  von  Fr.  10000. —  an- 
eignete, unter  dem  falschen  Namen  Eidg.  Bank  Zürich,  die 
mit  der  Angelegenheit  nicht  das  Geringste  zu  tun  hatte,  ge- 
bucht. Andere  grössere  schweizerische  Banken  waren  mit 
Fr.  100—200000.—  als  Debitoren  belastet,  während  das  Gut- 
haben der  Leih-  und  Sparkasse  in  Wirklichkeit  nur  einige 
hundert  Franken  betrug.  Die  unglaublichsten  Betrügereien 
wurden  durch  diese  Revision  zutage  gefördert.  So  wurde 
erst  durch  die  Treuhand -Gesellschaft  festgestellt,  dass  ein 
Bürge,  der  für  200  000  Fr.  haftete,  seit  mehreren  Jahren  ge- 
storben  war  und   dass   über  dessen  Erbschaft  der  Konkurs 
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verhängt  worden  war.  Die  betreffenden  Auszüge  wurden  von 
den  Revisoren  der  Schweiz.  Treuhand  -  Gesellschaft  in  der 
Wohnung  des  Verwalters,  der  die  falschen  Abschlüsse  selbst 
besorgte,  vorgefunden.^) 

Die  Beamten  der  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  führen 
die  Revisionen  je  nach  Art  und  Umfang  des  Auftrages  einzeln 
oder  zu  mehreren  aus. 

In  vielen  Fällen  wird  von  den  Treuhand-Gesellschaften 
nur  eine  sogenannte  „defektive"  Revision,  welche  die  Auf- 
deckung von  Unregelmässigkeiten,  Defraudationen,  Dieb- 
stählen, und  dergleichen  bezweckt,  gefordert.  Vielfach  lautet 
der  Auftrag  auch  nur  auf  Prüfung  der  Bilanz  und  der  Gewinn- 
und  Verlustrechnung. 

Solche  partielle  Revisionen  können  nicht  als  genügend 
erachtet  werden,  auch  wenn  diese  mit  grosser  Sorgfalt  durch- 
geführt werden.  Brauchbare  und  zuverlässige  Resultate  können 
nur  Gesamtrevisionen  liefern. 

Wenn  die  Revision  ihrem  vollen  Zweck  entsprechen  soll, 
so  darf  der  Revisor  in  seiner  Tätigkeit  nicht  eingeschränkt 
werden.  Das  gesamte  Material  muss  ihm  zur  Verfügung 
stehen;  es  muss  ihm  möglich  sein,  während  seiner  Arbeit 
die  verschiedensten  Vorkommnisse  und  Umstände  in  Betracht 
zu  ziehen  und  diese,  wenn  nötig,  auf  ihren  Ursprung  ver- 
folgen zu  können.  Auskünfte  sollen  ihm  bereitwillig  erteilt 
werden.  Nur  so  wird  der  Revisor  in  der  Lage  sein,  Revi- 
sionen, die  sowohl  das  rechnerische  als  auch  das  wirtschaft- 
liche, wenn  nötig  auch  das  technische  und  juristische  Moment 
umfassen,  vorzunehmen  und  die  innere  Organisation  auf  ihre 
Zweckmässigkeit  hin  zu  beurteilen.  Während  ihrer  bisherigen 
Praxis  hatte  die  Schweiz.  Treuhand -Gesellschaft  des  öftern 
Gelegenheit,  zu  konstatieren,  dass  in  vielen  grössern  Betrieben 
die  Arbeit  nicht  in  rationeller  Weise  verteilt  ist.  Sie  hat  fest- 
gestellt,  dass  vielfach  ein  Teil  der  Angestellten  mit  Arbeit 


*)  Vgl.  Erster  veröffenüichter  Bericht  der  Schweiz.  Treuhand-Gesell- 
schaft über  die  Untersuchungen  bei  der  Leih-  und  Sparkasse  Aadorf. 
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überhäuft  war  und  dieselbe  infolgedessen  nur  mangelhaft 
besorgt  wurde,  während  andere  nur  wenig  zu  tun  hatten. 
In  dieser  Beziehung  wird  von  den  Betriebsleitungen  oft 
gefehlt. 

Prof.  Sdimid  *)  sagt  mit  Recht,  dass  sich  die  Tüchtigkeit 
oder  Untüchtigkeit  des  Geschäftsleiters  und  Bureauchefs  nicht 
zum  geringsten  Teile  in  der  richtigen  Verteilung  der  Arbeit 
und  der  Verantwortung,  sowie  in  der  richtigen  Wertschätzung 
der  verschiedenen  Arbeiter  und  Beamten  erweise.  „Hier  kann 
der  Revisor,  der  durch  ständige  Einsicht  in  alle  möglichen 
Betriebe  für  solche  UnzuträgHchkeiten  ein  geübtes  Auge  hat, 
der  Direktion  belangreiche  Reformvorschläge  zu  Nutzen  des 
gesamten  Betriebes  unterbreiten." 

Nach  beendigter  Revision  arbeiten  die  Revisoren  über 
ihre  Tätigkeit  und  ihre  Beobachtungen  einen  ausführlichen 
Bericht  aus.  Dieser  wird  vom  Oberrevisor  und  von  der 
Direktion  nachgeprüft  und,  wenn  nötig,  ergänzt.  Wo  es  not- 
wendig erscheint,  werden  weitere  Ergänzungen  eingefordert. 
Dieser  so  mehrfach  geprüfte  und  vervollständigte  Bericht  wird 
dem  Auftraggeber  zugestellt.  Auf  Wunsch  >verden  demselben 
kürzere  Revisionsvermerke  Übermacht,  mit  der  Berechtigung, 
dieselben  mit  der  Bilanz  zu  veröffentlichen. 

Diese  Revisionsvermerke  haben  je  nach  Umständen  un- 
gefähr folgenden  Wortlaut: 

„Wir  haben  die  auf  den  31.  Dezember  abgeschlossene 
Bilanz,  sowie  die  auf  gleiches  Datum  aufgestellte  Gewinn- 
und  Verlustrechnung  der  Aktiengesellschaft  x  an  Hand  der 
bei  der  Zentrale  in  x  geführten  Buchhaltung  eingehend  ge- 
prüft; wir  bestätigen,  dass  die  Abschlussziffern  mit  den 
Büchern  übereinstimmen  und  dass  die  Bilanz  den  gesetz- 
lichen Vorschriften  gemäss  aufgestellt  ist"  —  oder 

„In  Ausführung  des  uns  erteilten  Mandates  haben  wir 
die  auf  den  31.  Dezember  abgeschlossene  Bilanz  und  Gewinn- 


^)  Vgl.  Sdimid,  A.,  Bücher-  und  Bilanzrevision.   S.  85  (IX.  Jahrbuch 
der  Exportakademie  des  K.  K.  Oesterreichischen  Handelsmuseums  1906/07)^ 
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und  Verlustrechnung  der  Bank  x  geprüft;  wir  bestätigen,  dass  die 
auf  beiden  Seiten  gleichlautend  mit  x  Franken  abschliessende 
Bilanz  und  das,  einen  Gewinn  von  x  Franken  ausweisende 
Gewinn-  und  Verlustkonto  mit  den  Büchern  übereinstimmen. 
Betreffs  verschiedener  bewilligter  Kredite  haben  wir  am  xten 
an  den  Verwaltungsrat  der  Bank  geschrieben  und  verweisen 
auf  die  diesbezügliche  Korrespondenz." 

Den  Revisionsberichten  schliesst  die  Schweiz.  Treuhand- 
Gesellschaft  folgenden  Vermerk  an: 

„Wir  geben  unsern  Bericht  nach  bestem  Wissen,  mit 
dem  Beifügen,  dass  wir  nur  diejenigen  Revisionen  vorge- 
nommen haben,  die  wir  im  Vorstehenden  angeführt." 

Der  Revisionsvermerk  der  Deutschen  Treuhand-Gesell- 
schaft lautet  folgendermassen : 

„Wir  geben  vorstehenden  Bericht  nach  bestem  Wissen 
und  Gewissen,  aber  ohne  Verantwortlichkeit  für  uns." 

Der  mehrfachen  Prüfung  des  Revisionsberichtes  fällt 
grosse  Wichtigkeit  zu.  Auch  dem  umsichtigsten,  erfahrensten 
und  tüchtigsten  Revisor  kann  bei  seiner  Arbeit  dieser  oder 
jener  Umstand  entgehen.  Solche  Lücken  werden  jedoch  auf 
das  Minimum  beschränkt,  wenn  mehrere  sachkundige  Instanzen 
den  Bericht  überprüfen.  Mehrere  Personen  sehen  nicht  nur 
mehr  als  eine  einzelne,  sondern  sie  haben  zusammen  auch 
mehr  Erfahrungen  gesammelt.  Alle  diese  Umstände  kommen 
bei  der  Ueberprüfung  des  Berichtes  zur  Geltung  und  bürgen 
nach  der  verschiedensten  Hinsicht  für  die  grösstmögliche 
Zuverlässigkeit  und  Vollständigkeit  desselben.  Schon  in  dieser 
Beziehung  bieten  die  Revisionsberichte  der  Treuhand-Gesell- 
schaft   gegenüber    denjenigen    von    Einzelrevisoren    grosse 

Vorzüge. 

Wenn  auch  von  selten  der  Treuhand-Gesellschaft  alles 
geschieht,  um  eine  möglichst  weitgehende  Beruhigung  für 
sich  selbst,  sowie  auch  für  ihre  Auftraggeber  zu  schaffen, 
so  darf  man  sich  doch  der  Möglichkeit  nicht  verschliessen, 
dass  raffinierte  Fälscher  immer  noch  Manipulationen  aus- 
findig machen  können,  die  einer  in  oben  geschilderter  Weise 
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durchgeführten  Kontrolle  entgehen.  So  ist  z.  B.  das  Auf- 
finden fehlender  Posten,  für  die  die  entsprechenden  Belege 
nicht  vorhanden  sind,  ausserordentlich  schwierig,  da  sich  diese 
Vorgänge  der  Revision  meistenteils  ganz  entziehen.  Solche 
Aufdeckungen  sind  nur  denkbar  durch  eine  genaue  Prüfung 
sämtlicher  Korrespondenzen,  Verträge  und  sonstigen  Schrift- 
stücke, wodurch  dann,  wenn  auch  äusserst  selten,  die  fehlenden 
Belege  neu  aufgestellt  werden  können. 

Die  hauptsächlichsten  Fälle  von  Unrichtigkeiten  und 
Fälschungen,  welche  die  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  wäh- 
rend ihrer  Revisionspraxis  wahrgenommen  hat,  sind  folgende: 

Zu  geringe  Abschreibungen  oder  Unterlassung  derselben 
überhaupt. 

Scheinbare  Erhöhung  der  Liquidität  der  Bilanz  durch  Um- 
schreibung von  Soll-Salden  unmittelbar  vor  Aufstellung 
der  Bilanz. 

Führung  fingierter  Konti,  sowie  Darlehen  gegen  Bürgschaft 
von  fingierten  Personen. 

Einstellung  in  die  Bilanz  von  dubiosen  Forderungen  als 
sichere  Aktiven. 

Ungerechtfertigte  Vornahme  von  Werterhöhung  auf  Mobilien- 
und  Immobilienkonto. 

Willkürliche  Herabsetzung  des  Kreditorenkontos  und  Er- 
höhung des  Debitorenkontos. 

Fingierte  Namen  auf  der  Lohnliste. 

Unterlassung  von  Buchungen  eingegangener  Werte  und 
Verbuchung  fingierter  Auslagen. 

Verbergen  zweifelhafter  Geschäfte  durch  Verbuchung  auf 
Konto  pro  Diverse. 

Willkürliche  Umschreibung  von  Aktiv-Salden  auf  Gewinn- 
und  Verlustrechnung  und  absichtliche  Eintragung  fal- 
scher Stornoposten. 

Zu  hohe  Bewertung  des  Patentkontos. 

In  Anbetracht  der  hohen  Kosten,  die  solche  umfassende 
Revisionen  bedingen,  können  im  allgemeinen  bei  grösseren 
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Unternehmen  nur  ausgewählte  Teile  und  Perioden  des  Be- 
triebes von  den  Untersuchungen  ergriffen  werden.  Die  Treu- 
hand-Gesellschaft wird  bei  solchen  Prüfungen  notwendiger- 
weise von  dem  Vorhandenen  ausgehen  und  gewisse  Unter- 
lagen als  zutreffend  annehmen  müssen.  Aus  gleichem  Grunde 
wird  sie  in  vielen  Fällen  genötigt  sein,  sich  auf  Stichproben 
2U  beschränken.  Die  Revisoren  der  Schweiz.  Treuhand- 
Gesellschaft  nehmen  jedoch  niemals  willkürHche  Stichproben 
vor,  sondern  sie  prüfen  immer  nach  einem  festen  System. 
Entweder  werden  in  bestimmten  Terminen  sämtliche  Vorfälle 
untersucht,  oder  die  Posten  werden  von  einem  bestimmten 
Betrage  an  aufwärts  der  Kontrolle  unterzogen. 

Revidierte  Posten  werden  mit  ganz  bestimmten  Revisions- 
zeichen versehen.  Aufgefundene  Unregelmässigkeiten  werden 
sofort  schriftlich  festgestellt  und  unauffällig  verfolgt. 

Aufträge  für  ständige  Ueberwachungen  und  periodische 
Revisionen  erfolgen  durch  periodische  Prüfung  sämtlicher 
Bücher,  durch  Revisionen  der  Kasse,  der  Wechsel,  der  Titel 
etc.  und  durch  sonstige  zweckdienliche  Untersuchungen. 
Hiezu  finden  sich  die  Beamten  der  Schweiz.  Treuhand- 
Gesellschaft  unangemeldet  in  den  Räumen  des  betreffenden 
Unternehmens  ein. 

Mit  dem  Revisionsgeschäft  steht  die  Mitarbeit  an  der 
Innern  Organisation  von  Betrieben,  die  die  Schweiz.  Treuhand- 
Gesellschaft  ebenfalls  in  ihr  Arbeitsprogramm  aufgenommen 
hat,  in  engem  Zusammenhang.  Die  Revisoren  müssen  hiebei 
die  vielfältigen  Schwierigkeiten,  welche  sich  aus  der  Ver- 
schiedenheit der  Verhältnisse  in  Organisationsfragen  ergeben, 
berücksichtigen  und  rasch  und  sicher  erkennen  können,  wo 
Aenderungen  in  der  Organisation  sich  als  notwendig  oder 
vorteilhaft  erweisen. 

Für  die  Feststellung  der  Geschäftslage  von  Unternehmen, 
in  Fällen,  wo  es  sich  um  Zahlungseinstellung  und  Konkurs 
handelt,  ist  die  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  in  der  Lage, 
€ine  grössere  Anzahl  von  geschulten  Beamten  miteinander 
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zur  Verfügung  zu  stellen.  Sie  bietet  so  den  Vorzug  einer 
schleunigen  Erledigung  des  ihr  erteilten  Auftrages. 

Der  Umfang  der  von  der  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft 
auszuübenden  Tätigkeit  wird  durch  schriftliche  Abmachung 
festgesetzt.  In  jedem  einzelnen  Falle  werden  die  der  Treu- 
hand-Gesellschaft zufallenden  Obliegenheiten  bestimmt. 

Die  Haftung  der  Treuhand-Gesellschaft  aus  dem  Revi- 
sionsgeschäft bestimmt  sich  nach  den  Vorschriften  des  O.  R. 
über  den  einfachen  Auftrag.  (Art.  394  ff.  in  Verbindung  mit 
Art.  328.)  Die  Treuhand-Gesellschaft  haftet  hienach  für  ge- 
treue und  sorgfältige  Ausführung  des  ihr  übertragenen  Ge- 
schäftes. Sie  ist  dem  Auftraggeber  für  fahrlässig  oder  ab- 
sichtlich zugefügten  Schaden  verantwortlich.  (Der  Fall  der 
Schadenersatzleistung  aus  dem  Revisionsgeschäft  ist  bei  der 
Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  bisher  nicht  vorgekommen.) 

Für  die  Vornahme  von  Revisionen  berechnet  die  Schweiz. 
Treuhand-Gesellschaft  in  der  Regel  Fr.  50. —  pro  Tag  und 
pro  Revisor,  wenn  die  Revision  am  Orte  eines  Sitzes  der 
Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  stattfindet  und  Fr.  60. —  wenn 
dieselbe  auswärts  vorgenommen  wird.  Diese  Tarife  sind  je- 
doch nicht  fest.  Die  Schweiz.  Treuhand- Gesellschaft  trifft 
mit  ihren  Kunden  Vereinbarungen,  nachdem  sie  sich  vom 
Umfang  der  Arbeit  überzeugt  hat.  Da  es  schwierig  ist,  den 
Umfang  des  Auftrages  von  Anfang  an  zu  übersehen,  wird 
bei  solchen  Vereinbarungen  die  erstmalige  Revision  gewöhn- 
lich nach  der  verwendeten  Zeit  berechnet.  Für  weitere  Re- 
visionen werden  dann  feste  Tarife  angesetzt. 

Zum  Vergleich  seien  hier  die  Tarife  der  Deutschen  Treu- 
hand-Gesellschaft *)  angeführt.  Diese  berechnet  für  die  ersten 
zwei  Revisionstage  in  der  Regel  500  Mk.,  für  jeden  weitern 
Tag  125—150  Mk.  Diese  Sätze  gelten  für  Revisionen,  die 
mindestens  durch  zwei  Revisoren  ausgeführt  werden,  und 
schliessen  sämtliche  Unkosten  der  Treuhand-Gesellschaft  in 
sich. 


1)  Vgl.  Nachod,  a.  a.  O.  S.  130. 
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Diese  hohen  Tarife  begründen  sich  aus  den  sehr  hohen 
Unkosten,  die  den  Treuhand -Gesellschaften  aus  dem  Re- 
visionsgeschäft erwachsen,  so  dass  trotz  der  hohen  Tarife  der 
Gewinn  aus  dieser  Tätigkeit  sehr  gering  ist.  Besonders  die 
hohen  Saläre  der  Beamten,  die  entsprechend  der  an  sie  ge- 
stellten hohen  Anforderungen  und  der  auf  ihnen  lastenden 
grossen  Verantwortung  honoriert  werden  müssen,  fallen  hier 
schwer  ins  Gewicht.^) 

Da  das  Bücherrevisionswesen  bei  uns  noch  nicht  gesetz- 
lich geregelt  ist,  finden  sich  in  der  Schweiz  neben  hervor- 
ragend tüchtigen  Männern  eine  grosse  Anzahl  ungeeigneter 
und  minderwertiger  Leute,  die  sich  mit  Bücherrevisionen 
befassen.  Es  sind  meistens  Buchhalter,  die  es  als  solche  zu 
nichts  brachten  und  die  sich  ohne  jegliche  Vorbildung 
„Bücherrevisoren"  nennen.  Diese  arbeiten  gewöhnlich  zu  sehr 
niedrigen  Honoraren  und  finden  deshalb  bei  unerfahrenen 
Geschäftsinhabern  leicht  Beschäftigung.  Solche  Elemente  sind 
ganz  dazu  geeignet,  die  in  der  Schweiz  in  jüngster  Zeit 
stark  eingesetzte  Entwicklung  des  Bücherrevionswesens  zu 
hemmen  und  das  berechtigte  grosse  Interesse,  das  man 
neuerdings  in  Handel  und  Industrie  dieser  Berufstätigkeit  ent- 
gegenbringt, zu  untergraben.    Schon  aus  diesem  Grunde  ist 


1)  Betreffend  die  Honorarfrage  sagt  Prof.  Schmid  a.  a.  O.  S.  86: 
„Vollständig  falsch  ist  der  Grundsatz,  die  Revision  dem  billigsten 
Revisor  zu  übertragen.  Bei  dieser  Gelegenheit  ist  Sparsamkeit  schlecht 
angebracht.  Nur  der  tüchtigste  Revisor  erfüllt  wirklich  seinen  Zweck  und 
ist  in  der  Lage,  dem  Unternehmen  zu  dienen.  Nicht  sachgemässe,  lücken- 
hafte und  ungeschickte  Revisionen  können  häufig  nur  schaden,  da  sie  zu 
unrichtigen  Vorschlägen  führen,  Defraudanten  und  Dieben  oft  noch  eine 
grössere  Sicherheit  gewährleisten  und  zu  erhöhten  Defraudaüonen  indirekt 
veranlassen.  Ein  geschickter,  tüchtiger  Revisor  wird  aber  auch  sehr  oft 
zu  derselben  Arbeit  nur  einen  Teil  der  Zeit,  manchmal  weniger  als  die 
Hälfte  benötigen,  wie  ein  weniger  tüchtiger  Revisor,  so  dass  der  letztere 
auch  absolut  genommen  teurer  zu  stehen  kommt;  relativ  ist  dies  jedenfalls 
der  Fall.  Ein  tüchtiger  Revisor  muss  bedeutend  grössere  Kenntnisse  und 
Erfahrungen  erworben  haben  als  ein  Buchhalter,  seine  Tätigkeit  ist  viel 
anstrengender  und  verantwortungsvoller;  sein  Honorar  muss  daher  ver- 
hältnismässig höher  bemessen  sein,  wie  dasjenige  für  einen  Buchhaher.*^ 
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eine  baldige  gesetzliche  Regelung  der  Revisorenfrage  dringend 
geboten. 

Neben  der  Beherrschung  der  sämtlichen  Buchführungs- 
formen und  -Systeme  und  des  gesamten  kaufmännischen 
Rechnungswesens  kommen  für  tüchtige  Revisoren  sehr  viele 
andere  Momente  in  Betracht.  Sie  müssen  unbedingt  selbst- 
ständige und  zuverlässige  Leute  sein,  die  sich  nach  verhältnis- 
mässig kurzer  Zeit  ein  zutreffendes  Urteil  nicht  nur  über  die 
gesamte  Einrichtung  des  Betriebes,  indem  sie  arbeiten,  son- 
dern auch  über  die  Menschen,  mit  denen  sie  geschäftlich  in 
Berührung  kommen,  zu  bilden  imstande  sind.  Daneben 
müssen  sie  die  Fähigkeit  besitzen,  sich  kurz,  klar  und  be- 
stimmt  auszudrücken.     Dies    alles    erfordert   viel   Zeit   und 

Routine. 

Da  wie  erwähnt  in  der  Schweiz  die  Bücherrevisorenfrage 
gesetzlich  nicht  geregelt  ist  und  es  auch  besondere  Aus- 
bildungsinstitute für  Bücherrevisoren,  wie  sie  in  England 
und  Amerika  in  hoher  Blüte  stehen,  bei  uns  nicht  gibt,  so 
ist  für  die  Schweiz.  Treuhand -Gesellschaft  die  Rekrutierung 
eines  tüchtigen  Beamtenstabes  mit  grossen  Schwierigkeiten 
verbunden  und  es  hält  aus  diesem  Grunde  für  sie  oft  schwer, 
die  an  Zahl  stetig  zunehmenden  Revisionsaufträge  zu  erledigen. 
Wenn  auch  die  Direktion  ihre  Auswahl  mit  grösster  Vorsicht 
trifft,  so  zeigt  es  sich  doch  oft,  dass  Beamte,  welche  mit 
den  besten  Zeugnissen  und  Empfehlungen  versehen  sind  und 
die  auf  Grund  dessen  auf  Probe  eingestellt  werden,  sich  für 
die  Revisionstätigkeit  nicht  eignen. 

Die  Revisoren  der  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  sind 
zum  Teil  aus  den  verschiedensten  Zweigen  des  Handels  und 
der  Industrie  hervorgegangen,  zum  Teil  waren  sie  vorher  in 
deutschen  Treuhand-Gesellschaften  tätig. 

Die  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  verfügt  heute  über 
zirka  dreissig  ausgebildete  Bücherrevisoren. 

Sämtliche  Arbeiten  erfolgen  unter  Wahrung  strengster 
Diskretion.    Die  Beamten  sind  durch  Unterschrift  und  Hand- 
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schlag  verpflichtet,  über  alle  bei  ihrer  dienstlichen  Tätigkeit 
ihnen  zur  Kenntnis  gelangenden  Verhältnisse  absolute  Ver- 
schwiegenheit zu  bewahren. 

b)  Ueberblick  über  die  bisherige  Entwicklung 
des  Revisionsgeschäftes. 

Während  des  ersten  Viertels  des  Gründungsjahres  1906 
trat  die  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  wenig  zum  Vorschein. 
Diese  Zeit  wurde  hauptsächlich  zur  innern  Organisation, 
sodann  und  hauptsächlich  auch  zur  Heranziehung  und  Aus- 
bildung eines  tüchtigen  Beamtenpersonals  verwendet.  Erst 
in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1907  hat  sie  dann  ihre 
Tätigkeit  auf  allen  ihren  Hauptgebieten,  besonders  aber  im 
Revisionsgeschäft,  aufgenommen. 

Der  Jahresbericht  der  ersten  Geschäftsperiode  vom 
4.  Oktober  1906  bis  31.  Dezember  1907  berichtet  hierüber 
unter  anderem: 

„Die  am  31.  Dezember  1907  abgelaufene  erste  Geschäftsperiode 
wurde  zunächst  zum  Ausbau  der  Organisaüon  der  Gesellschaft,  nament- 
lich zur  Heranziehung  und  Ausbildung  geeigneter  Beamten  benutzt. 

Eine  beträchtliche  Anzahl  von  Geschäften,  die  wir  erledigt  haben, 
hat  den  Beweis  geleistet,  dass  wir  nun  vollkommen  in  der  Lage  sind, 
den  Aufgaben,  die  an  uns  herantreten,  gerecht  zu  werden.  Von  unsern 
Geschäftszweigen  stand  die  Revisionsabteilung  im  Vordergrunde.  Wir 
sind  im  Berichtsjahre  mit  einer  Reihe  von  Bilanzprüfungen  und  Unter- 
suchungen der  Buchhaltung  und  Rechnungsführung  der  verschiedensten 
Betriebe  beauftragt  worden.  Sowohl  Aktiengesellschaften  und  Genossen- 
schaften als  auch  Kollektiv-  und  Kommanditgesellschaften  und  Einzel- 
firmen haben  unsere  Revisionsdienste  in  Anspruch  genommen.  Ausser- 
dem hatten  wir  Gelegenheit,  umfassende  Organisationen  von  Handels- 
geschäften und  die  Umwandlung  eines  solchen  in  eine  Aküengesellschaft 
•durchzuführen.  Die  beträchtliche  Zahl  der  uns  übertragenen  Arbeiten, 
wir  hatten  beispielsweise  über  dreissig,  teilweise  sehr  umfassende  Re- 
visionen durchzuführen,  überzeugte  uns  davon,  dass  unser  Insütut  einem 
wirklichen  Bedürfnisse  entspricht.  Besonders  ermutigt  uns  die  Tatsache, 
dass  eine  Reihe  unserer  Mandanten  uns  neue  Aufträge  erteilt  und  zugesagt 
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hat.  So  haben  wir  z.  B.  mit  mehreren  der  von  uns  revidierten  Betriebe 
bereits  feste  Vereinbarungen  über  periodisch  vorzunehmende  Revisionen 
getroffen,  und  wir  dürfen  uns  der  Hoffnung  hingeben,  dass  die  Dienste 
sowohl  unserer  Revisionsabteilung  wie  unserer  andern  Geschäftszweige 
immer  mehr  in  Anspruch  genommen  werden." 

Diese  Hoffnung  ging  dann  auch  wirklich  in  Erfüllung. 
Während  des  folgenden  Geschäftsjahres  1908  erfreute  sich 
die  Gesellschaft  einer  stetigen  Weiterentwicklung.  Dies  galt 
besonders  von  der  Revisionstätigkeit,  welche  bereits  in  der 
zweiten  Geschäftsperiode  erheblich  zunahm.  Es  wurden  in 
diesem  Jahre  über  hundert  grössere  Revisionen  ausgeführt, 
gegenüber  einigen  dreissig  im  Vorjahre.  Des  öftern  wurde 
in  diesem  Jahre  der  Gesellschaft  von  Gerichts-  und  Ver- 
waltungsbehörden die  Ausführung  von  einmaligen  oder 
periodischen  Revisionen  und  die  Abstattung  von  Gutachten 
übertragen.  Ihre  Tätigkeit  erstreckte  sich  schon  damals  auf 
fast  sämtliche  Kantone  der  Schweiz.  Auch  im  Auslande 
wurde  sie  in  Anspruch  genommen.  In  den  meisten  Fällen, 
in  denen  es  sich  nicht  von  vorneherein  um  einmalige,  durch 
besondere  Verhältnisse  gebotene  Untersuchungen  handelte, 
wurde  die  Treuhand-Gesellschaft  für  das  neue  Jahr  1909 
wiederum  mit  der  Revision  beauftragt. 

In  gleicher  Weise  wies  dann  auch  das  Jahr  1909  eine 
stetige  Vermehrung  der  Aufträge  auf,  sowohl  in  der  Revisions- 
abteilung, als  auch  in  Fragen,  die  zugleich  rechtliche  und 
kaufmännische  Erfahrungen  voraussetzten.  So  war  die  Treu- 
hand-Gesellschaft tätig  bei  der  Bildung  von  Aktiengesell- 
schaften, bei  der  Durchführung  von  Liquidationen,  bei  Sa- 
nierungen und  Reorganisationen. 

Die  Geschäftsjahre  1910—1912,  in  die  die  vielen  Zu- 
sammenbrüche kleinerer  schweizerischer  Banken  fallen,  haben 
gezeigt,  dass  die  Ueberzeugung  von  der  Notwendigkeit  und 
der  Nützlichkeit  eines  in  der  Art  der  Schweiz.  Treuhand- 
Gesellschaft  organisierten  Institutes  in  immer  weitern  Kreisen 
durchdringt.    Der  Jahresbericht  von  1910  sagt  hierüber: 
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»Die  Unternehmungen  werden  immer  zahlreicher,  die  anerkennen, 
welcher  Vorteil  in  der  Buch-  und  Geschäftsführung  durch  eine  sach- 
kundige und  unabhängige  Stelle  liegt,  besonders  welche  wertvolle  Unter- 
stützung der  Verwaltungs-  und  Aufsichtsorgane  die  Revisionen  bedeuten 
und  welchen  wichtigen  Ausweis  sie  bilden  gegenüber  allen,  denen  das 
Unternehmen  Rechenschaft  schuldig  ist.  So  wurde  unsere  Revisions- 
abteilung im  Berichtsjahre  in  zunehmendem  Masse  von  privaten  Unter- 
nehmungen, besonders  von  Aktiengesellschaften  und  andern  industriellen 
und  kommerziellen  Gesellschaften,  in  Anspruch  genommen.  Ebenso  haben 
uns  eidgenössische  und  kantonale  Behörden  und  Gerichte  vielfach  mit 
Untersuchungen,  teilweise  von  grossem  Umfange,  betraut." 

Während  ihres  bisherigen  Bestehens  hat  die  Schweiz. 
Treuhand-Gesellschaft  in  den  verschiedensten  kaufmännischen 
und  industriellen  Betrieben  Revisionen  ausgeführt.  Ihre  Tätig- 
keit erstreckte  sich  nicht  nur  auf  die  Schweiz;  auch  in 
Deutschland,  Frankreich,  Italien,  Oesterreich,  Ungarn,  Egypten 
und  in  Amerika  wurden  von  ihr  umfangreiche  Revisionen 
durchgeführt. 

Die  revidierten  Betriebe  sind  in  der  Hauptsache  Maschinen- 
fabriken, Baugeschäfte,  Bierbrauereien,  Schokoladefabriken, 
Buchdruckereien,  Elektrizitätsgesellschaften,  Hotels,  Sana- 
torien, Banken,  Chemische  Fabriken,  Installationsfirmen  und 
Seidengeschäfte. 

Näheres  über  die  von  der  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft 
bisher  durchgeführten  Revisionen  konnte  infolge  des  diskreten 
Charakters  dieser  Geschäfte  nicht  in  Erfahrung  gebracht 
werden.  Wir  beschränken  uns  deshalb  darauf,  die  bisherige 
Revisionstätigkeit  der  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft,  soweit 
sie  in  der  Presse  Erwähnung  fand,  hier  kurz  anzuführen. 

Im  Zusammenbruch  der  Gewerbekasse  Kloten  erstattete 
die  Treuhand-Gesellschaft  im  Auftrag  der  Verwaltung  dieses 
Unternehmens  einen  ausführlichen  Bericht  über  die  Geschäfts- 
führung. Sie  konnte  dort  infolge  der  äusserst  verworrenen 
Sachlage  nur  schätzungsweise  feststellen,  dass  sich  die  Ver- 
luste auf  mehrere  Millionen  Franken  beliefen,  so  dass  an 
eine  Rekonstruktion  der  Gesellschaft  nicht  zu  denken  war. 
Im  Bericht  der  Treuhand-Gesellschaft  wurde  unter  anderem 
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eine  höchst  mangelhafte  und  unordentliche  Buchführung, 
wahrscheinliche  Fälschungen,  Manko  im  Wechselbestand  und 
in  den  belehnten  Schuldbriefen,  mangelhafte  Kontrolle  der 
ausgegebenen  Obligationen  und  eine  ganze  Anzahl  fingierter 
Konti  festgestellt. 

Bei  der  Katastrophe  der  Leih-  und  Sparkasse  Aadorf  er- 
stattete die  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  im  Auftrag  des 
Verwaltungsrates  dieser  Kasse  und  des  thurgauischen  Verhör- 
richteramtes einen  eingehenden  gedruckten  Bericht  über  die 
Geschäftsführung  und  die  Aufstellung  der  Bilanz  per  31.  De- 
zember 1910.  Auf  Veranlassung  der  Gläubiger  dieser  Kasse 
wurde  die  Gesellschaft  beauftragt,  ein  eingehendes  Gutachten 
über  die  Haftbarkeit  der  verantwortlichen  Organe  zu  erstatten. 
Es  handelte  sich  hiebei  um  Begutachtung  folgender  Fragen : 
Wiefern  verlustbringende  Geschäfte  vom  Verwaltungsrat  ur- 
sprünglich bewilligt  oder  später  genehmigt  worden  waren,  sei 
es  ausdrücklich  oder  stillschweigend,  indem  sie  vom  Ver- 
waltungsrat nach  Bekanntwerden  geduldet  wurden.  Ferner 
ob  und  wie  weit  die  Verluste  verhindert  worden  wären,  wenn 
die  Organe  pflichtgemäss  gehandelt  hätten,  und  deshalb  durch 
dieselben  verschuldet  worden  sind.  Ausserdem  war  zu  unter- 
suchen, inwiefern  die  auf  den  Bericht  der  Rechnungsrevisoren 
erfolgte  Abnahme  der  Jahresrechnung  durch  die  Bürger- 
gemeinde und  die  Genehmigung  durch  den  Bezirksrat  auf 
die  Verantwortlichkeit  der  mit  der  Leitung  und  der  Kontrolle 
betrauten  Personen  von  Einfluss  war.  Auch  bedurften  weitere 
Rechtsfragen  der  Erläuterung,  z.  B.  diejenige,  ob  die  Ver- 
antwortlichkeit nach  den  Regeln  des  allgemeinen  Zivilrechts 
oder  nach  den  speziellen  Bestimmungen  des  kantonalen 
thurgauischen  Rechts  zu  beurteilen  war. 

In  einem  umfangreichen  Prozess  gegen  den  Kaufmann 
Karl  Ewald  von  Basel  würde  die  Schweiz.  Treuhand -Gesell- 
schaft vom  Basler  Strafgericht  mit  der  Prüfung  der  Sachlage 

betraut. 

Wir  erwähnen  ferner  die  von  der  Schweiz.  Treuhand- 
Gesellschaft    durchgeführten    Revisionen    im    Konkurse    der 
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Küchenapparatenfabrik  Oertmann  A.-G.  im  Februar  1910, 
ferner  die  Prüfung  eines  Backstein-  und  Eisenwerkes  in  Kairo, 
das  unter  Leitung  von  Schweizern  stand  und  bei  dem 
schweizerische  Firmen  beteiligt  waren.  (Dieses  Unternehmen 
musste  nach  etwa  dreijährigem  Bestehen  den  Betrieb  ein- 
stellen.) Ferner  seien  angeführt  die  Untersuchungen  bei 
der  Schokoladefabrik  Luzerna  und  bei  der  A.-G.  Heine  in 
New- York  und  die  neulich  durchgeführten  Revisionen  an- 
lässlich der  Bankzusammenbrüche  in  Bremgarten  und  Brittnau. 
Vom  eidgenössischen  Finanzdepartement  wurde  die  Schweiz. 
Treuhand-Gesellschaft  mit  der  Ausarbeitung  eines  Gutachtens 
über  das  Rechnungswesen  des  Bundes  betraut.  *) 

Diese  wenigen  Beispiele,  die  sowohl  durch  die  schweize- 
rische als  auch  durch  die  ausländische  Presse  verbreitet 
wurden,  mögen  genügen,  um  darzutun,  wie  umfassend  und 
vielfältig  die  Tätigkeit  der  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  auf 
dem  Gebiete  der  Revision,  der  Reorganisation  und  der  Begut- 
achtung sich  bisher  gestaltet  hat.  Sie  lassen  uns  nicht  im 
Zweifel  darüber,  dass  die  Art,  wie  die  Treuhand-Gesellschaft 
Revisionen  durchführt,  im  Vergleich  zu  der  bisherigen  Revi- 
sionspraxis, die  nur  das  kalkulatorische  Moment  berück- 
sichtigte, einen  grossen  Fortschritt  bedeutet. 

Durch  ihre  wirkungsvollen  Eingriffe  anlässlich  der  Zu- 
sammenbrüche schweizerischer  Kleinbanken  und  anderer 
Unternehmungen  hat  die  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  sich 
einen  festen  Grundpfeiler  für  ihre  fernere  Revisionspraxis 
gelegt.  Ihre  ganz  ausgezeichneten  Erfolge  auf  diesem  Gebiete 
beweisen,  dass  sie  in  der  Lage  ist,  den  verschiedensten  und 
schwierigsten  Aufgaben,  die  an  sie  herantreten,  gerecht  zu 
werden. 

c)  Vorteile  der  Revision. 

Nicht  nur  bei  Unternehmungen,  deren  finanzielle  Ergeb- 
nisse die  auf  sie  gestellten  Erwartungen  nicht  erfüllen,  sondern 
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*)  Bericht  über  die  Verhandlungen  des  Nationalrates  vom  11.  Juni 
1912,  „Bund«  vom  11.  Juni  1912,  No.  269. 
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auch  bei  erfolgreichen  Betrieben,  bei  denen  sowohl  die  kauf- 
männische als  auch  die  technische  Leitung  in  jeder  Beziehung 
tüchtig  ist,  bricht  sich  die  Ueberzeugung  Bahn,  dass  eine 
eingehende  Kontrolle  aller  Teile  der  Rechnungsführung,  der 
Buchhaltung  und  der  Kalkulation,  durch  hiezu  besonders  ge- 
schulte, dem  Unternehmen  objektiv  gegenüberstehende  Revi- 
soren der  Leitung  weitgehende  Unterstützung  und  Beruhigung 
zu  bieten  imstande  ist.  Die  viel  verbreitete  Meinung,  dass 
Revisionen  nur  dann  notwendig  seien,  wenn  Unterschlagungen 
oder  sonstige  Unregelmässigkeiten  vermutet  werden,  ist  un- 
richtig. Man  kann  doch  bei  den  meisten  unserer  Betriebe 
auf  die  Zuverlässigkeit  der  Direktion  und  der  Beamten 
rechnen.  Die  Revision  bietet  jedoch  den  Leitern  und  andern 
Beteiligten  die  beruhigende  Ueberzeugung,  dass  der  Geschäfts- 
gang in  allen  Teilen  ordnungsgemäss  vor  sich  geht.  Den 
Angestellten  und  Beamten  verschafft  sie  die  wohlverdiente 
Genugtuung,  dass  wenn  sie  ihre  Pfhcht  getreu  und  richtig 
erfüllt  haben,  dies  durch  die  Revision  festgestellt  wird. 

Die  gedeihliche  Entwicklung  jedes  Geschäftsbetriebes 
hängt  von  einer  übersichtlichen  und  klaren  Buchführung  ab. 
Schon  die  Griechen,  dann  besonders  die  Römer  anerkannten 
den  produktiven  Wert  einer  geordneten  Buchführung.  Zeugnis 
davon  gibt  die  scharf  durchdachte  Institution  des  Codex 
accepti  et  expensi.  *)  Durch  eine  geordnete  Buchführung 
werden  die  geschäfüichen  Begebenheiten,  die  erzielten  Er- 
folge, sowie  die  Wege,  die  zum  wirtschaftlichen  Gedeihen 
führen,  festgestellt.  Es  lässt  sich  nicht  denken,  dass  ohne 
sie  ein  kaufmännisches  Unternehmen  auf  die  Dauer  bestehen 
und  prosperieren  kann.  Viele  Betriebe  scheitern,  nicht  weil 
ihnen  die  innere  Lebenskraft  oder  die  Erweiterungsfähigkeit 
abgehen,  sondern  weil  die  Geschäftsbücher  mangelhaft  ge- 
führt sind  und  weil  sich  deshalb  die  Leitung  über  die  zum 
Erfolg  führenden  Wege  nicht  orientieren  kann.  Nur  eine 
richtig  angelegte  Buchführung  ermöglicht  eine  stete  Einsicht 
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in  den  Stand  des  Geschäftes,  eine  Kontrolle  der  Geschäfts- 
unkosten und  die  notwendige  Vorausberechnung  des  mut- 
masslichen Reingewinns. 

Das  Gesagte  gilt  naturgemäss  auch  von  der  Revision, 
denn  nur  durch  sie  ist  es  möglich,  festzustellen,  ob  die  er- 
haltenen Resultate  formell  und  materiell  der  Wirklichkeit  ent- 
sprechen und  ob  die  Einrichtung  der  Buchführung  den  An- 
forderungen auf  Klarheit  und  Uebersichtlichkeit  genügt. 

Nicht  der  Umfang  der  Umsätze  ist  für  die  Höhe  des 
Gewinnes  allein  bestimmend.  Massgebend  für  die  Prosperität 
eines  jeden  Unternehmens  ist  die  zielbewusste,  vorsichtige 
und  der  Konjunktur  angepasste  Leitung.  Gerade  in  dieser 
Beziehung  können  der  Betriebsleitung  Gutachten  von  Revi- 
soren, die  durch  mehrjährige  Tätigkeit  bei  einer  grossen  An- 
zahl gutorganisierter  Betriebe,  ferner  aus  eigener  praktischer 
Erfahrung  und  durch  Vergleich  der  verschiedenartigsten  Ein- 
richtungen in  der  Lage  sind,  die  bewährtesten  Methoden  zu 
erkennen,  hervorragende  Dienste  leisten. 

Die  Revisionsvermerke  der  Treuhand-Gesellschaft,  die 
mit  der  Bilanz  veröffentlicht  werden  dürfen,  werden  besonders 
den  revidierten  Firmen,  die  genötigt  sind,  den  Bankkredit 
in  Anspruch  zu  nehmen,  nützlich  sein. 

Je  mehr  sich  der  Geschäftsbetrieb  der  Banken  entwickelt, 
desto  mehr  kommt  der  direkte  Verkehr  zwischen  der  Bank- 
leitung und  der  Kundschaft  und  die  eingehende  Kenntnis,  die 
dieselbe  früher  über  die  Vermögensverhältnisse  ihres  Kunden- 
kreises besass,  in  Wegfall.  Es  wird  deshalb  für  die  Banken 
je  länger  je  schwieriger,  sich  über  die  Kreditwürdigkeit  ihrer 
Klienten  zu  orientieren.  Der  einfachste  Weg,  sich  über  den 
Stand  des  kreditsuchenden  Unternehmens  Aufschluss  zu  ver- 
schaffen, ist  die  Einforderung  der  Bilanz.  Von  dem  grossen 
Teil  der  kreditsuchenden  Firmen  wird  dieses  Erfordernis 
durchaus  gewürdigt  und  im  allgemeinen  werden  die  Bilanzen 
anstandslos  vorgelegt.  Dies  bedeutet  in  keiner  Weise  ein 
Misstrauensvotum  gegenüber  dem  Kunden,  sondern  es  ist 
eine  Vorsichtsmassregel,  die  zu  ergreifen  die  Bank,  die  mit 
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fremden  Geldern  arbeitet,  gezwungen  ist.  Eine  grosse  Frage 
ist  es  aber,  ob  die  vorgelegten  Bilanzen  den  Banken  die 
gewollte  Sicherheit  verbürgen.  Es  hat  zu  allen  Zeiten  grössere 
und  kleinere  Firmen  gegeben,  die  sich  durch  Vorlage  un- 
richtiger Bilanzen  bei  Banken  Kredit  zu  verschaffen  suchten. 
Die  Erfahrung  hat  gelehrt,  dass  der  durch  die  Bilanz  ge- 
lieferte Nachweis  nicht  immer  einwandfrei  ist.  Es  können 
darin  leicht  Irrtümer  enthalten  sein,  durch  die  die  Vermögens- 
lage eines  Unternehmens  in  ein  falsches  Licht  gestellt  wird. 
Ferner  finden  wir  oft,  dass  eine  Bilanz  rechnerisch  stimmt, 
dass  aber  die  Buchungen  nicht  über  die  richtigen  Konten 
stattgefunden  haben,  so  dass  dadurch  das  wahre  Bild  stark 
verändert  wird.  In  solchen  Fällen  sind  der  Bilanz  beigelegte 
Revisionsberichte  einer  dem  kreditsuchenden  Unternehmen 
objektiv  gegenüberstehenden  Treuhand -Gesellschaft  sowohl 
für  den  Kreditgeber  als  auch  für  den  Kreditnehmer  von  Vor- 
teil. Die  Bank  wird  dadurch  über  die  Verhältnisse  ihrer 
Kunden  von  Anfang  an  zuverlässig  orientiert  und  dem  Kredit- 
nehmer wird  der  nachgesuchte  Kredit  bewilligt  werden,  wenn 
der  durch  die  Bilanz  dargestellte  Status  des  Unternehmens 
dies  erlaubt.  Im  allgemeinen  werden  sich  jedoch  nur  solche 
Firmen,  die  nichts  zu  verbergen  haben  und  die  auf  gesunder 
Basis  arbeiten,  einer  freiwilligen  Ueberprüfung  der  Bilanz 
unterziehen.  Damit  ist  aber  den  Banken  nicht  gedient.  Diese 
sollten  vielmehr  den  Grundsatz  aufstellen,  dass  Kredite  auf 
Grund  der  Vorlage  von  Bilanzen  nur  dann  gewährt  werden, 
wenn  diese  letzteren  durch  ein  zuververlässiges  Revisions- 
institut nachgeprüft  worden  sind.  Wenn  solche  Vorschriften  in 
die  Geschäftsreglemente  der  Banken  aufgenommen  würden, 
könnten  sich  diese  hierauf  berufen  und  niemand  würde  in 
diesem  Erfordernis  ein  Misstrauensvotum  erblicken.  Beson- 
ders die  Blankokreditgeschäfte  der  Banken  würden  durch 
solche  Massnahmen  auf  eine  wesentlich  sicherere  Basis  gestellt. 
Im  gleichen  Sinne  sprach  sich  auch  der  „Deutsche  Oeko- 
nomist"  *),   anlässlich  solcher  Vorkommnisse  in  Altona,   aus. 


0  Vgl.  „Deutscher  Oekonomist"  vom  27.  Juni  1908,  S.  396. 
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Es  wird  dort  u.  a.  gesagt: 

„Man  wende  nicht  ein,  dass  man  sich  gegen  Betrug  durch  Vorlegung 
falscher  Bilanzen  nicht  schützen  könne.  Wer  grosse  Kredite  in  Anspruch 
nehmen  will,  muss  sich  dazu  verstehen,  seine  Bücher  vorzulegen,  so  dass 
der  Kreditgeber  sich  von  dem  ordnungsmässigen  Gang  des  Geschäftes 
überzeugen  kann.  Hiefür  gibt  es  eine  Anzahl  Treuhand-  und  Revisions- 
Gesellschaften.  Wer  sich  einer  solchen  Kontrolle  nicht  unterwerfen  will, 
der  muss  auf  grösseren  Kredit  verzichten  und  dem  darf  eine  Bank  solchen 
nicht  anvertrauen." 

Die  Revisionsvermerke  von  Treuhandunternehmungen, 
deren  Solidität  allgemein  anerkannt  ist  und  die  zur  Bankwelt 
in  naher  Beziehung  stehen,  können  auf  diese  Weise  vorteil- 
hafte Verwendung  finden. 

Auch  den  Kommanditären,  die  aus  Mangel  an  Zeit  oder 
aus  sonstiger  Ursache  von  ihrem  gesetzlichen  Recht,  sich  vom 
Gang  der  Gesellschaftsangelegenheiten  zu  unterrichten,  keinen 
Gebrauch  machen  können,  und  den  Kreditoren,  die  über  das 
Unternehmen,  dem  sie  ihr  Geld  anvertrauen,  orientiert  sein 
möchten,  werden  solche  durch  eine  unparteiische  Instanz 
aufgestellte  Revisionsberichte  sehr  willkommen  sein.  Ebenso 
werden  Inhaber  und  Leiter  von  kaufmännischen  und  indu- 
striellen Betrieben,  die  aus  irgendwelchen  Gründen  nicht  in 
der  Lage  sind,  beständig  über  die  ordnungsmässige  Führung 
des  Rechnungswesens  zu  wachen,  sich  mit  grossem  Nutzen 
der  Dienste  der  Treuhand-Gesellschaften  bedienen,  indem  sie 
diese  mit  der  Revision  des  ganzen  Unternehmens  oder  ein- 
zelner Teile  desselben,  z.  B.  auswärtiger  Filialen,  beauftragen. 

Besonders  hohe  Bedeutung  kommt  solchen  durchgreifen- 
den Revisionen  jedoch  bei  Aktiengesellschaften  und  Banken  zu. 

Für  die  vielen  grossen  und  kleinen  Kapitalisten,  die  sol- 
chen Instituten  ihr  Geld  anvertrauen,  ist  es  von  grösster 
Wichtigkeit,  durch  den  zuverlässigen  Bericht  einer  unab- 
hängigen Revisionsinstanz  über  die  Art,  wie  dasselbe  Verwen- 
dung findet,  aufgeklärt  zu  werden. 

Unser  heutiges  Recht  hat  bei  Aktiengesellschaften  eine 
solche  Instanz  in  der  Kontrollstelle  der  Art.  659  ff.  O.  R.  ge- 
schaffen. 
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Es  soll  Aufgabe  des  folgenden  Abschnittes  dieser  Arbeit 
sein,  zu  untersuchen,  ob  die  Kontrollstelle  in  der  gegenwär- 
tigen gesetzlichen  Regelung  ihrer  Aufgabe  gerecht  wird  oder 
gerecht  werden  kann  und  ob  und  inwieweit  bei  der  bevor- 
stehenden Neuregelung  dieser  Materie  die  Einbeziehung  von 
Treuhand-  oder  Revisionsinstituten  in  Betracht  fällt. 
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III.  TEIL. 


Die  Revisionsfrage 
bei  Aktiengesellschaften  und  Banken. 
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A.  Die  Kontrolle 
bei  Aktiengesellschaften. 


1.  Einleitung. 

Erst  in  jüngster  Zeit,  und  zwar  anlässlich  der  Vorfälle  und 
Ereignisse,  welche  verschiedene  Banken  und  industrielle  Unter- 
nehmungen getroffen  und  teilweise  zu  Fall  gebracht  haben, 
ist  in  der  Schweiz  die  Frage  der  Revision  bei  Aktiengesell- 
schaften und  Banken  wieder  in  den  Vordergrund  der  Interessen 
gezogen  worden.  Der  Grund  der  Teilnahmlosigkeit,  die  dieser 
wirtschaftlich  sehr  wichtigen  Frage  bis  vor  ungefähr  drei 
Jahren  entgegengebracht  wurde,  mag  einerseits  darin  liegen, 
dass  andere  wichtige  Fragen  unsere  Behörden  und  das  öffent- 
liche Interesse  vollauf  in  Anspruch  genommen  haben,  anderer- 
seits und  hauptsächlich  aber  darin,  dass  während  der  glän- 
zenden Wirtschaftskonjunktur,  die  1903  begann  und  bis  1908 
währte,  eine  Reformbedürftigkeit  der  Kontrolle  bei  Aktien- 
gesellschaften nicht  zum  Vorschein  trat.  In  den  letzten  Jahren 
hat  jedoch  ein  starker  Umschwung  stattgefunden,  eine  starke 
Teuerung  trat  ein,  Diskont-  und  Lombardsätze  stiegen  rapid 
in  die  Höhe  und  zahlreiche  Zusammenbrüche  wurden  unver- 
meidHch. 

Bei  vielen  Aktiengesellschaften  wird  sich  infolge  dieser 
Vorfälle  eine  ernsthafte  Selbstkritik,  eine  Verbesserung  ihrer 
Organisation  und  die  Erhöhung  der  Sicherheit  als  unerläss- 
lich  erwiesen  haben. 

Je  grösser  die  Summen  werden,  die  das  Publikum  den 
Verwaltungs-  und  Kontrollorganen  der  Aktiengesellschaften 
anvertraut,  desto  mehr  wächst  die  moralische  und  materielle 
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Verantwortung  dieser  Organe.  Als  die  Bestimmungen  über 
die  Aktiengesellschaft  im  O.-R.  aufgestellt  wurden,  mögen 
die  betreffenden  Vorschriften  für  den  damaligen  Stand  des 
Aktienwesens  ausgereicht  haben.  Während  sich  die  äussere 
Form  der  Aktiengesellschaft  bis  heute  gleich  gebHeben  ist, 
haben  die  innern  Funktionen  wesentliche  Verschiebungen 
erfahren,  und  es  ist  an  der  Zeit,  an  eine  neue  Verfassung, 
die  der  modernen  Entwicklung  dieser  Gesellschaften  besser 
entspricht,  heranzutreten.  Allgemein  ist  man  der  Ansicht,  dass 
heute  ein  Zwiespalt  zwischen  dem  besteht,  was  das  Gesetz 
von  der  Kontrollstelle  verlangt  und  was  diese  billigerweise 
erfüllen  kann. 

2.  Gesetzliche  Grundlagen  der  Kontrolle. 

Das  O.-R.  regelt  die  Rechnungsrevision  bei  Aktiengesell- 
schaften in  den  Art.  659—663. 

659.  Die  Generalversammlung  bezeichnet  einen  oder  mehrere  Revi- 
soren, welche  nicht  Mitglieder  der  Gesellschaft  zu  sein  brauchen,  mit  dem 
Auftrage,  der  Generalversammlung  einen  Bericht  über  die  Bilanz  und  die 
von  der  Verwaltung  vorgelegten  Rechnungen  zu  unterbreiten. 

660.  Die  Revisoren  sind  berechtigt,  die  Vorlage  der  Bücher  und 
Belege  zu  begehren  und  den  Kassenbestand  festzustellen. 

661.  Die  Generalversammlung  ist  jederzeit  berechtigt,  zur  Prüfung 
der  Geschäftsführung  und  einzelner  Teile  derselben  besondere  Kommissäre 
oder  Sachverständige  zu  ernennen. 

662.  Den  Statuten  bleibt  vorbehalten,  über  die  Organisation  der 
Kontrollstelle  andere  Bestimmungen  zu  treffen  und  deren  Befugnisse  und 
Pflichten  weiter  auszudehnen. 

663.  Die  Kontrollstelle  kann  das  erste  Mal  nicht  länger  als  für  ein 
Jahr  und  später  nicht  länger  als  für  fünf  Jahre  besetzt  werden. 

Unser  heutiges  Gesetz  nimmt  dabei  den  Grundsatz  voll- 
ständiger Trennung  von  Exekutive  und  Kontrolle  ein,  der 
auch  durch  Art.  662  nicht  beeinträchtigt  wird,  indem  sich 
diese  Ausdehnungsbefugnisse  nur  auf  die  Tätigkeit  der  Rech- 
nungsrevisoren als  Prüfungsorgan  beziehen.^) 

1)  Vgl.  Schneider  und  Fick,  Kommentar  zum  O.-R.  Art.  662  sub  1 ; 
ferner  Welti,  Organisation  der  Aktiengesellschaften,  S.  139. 
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In  direktem  Gegensatz  dazu  steht  das  deutsche  Recht, 
indem  dasselbe  in  §  246  H.  G.  B.  dem  Prüfungsorgan,  d.  h. 
dem  Aufsichtsrat,  Mitvertretungs-  und  Mitverwaltungsbefugnisse 
neben  dem  Vorstand  überträgt. 

Nach  dem  Entwurf  von  1879  stand  unser  Gesetz  voll- 
ständig auf  dem  Boden  der  momentan  geltenden  deutschen 
Aktiengesetzgebung.  Von  den  Anträgen  Kaisers  hinweg  hat 
es  sich  durch  die  verschiedenen  Kommissionsanträge  hin- 
durch, es  sind  ihrer  acht,  immer  mehr  von  der  Vereinigung 
von  Kontrolle  und  Verwaltung  entfernt,  bis  es  schliesslich 
seine  jetzige  Gestalt  gewonnen  hatte.  ^) 

Nach  der  heutigen  Fassung  des  Art.  659  O.-R.  bildet 
die  Kontrollstelle  nicht  ein  Aufsichtsorgan  über  die  gesamte 
Geschäftsführung,  sondern  lediglich  eine  Prüfungsinstanz  für 
die  Bilanz  und  die  von  der  Verwaltung  vorgelegten  Rech- 
nungen. Es  fällt  ihr  darüber  die  Berichterstattung  und  Aus- 
kunfterteilung an  die  Generalversammlung  zu. 

Art.  661  berechtigt  die  Generalversammlung,  zur  Prüfung 
der  Geschäftsführung  und  einzelner  Teile  derselben  be- 
sondere Kommissäre  oder  Sachverständige  zu  ernennen. 

Von  dieser  Möglichkeit,  die  gesamte  Geschäftsführung 
einer  dauernden  und  sachkundigen  Aufsicht  zu  unterziehen, 
wird  in  der  Praxis  nur  sehr  wenig  Gebrauch  gemacht.  Die 
Betriebe,  die  Treuhand-Gesellschaften  oder  Berufsrevisoren 
in  Anspruch  nehmen,  bilden  noch  einen  verschwindend 
kleinen  Teil  der  Gesamtheit  der  Aktiengesellschaften  in  der 
Schweiz.  Gewöhnlich  werden  solche  Sachverständige  erst 
dann  beigezogen,  wenn  Unregelmässigkeiten  ans  Tageslicht 
kommen,  oder  wenn  sonstige  Misstände  in  der  Geschäfts- 
führung zutage  treten.  Es  bleibt  dann  den  Revisoren  in 
der  Regel  nichts  anderes  übrig,  als  den  bereits  vorhandenen 
Schaden   festzustellen    und   zu    konstatieren,    dass   derselbe 


*)  Vgl.  Eisenhut,  Hans,  Die  Kontrollorgane  nach  deutschem  und 
schweizerischem  Aküenrechte,  Diss.  Bern  1902  S.  86  ff. ;  ferner  Folliet,  Ed., 
La  verificaüon  des  comptes  dans  les  societes  par  acüons.  These.  Geneve 
1911,  p.  24  ff.  u.  35  ff. 
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durch  rechtzeitige  oder  dauernde  Prüfung  ganz  oder  zum 
Teil  hätte  vermieden  werden  können.  Das  mag  zum  Teil 
daran  Hegen,  dass  die  Ernennung  von  besonderen  Kommissären 
der  Generalversammlung  obliegt  und  dass  es  gewöhnlich  um- 
ständlich ist,  diesen  Apparat  in  Bewegung  zu  setzen.  Der 
Hauptgrund  der  seltenen  Beiziehung  von  Sachverständigen 
wird  aber  der  sein,  dass  man  auch  heute  noch  den  Nutzen 
der  Revision  in  den  weitesten  Kreisen  nicht  einsieht  und  dass 
man  in  der  Berufung  von  Sachverständigen  immer  noch  ein 
Misstrauensvotum  gegenüber  der  Leitung  erblickt. 

So  stellte  z.  B.  in  der  Generalversammlung  der  Aktionäre 
der  Zürcher  Handelsbank  vom  2.  Oktober  1911  ein  Aktionär 
den  Antrag,  die  Rechnung  ohne  Revision  zu  genehmigen, 
weil  es  Undank  gegen  den  Ausschuss  wäre,  eine  Revision 
zu  veranstalten.  Ein  Gegenantrag,  die  Schweiz.  Treuhand- 
Gesellschaft  zur  Revision  beizuziehen,  da  das  Liquidations- 
ergebnis absolut  unbefriedigend  und  die  Rechnung  seit  vier 
Jahren  nicht  mehr  geprüft  worden  sei,  wurde  mit  grossem 
Mehr  abgewiesen.  *) 

Bei  dem  Grossteil  der  Gesellschaften  ist  der  Aktionär 
der  Geldgeber,  der  mit  mehr  oder  weniger  Freude  die 
Schwankungen  seines  Wertpapiers  im  Kursblatt  verfolgt  und 
der,  wenn  er  viel  tut,  in  der  Generalversammlung  die  meistens 
sehr  knappen,  dürftigen  und  über  wichtige  Punkte  hinweg- 
gehenden Ausführungen  des  Verwaltungsrates  oder  der  Direk- 
tion entgegennimmt.  Dass  Fragesteller  nicht  gern  gesehen 
werden,  hat  die  Praxis  zur  Genüge  erwiesen.  2)  So  fällt  es 
dem  Aktionär  oft  schwer,  über  Punkte,  die  sein  Interesse  oder 
sein  Misstrauen  erwecken,  die  gewollte  Auskunft  zu  erhalten. 
Sollte  er  es  dennoch  wagen,  der  Verwaltung  unangenehme 
Fragen  zu  stellen,  so  wird  er  dann  meistens  mit  der  Bemer- 
kung, dass  es  sich  hier  um  interne  Angelegenheiten  der  Ge- 


1)  Vgl.  Neue  Zürcher  Zeitung  vom  4.  Oktober  1911. 

2)  Vgl.  Bericht  über  die  Generalversammlung  der  Schokolade-Fabrik 
Villars  vom  12.  Juni  1911  in  der  Neuen  Zürcher  Zeitung  vom  18.  Juli  1911. 
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Schäftsführung  handle,  oder  dass  aus  geschäftlichen  Rück- 
sichten Diskretion  notwendig  sei,  abgespiesen.  In  den  häufig- 
sten Fällen  stimmt  die  Generalversammlung  den  Anträgen 
auf  Genehmigung  der  Geschäftsführung  und  auf  Decharge- 
erteilung  ohne  nähere  Prüfung  zu.  Der  Aktionär  erhält  auf 
diese  Weise  einen  so  geringen  EinbHck  in  die  Geschäfts- 
gebarung der  Gesellschaft,  der  er  Geld  anvertraut  hat,  dass 
es  ihm  in  den  seltensten  Fällen  möglich  ist,  vorhandene 
Mängel  zu  erkennen.  ^) 

Als  Mindestmass  der  Revision  verlangt  unser  Gesetz  die 
Prüfung  der  der  Generalversammlung  vorgelegten  Rechnungen. 
(O.-R.  Art.  641  Abs.  1.) 

Art.  660  O.-R.  gibt  den  Revisoren  das  Recht,  die  Vor- 
lage der  Bücher  und  Belege  zu  begehren  und  den  Kassa- 
bestand festzustellen.  Ueber  die  Frage,  ob  dieses  Recht  den 
Revisoren  jederzeit  zustehe,  finden  wir  verschiedene '  An- 
sichten. Schneider  und  Fick  bejahen  dies,  während  Eisenhut^) 
die  Ansicht  vertritt,  dass  dieses  Recht  den  Revisoren  nicht 
jederzeit  wie  im  deutschen  Handelsgesetz,  sondern  nur  zum 
Zweck  der  Abfassung  des  Prüfungsberichtes  zustehe,  lieber 
den  Umfang  der  durch  die  Kontrollstelle  auszuführenden 
Revision  sagt  das  Gesetz  nichts.  Es  wird  dem  Ermessen  der 
Revisoren  überlassen,  ob  sie  zur  Erfüllung  ihrer  Pflichten  nur 
den  Vergleich  der  Buchsaldi  mit  den  Bilanzposten,  oder  ob 
sie  eine  Prüfung  der  Inventur  und  der  gesamten  Buchführung 
als  erforderlich  erachten. 

Ein  bundesgerichtliches  Urteil  im  Falle  Haller  contra 
Gewerbebank  Basel  von  1898  3)  lautet  dahin,  dass  die  Revi- 
soren ihren  Verpflichtungen  genügen,  wenn  sie  die  rechne- 
rische Richtigkeit  der  Buchführung  und  der  Bilanz,  die  all- 
gemeinen Grundsätze  der  Geschäftsführung  und  etwa  durch 


»)  Vgl.  V.  Schönberg,  Volkswirtschaftslehre  Bd.  I  S.  230;  ferner  Simon, 
Bilanzen  der  Aktiengesellschaften  3.  Aufl.  S.  22. 

2)  Vgl.  Eisenhut,  a.  a.  O.  S.  199. 

3)  Bundesgerichtl.  Entscheidungen,  Bd.  XXXIV  1908.  II.  S.  493. 
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Stichproben  ihre  Anwendung  in  bestimmten  Fällen  geprüft 
haben. 

In  der  Praxis  ist  man  im  allgemeinen  zu  einer  unglaub- 
lich largen  Auffassung  der  Pflichten  der  Kontrollstelle  ge- 
langt und  Tatsache  ist,  dass  diese  regelmässig  gänzlich  ver- 
sagt hat,  wenn  Aktiengesellschaften  in  kritische  Situationen 
gekommen  sind. 

Der  Wert  der  Bücher-  und  Bilanzrevisionen  hängt  ganz 
von  der  besonderen  Eignung  des  Revisors  ab;  seine  allge- 
meine und  fachliche  Ausbildung,  Scharfblick,  Gründlichkeit 
und  rasche  Orientierungsfähigkeit  sind  dabei  ausschlaggebend. 
In  den  seltensten  Fällen  wird  aber  auf  die  persönliche  Be- 
fähigung der  Revisoren  Rücksicht  genommen.  Man  wählt 
in  die  Kontrollstelle  gewöhnlich  dem  Verwaltungsrat  nahe- 
stehende Aktionäre  oder  Leute,  die  der  Verwaltung  nicht 
gefährlich  sind  und  von  denen  man  zum  vorneherein  weiss, 
dass  sie  mit  den  Büchern,  die  man  ihnen  zur  Revision  vor- 
weist, vorlieb  nehmen.  Nicht  jeder  Geschäftsmann  beherrscht 
das  kaufmännische  Rechnungswesen  genügend,  um  auch  nur 
den  geringsten  Ansprüchen  an  die  Revision  gerecht  zu  wer- 
den, ganz  abgesehen  davon,  dass  tüchtigen  und  erfahrenen 
Kaufleuten,  zufolge  eigener  Geschäftsüberhäufung,  die  not- 
wendige Zeit  zur  Vornahme  zuverlässiger  Revisionen  oft 
fehlt.  Noch  weniger  als  Geschäftsleute  eignen  sich  als  Mit- 
gHeder  der  Kontrollstelle  Beamte  der  Staats-  und  Gemeinde- 
verwaltungen, denen  mit  wenigen  Ausnahmen  die  notwendige 
Erfahrung  in  der  kaufmännischen  Betriebsführung  abgeht  und 
die  deshalb  nicht  imstande  sind,  die  speziellen  Verhältnisse 
bei  Erwerbsunternehmungen  zu  beurteilen.  Vielfach  werden 
unbedeutende  Unrichtigkeiten  in  grossen  Tönen  getadelt, 
während  die  grössten  Verstösse  und  Unregelmässigkeiten  gar 
nicht  beachtet  werden.  Aber  auch  in  der  Gesetzgebung  selbst 
findet  sich  ein  grosser  Widerspruch.  Art.  641  Abs.  4,  O.-R. 
bestimmt,  dass  die  Aktionäre  berechtigt  sind,  die  Kontroll- 
stelle auf  zweifelhafte  Ansätze  aufmerksam  zu  machen  und 
die   erforderlichen  Aufschlüsse  zu  begehren.    Wie  sollte  es 
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aber  der  Kontrollstelle,  die  einmal  im  Jahre  herkommt,  um 
in  kürzester  Zeit  die  Vergleiche  zwischen  Buchsaldi  und 
und  Bilanzposten  aufzustellen  und  einige  willkürliche  Stich- 
proben vorzunehmen,  womit  sie  nach  bundesgerichtlichem 
Entscheid  ihrer  Pflicht  genügt,  möglich  sein,  einen  den 
Verhältnissen  entsprechenden  Kontrollbericht  abzugeben  und 
den  Aktionären  die  in  Art.  641  Abs.  4  vorgesehenen  Auf- 
schlüsse zu  erstatten.  Unser  Gesetz  hat  hier  ein  nicht  leicht 
zu  lösendes  Dilemma  geschaffen. 

Schnetzler  *)  charakterisiert  den  Rechnungsrevisor  der 
Aktiengesellschaft  mit  Recht  als  „Deus  ex  machina,  qui  inter- 
vient  lors  de  la  convocation  de  la  l'assemblee  generale  pour 
tranquilliser  les  actionnaires  craintifs  et  decerner  ä  Tadmini- 
stration  les  felicitations  d'usage". 

Bei  den  Zusammenbrüchen  von  Aktiengesellschaften  und 
Banken  der  letzten  Jahre  fand  die  Kontrollstelle  fast  aus- 
nahmslos die  Geschäftsführung  in  schönster  Ordnung,  während 
kurz  darauf  der  Krach  erfolgte,  der  dann  die  unglaublichsten 
Verstösse  zutage  förderte. 

3.  Lösung  in  Deutschland. 

Aber  auch  in  Deutschland,  wo  dem  Aufsichtsrat  weit- 
gehende Mitverwaltungs-  und  Mitvertretungsbefugnisse  zu- 
stehen, verhält  sich  die  Sache  nicht  viel  besser.  Man  möchte 
auf  den  ersten  Blick  glauben,  dass  durch  diese  vermehrten 
Kompetenzen  die  Nachteile  unseres  Systems  gehoben  wären. 
In  der  Tat  ist  eine  umfassende  Kontrolle,  wie  sie  sowohl  der 
deutsche  als  auch  der  schweizerische  Gesetzgeber  im  Auge 
hatten,  nur  dem  möglich,  der  Gelegenheit  hat,  die  Vorgänge 
des  Unternehmens  zu  verfolgen  und  in  grössern  oder  kleinern 
Zwischenräumen  Revisionen  vorzunehmen.  Nur  so  ist  die 
Anfertigung  eines  zuverlässigen  Prüfungsberichtes  möglich.^) 

*)  Vgl.  Schnetzler,  Le  controle  dans  les  societes  anonymes  (Recueil 
public  par  la  faculte  de  droit  ä  l'occasion  de  l'Eposition  Nationale  Suisse 
ä  Lausanne.    S.  15). 

2)  Vgl.  Dietler,  Hans,  Die  rechtliche  Stellung  der  Verwaltung  der 
Aktiengesellschaft.  Diss.  Bern  1895,  S.  11. 
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Trotzdem  weist  aber  das  deutsche  Institut  des  Aufsichts- 
rates grosse  Mängel  auf  und  Vorkommnisse,  wie  wir  sie  in 
der  letzten  Zeit  in  der  Schweiz  erlebten,  sind  auch  in  Deutsch- 
land durchaus  nichts  Seltenes.  Anlässlich  einer  vom  Verein 
für  Sozialpolitik  über  die  Störungen  im  deutschen  Wirtschafts- 
leben eröffneten  Enquete  berichtet  Hofrat  Felix  Hedit  über 
die  Aufsichtsratsfrage  u.  a.  folgendes :  *) 

.Nach  einer  Richtung  sind  die  Verpflichtungen,  die  dem  Aufsichtsrat 
zugewiesen  sind,  viel  zu  weitgehend.  Die  gesamte  rechnerische  Revisions- 
tätigkeit ist  aus  dem  Pflichtenkreis  des  Gesamtaufsichtsrats  loszulösen.  Es 
ist  törricht,  wenn  die  Gesetzgebung  einem  Gesellschaftsorgan  Pflichten  auf- 
erlegt, von  denen  sie  bei  einiger  Orientierung  wissen  muss,  dass  sie  von 
jenem  nicht  erfüllt  werden  können.  Weder  der  Gesamtaufsichtsrat  noch 
einzelne  von  ihm  zu  bestimmende  Mitglieder  können  die  Bücher  und 
Schriften  von  einer  Gesellschaft  von  einigem  Umfang  prüfen.  Sie  können 
wohl  den  Bestand  an  Wertpapieren  und  Waren  untersuchen,  aber  nur  durch 
Stichproben,  und  Stichproben  sind  nahezu  gänzlich  wertlos.  Ein  Recht  der 
Untersuchung  aber  ist  illusorisch,  wenn  die  Unmöglichkeit  der  Ausübung 
dieses  Rechts  zweifellos  ist.  Der  Bestand  der  Gesellschaftskasse  lässt  sich 
periodisch  prüfen,  aber  dieser  Prüfung  kann  ein  erheblicher  Wert  nicht 
beigemessen  werden.  Die  Prüfung  der  Jahresrechnungen  und  Bilanzen  ist 
für  den  Gesamtaufsichtsrat  oder  für  einzelne  von  ihm  zu  bestimmende 
Mitglieder  in  der  Regel  unmöglich  und  hier  bedarf  es  deshalb  einer  tief 
eingreifenden  organischen  Neugestaltung.  Schon  der  oberflächlichsten  Laien- 
betrachtung muss  es  als  auffallend  erscheinen,  dass  bei  einer  Reihe  not- 
leidender Gesellschaften  die  der  Katastrophe  unmittelbar  vorausgegangene 
Bilanz  mit  der  Bescheinigung  von  Bücherrevisoren  versehen  gewesen  ist, 
wonach   die  Bilanz   mit  den  Büchern   übereinstimmend  befunden  wurde." 

Die  meisten  deutschen  Aktiengesellschaften  gehen  darauf 
aus,  in  den  Aufsichtsrat  Leute  zu  wählen,  die  der  Bank-  und 
Handelswelt  bekannt  sind.  Vielfach  sind  es  Direktoren  grös- 
serer Bank-  oder  Versicherungsinstitute,  oder  Männer  in  son- 
stigen hohen  Stellungen,  die  vielleicht  die  Fähigkeit  besitzen 
würden,  gründliche  Revisionen  vorzunehmen,  die  aber  nicht 
in  der  Lage  sind,  dieser  Tätigkeit  die  dazu  notwendige  Zeit 
zu  opfern.   Dazu  kommt,  dass  solche  Leute  sehr  gesucht  sind 


1)  Vgl.  Hedit.  Felix,  Die  Misstände  im  Wesen  der  deutschen  Aktien- 
gesellschaften (in  der  österreichischen  Handelschulzeitung  No.  9  1907);  ferner 
Römer,  Bücherrevisorenpraxis  in  England  u.  Deutschland,  BerUn  1905,  S.  L 
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und  deshalb  nicht  selten  bei  einer  ganzen  Anzahl  bedeuten- 
derer Aktiengesellschaften  die  Stelle  eines  Aufsichtsrates  ver- 
sehen. Von  eingehenden  Revisionen  bei  den  einzelnen,  oft 
sehr  verschiedenartigen  Betrieben  kann  dann  erst  recht  keine 
Rede  mehr  sein.*)  So  bekleideten  z.  B.  die  vier  Direktoren 
der  Deutschen-Bank  11,  17,  20,  und  22,  die  drei  Direktoren 
der  Dresdener-Bank,  18,  25,  29,  die  zwei  Direktoren  der  Dis- 
kontogesellschaft, 16  und  18  und  ein  Privatbankier  in  Köln 
33  Aufsichtsratsmandate.^) 

Wo  ist  ferner  bei  dem  deutschen  System  des  Aufsichts- 
rats die  Grenze  zwischen  Leitung  und  Beaufsichtigung?  Bei 
der  Grosszahl  der  Aktiengesellschaften  werden  Direktion  und 
Aufsichtsrat  unter  einer  Decke  stecken;  was  nützt  dann  die 
Kontrolle  über  sich  selbst?  Wer  schützt  die  Gesellschafts- 
gläubiger und  Aktionäre  vor  Verlusten,  wenn  die  Ueberein- 
stimmung  der  Verwaltungs-  und  Kontrollorgane  die  Unpartei- 
lichkeit und  die  Selbständigkeit  der  Revisoren  untergräbt? 
In  vielen  Fällen  wird  das  Pflichtbewusstsein  der  Aufsichtsräte 
durch  gewinnbringende  und  grosse  Tantiemen  versprechende 
Geschäfte  stark  beeinflusst  werden.  Solche  Geschäfte,  zu  denen 
der  Aufsichtsrat  seine  stillschweigende  oder  ausdrückliche  Zu- 
stimmung gegeben  hat,  werden  dann  nur  in  der  äussersten 
Not  und  gewöhnlich  erst  zu  spät  vor  das  Forum  der  Aktionäre 
gebracht.^) 

Anlässlich  des  Zusammenbruches  der  Niederdeutschen 
Bank  in  Dortmund  schreibt  die  „Frankfurter  Zeitung"  vom 
18.  August  1910  u.  a.: 

,. . .  Soviel  steht  indes  heute  schon  fest,  dass  eine  ganze  Reihe  von 
Verfehlungen,  von  Pflichtvernachlässigungen  und  wohl  auch  von  Pflicht- 


*)  Vgl.  Oheim,  W.  O.,  Kontrolle  bei  Aktiengesellschaften  (Handels- 
akademie 1910,  Heft  24). 

2)  Vgl.  Folliet,  a.  a.  O.  S.  53 ;  ferner  Wermert,  Q.,  Zur  Reform  des  Auf- 
sichtsrats und  der  Reform  der  Aküengesellschaften  (in  Zeitschrift  für  die 
gesamte  Staatswissenschaft,  62.  Jahrgang  1906,  S.  474). 

3)  Vgl.  Röscher,  Nationalökonomik  S.  217;  femtr  Welti,  a.  a.  O.  S.  135. 
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Widrigkeiten  die  Geschichte  des  deutschen  Bankwesens  um  das  neueste 
traurige  Kapitel  bereichert  hat.  Man  mag  dem  verhängnisvollen  Einfluss 
starker  Persönlichkeiten,  die  moralisch  angefault  sind,  eine  noch  so  be- 
zwingende Gewah  zuschreiben,  mag  einräumen,  dass  die  rasche,  hyper- 
trophische Entwicklung  der  Niederdeutschen-Bank  jedem,  der  nicht  mitten 
im  Geschäftsbetriebe  des  Dortmunderinstitutes  stand,  den  Ueberblick  er- 
schweren musste,  mag  mildernde  Umstände  aller  Art  für  die  Verwaltungs- 
organe ins  Feld  führen,  eines  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  sich  die 
Kautelen  des  Aktienrechtes  in  diesem  Falle  wieder  einmal  als  unzulänglich 
erwiesen  haben/ 

So  hat  man  also  trotz  der  im  Prinzip  ganz  verschieden- 
artigen gesetzlichen  Regelung  weder  in  Deutschland  noch  in 
der  Schweiz  eine  befriedigende  Lösung  dieser  Materie  ge- 
funden. 

Durch  die  Ereignisse  der  letzten  Jahre  ist  man  in  den 
weitesten  Kreisen  unserer  Bevölkerung  zur  Erkenntnis  gelangt, 
dass  die  Reform  der  Kontrolle  bei  Aktiengesellschaften  und 
Banken  zur  dringenden  Notwendigkeit  geworden  ist.  Keine 
Frage  des  ganzen  Aktienrechtes  ist  populärer  geworden  als  diese 
und  in  der  gesamten  schweizerischen  Presse  beschäftigt  man 
sich  mit  der  Besprechung  dieses  Problems.  Dadurch  ist  das 
Interesse  der  Oeffentlichkeit  in  jüngster  Zeit  in  erhöhtem 
Masse  der  Revisionstätigkeit  der  Treuhand-Gesellschaften  zu- 
gewandt worden  und  sowohl  in  der  Presse,  als  auch  in 
Versammlungen  von  Fachleuten  wurde  vielfach  die  Frage 
aufgeworfen,  ob  sich  in  der  neuen  Aktiengesetzgebung  die 
Einführung  der  obligatorischen  Kontrolle  durch  Treuhand- 
Gesellschaften   oder  Berufsrevisoren  nicht  empfehlen  würde. 

4.  Lösung  in  England. 

Die  Vertreter  der  obligatorischen  Einführung  der  Berufs- 
revision betrachten  fast  ausnahmslos  die  englische  Revisions- 
praxis als  vorbildlich  und  möchten  diese  gesetzliche  Regelung 
der  Kontrolle  bei  Aktiengesellschaften  auf  unsere  Verhältnisse 
tibertragen  wissen.  Wir  geben  deshalb  in  der  Folge  die  wich- 
tigsten einschlägigen  Bestimmungen  des  englischen  Aktien- 
rechtes. 
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In  demselben  wird  die  Bücherrevision  durch  die  Para- 
graphen 21 — 23  der  „Companies  Act  vom  8.  August  1900" 
geregelt.     Diese  Vorschriften  haben  folgenden  Wortlaut: 

§  21.  1.  Jede  Gesellschaft  hat  in  jeder  ordentlichen  Generalversamm- 
lung einen  oder  mehrere  ständige  Revisoren  zu  bestellen,  die  bis  zur 
nächsten  ordentlichen  Generalversammlung  zu  amtieren  haben. 

2.  Werden  in  einer  ordentlichen  Generalversammlung  ständige  Re- 
visoren nicht  bestellt,  so  kann  der  Board  of  Trade  auf  Antrag  irgend  eines 
Mitgliedes  der  Gesellschaft  einen  ständigen  Revisor  der  Gesellschaft  für 
das  laufende  Jahr  bestellen  und  die  demselben  für  seine  Tätigkeit  seitens 
der  Gesellschaft  zu  zahlende  Vergütung  festsetzen. 

3.  Ein  Mitglied  des  Aufsichtsrates  oder  ein  Beamter  der  Gesellschaft 
darf  nicht  zum  ständigen  Revisor  der  Gesellschaft  ernannt  werden. 

4.  Die  ersten  ständigen  Revisoren  der  Gesellschaft  können  vor  der 
ersten  gesetzlichen  Generalversammlung  durch  den  Aufsichtsrat  ernannt 
werden.  Diese  Revisoren  haben  bis  zur  ersten  ordentlichen  jährlichen 
Generalversammlung  zu  amtieren,  sofern  sie  nicht  vorher  durch  einen 
Generalversammlungsbeschluss  der  Aktionäre  ihres  Amtes  enthoben  werden. 
In  letzterem  Falle  können  die  Aktionäre  in  der  betreffenden  General- 
versammlung neue  ständige  Revisoren  bestellen. 

5.  Der  Aufsichtsrat  kann  jede  eintretende  Vakanz  in  dem  Revisor- 
amte ergänzen.  Während  der  Dauer  einer  solchen  Vakanz  hat  der,  be- 
ziehungsweise haben  die  anderen  ständigen  Revisoren  ihre  Amtstätigkeit 
fortzuführen. 

§  22.  Die  Vergütung  für  die  ständigen  Revisoren  ist  von  der 
Generalversammlung  der  Gesellschaft  festzusetzen.  Von  dem  Aufsichtsrat 
kann  die  Vergütung  für  diejenigen  ständigen  Revisoren  festgesetzt  werden, 
welche  vor  der  gesetzlichen  Generalversammlung  oder  an  Stelle  eines  ab- 
getretenen Revisors  bestellt  worden  sind. 

§  23.  Jeder  ständige  Revisor  einer  Gesellschaft  hat  das  Recht,  zu 
jeder  Zeit  Einsicht  in  die  Bücher,  Abrechnungen  und  Belege  der  Gesell- 
schaft zu  nehmen,  und  ist  befugt,  von  den  Mitgliedern  des  Aufsichtsrates 
und  von  den  Beamten  der  Gesellschaft  diejenigen  Auskünfte  und  Erläute- 
rungen zu  verlangen,  welche  für  die  Erfüllung  der  Obliegenheiten  der 
ständigen  Revisoren  erforderlich  sind.  Am  Ende  der  Bilanz  haben  die 
ständigen  Revisoren  zu  bescheinigen,  ob  alle  ihre  Wünsche,  die  sie  in 
ihrer  Eigenschaft  als  ständige  Revisoren  geäussert  haben,  erfüllt  worden 
sind  oder  nicht,  lieber  die  von  ihnen  geprüften  Abrechnungen  und  über 
jede  während  ihrer  Amtsdauer  der  Generalversammlung  der  Gesellschaft 
vorgelegte  Bilanz  haben  sie  einen  Bericht  an  die  Aktionäre  zu  verfassen. 
In  jedem  dieser  Berichte  haben  sie  anzugeben,  ob  nach  ihrer  Ansicht  die 
Bilanz,   auf   die  sich  der  Bericht  bezieht,  in  angemessener  Weise  aufge- 
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stellt  worden  ist,  um  ein  wahrheitsgemässes  und  richtiges  Bild  von  der 
Geschäftslage  der  Gesellschaft,  wie  sie  sich  nach  den  Büchern  der  Ge- 
sellschaft darstellt,  zu  gewähren.  Dieser  Bericht  ist  in  der  Generalver- 
sammlung der  Gesellschaft  zu  verlesen.  *) 

Nach  dem  englischen  Recht  unterscheidet  man  die 
ständige  Revision  (Audit)  und  die  gelegentliche  Revision 
(Examination  of  affairs  by  inspectors).  Schon  im  Jahre  1862 
regelte  eine  Companies  Act  die  gelegentliche  Revision  für 
sämtliche  Incorporated  Companies,  woran  das  Gesetz  von 
1900  nichts  geändert  hat.  Für  Gesellschaften,  die  keine 
eigenen  Statuten  aufgestellt  hatten,  sondern  ihrer  Organisation 
das  im  Gesetz  von  1862  enthaltene  Normalstatut  zugrunde 
legten,  wurde  schon  in  diesem  Gesetz  die  ständige  Revision 
durch  Auditors  vorgeschrieben.  Durch  die  Companies  Act 
von  1879  wurde  die  ständige  Revision  auch  für  alle  nach 
dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  neu  errichteten  Aktien- 
banken (Banking  Companies)  angeordnet. 

Mit  der  Companies  Act  von  1900  hat  man  in  England 
gute  Erfahrungen  gemacht.^)  Zusammenbrüche  von  Aktien- 
gesellschaften infolge  Verschleierungen,  betrügerischer  Mani- 
pulationen usw.  sind  dort  in  den  letzten  Jahren  sehr  selten 
vorgekommen.  Wir  schreiben  dies  jedoch  ebensowohl  der 
hohen  Entwicklung  des  Revisionswesens  überhaupt,  als  der 
gesetzlichen  Regelung  zu.  Wie  aus  dem  Vorhergehenden 
ersichtlich  ist,  verlangt  das  englische  Aktienrecht  als  ständige 
Revisoren  nicht  Berufsrevisoren.  ^)  Wenn  aber  mit  wenigen 
Ausnahmen  bei  den  englischen  Aktien-Gesellschaften  die 
Kontrollstelle  trotzdem  mit  solchen  besetzt  wird,  so  ist  dies 
wohl  in  erster  Linie  eine  Folge  des  hohen  Ansehens  und  des 
grossen  Vertrauens,  das  die  Chartered  Accountants  bei  der 
englischen  Bevölkerung  gemessen. 

Solche  Einrichtungen,  die  die  Folge  einer  langjährigen, 


1)  Vgl.  Sdimid  a.  a.  O.,  S.  128/29. 

2)  Vgl.  Beigel  a.  a.  O.  S.  191. 

^)  Vgl.  Referat  Prof.  Bonjour.  Schweiz.  Zeitschrift  für  kaufmännisches 
Bildungswesen,  Mai  1912,  No.  5.  S.  167. 
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eigenartigen  Entwicklung  sind,  können  aber  nicht  ohne 
weiteres  von  einem  Staat  auf  den  andern  übertragen  werden. 
Eine  gleiche  oder  ähnliche  gesetzliche  Regelung  kann  in 
verschiedenen  Staaten  ganz  verschiedene  Resultate  zutage 
fördern;  es  ist  deshalb  nicht  gesagt,  dass  die  englische  Ge- 
setzgebung betreffend  die  Kontrolle  der  Aktiengesellschaften 
auch  für  die  Schweiz  die  zutreffende  sei. 

5.  Reformvorschläge. 

Folliet,^)  der  sich  in  seiner  Schrift  ebenfalls  mit  der  Unter- 
suchung der  Frage  der  obligatorischen  Einführung  der  Berufs- 
kontrolle befasst,  ist  darin  zu  dem  Schlüsse  gelangt,  dass 
in  Zukunft  bei  allen  Aktiengesellschaften  eine  Prüfung  durch 
staatlich  beeidigte  Revisoren  obligatorisch  erklärt  werden  soll. 
Er  hat  seine  Vorschläge  in  Form  eines  51  Artikel  umfassenden 
Gesetzesentwurfes  niedergelegt,  dessen  sechs  erste,  grund- 
legende Artikel  wie  folgt  lauten: 

1.  Toute  societe  anonyme  doit  nommer  un  ou  plusieurs  verificateurs 
choisis  parmi  les  verificateurs  comptables. 

2.  Sont  consideres  comme  verificateurs  comptables  dans  le  sens  de  la 
presente  loi:  Les  personnes  qui  apres  avoir  obtenu  le  diplome  de  veri- 
ficateur  comptable  dans  une  universite  suissc,  ont  fait  un  stage  de  deux 
ans  au  moins  chez  un  verificateur  comptable  et  qui  satisfont  aux  condiüons 
enoncees  par  l'art.  3. 

3.  Pour  pouvoir  exercer  la  profession  de  verificateur  comptable,  le 
candidat  doit: 

a)  etre  citoyen  suisse; 

b)  etre  majeur; 

c)  presenter  toute  garantie  d'honorabilite; 

d)  avoir  re^u  de  l'autorite  cantonale  competente  l'autorisation  de  pratiquer. 

4.  Les  personnes  qui  ont  obtenu  le  diplome  universitaire  et  qui 
satisfont  aux  condiüons  enoncees  par  l'art.  3  ont  seules  le  droit  de  porter 
le  titre  de  , verificateur  comptable". 

5.  Les  verificateurs  ont  pour  mission  de  verifier  en  detail  toute  a 
comptabilite  de  l'entreprise. 

Ils  ont  le  droit,  en  tout  temps,  de  voir  individuellement  ou  collec- 
livement,  tous  les  livres  de  comptabilite,  correspondances,  factures,  contrats, 

»)  Folliet  a.  a.  O.,  S.  245  u.  246. 
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etc.,  en  un  mot,  toutes  les  pieces  dont  ils  peuvent  avoir  besoin  pour 
remplir  leur  mission. 

Ils  doivent  proceder  frequemment  et  ä  l'improviste  ä  des  pointages 
partiels  de  la  caisse,  des  titres,  des  effets  et  autres  valeurs  en  portefeuille 
appartenant  ä  la  societe  ou  en  depot  chez  eile. 

6.  Le  ou  les  verificateurs  sont  nommes  par  l'assemblee  generale. 
Ils  ne  peuvent  etre  nommes  que  pour  cinq  ans  au  maximum.  Ils  sont 
reeligibles. 

Die  von  Folliet  erhobene  Forderung  der  ständigen  Ueber- 
wachung  der  Aktiengesellschaften  wird  für  deutsche  Verhält- 
nisse auch  von  Justizrat  Dr.  Riesser  *)  gestellt.  Er  ist  der  An- 
sicht, dass  dem  Aufsichtsrat  besondere  fachmännisch  gebildete 
Kontrollorgane  beigeordnet  werden  sollten,  die  die  regel- 
mässige und  systematische  Durchprüfung  der  Bücher  und 
Schriften  zu  besorgen  hätten,  während  der  Aufsichtsrat  als 
beratendes  und  die  oberste  Aufsicht  führendes  Organ  amten 
würde. 

Zu  ähnlichen  Resultaten  gelangte  auch  der  deutsche 
Juristentag  im  Jahre  1906.2)  Es  wurden  dort  u.  a.  folgende 
zwei  Resolutionen  gefasst: 

1.  Bei  einer  künftigen  Regelung  ist  vorzusehen,  dass  im  Gesellschafts- 
vertrag selbst  das  Mindestmass  der  Kontrollpflichten  mit  Rücksicht  auf 
die  besondere  Art  und  Branche  der  einzelnen  Gesellschaften  bestimmt  ist. 
Den  Mitgliedern  der  demzufolge  im  Gesellschaftsvertrag  in  ihrem  Mindest- 
umfang festzusetzenden  Dezernate  oder  Kommissionen  sollen  sämtliche 
Kontrollbefugnisse  zustehen,  aber  auch  stärkere  Verpflichtungen  in  der  Weise 
auferlegt  werden,  dass  jedes  Kommissionsmitglied  für  die  Erfüllung  seiner 
besonderen  Kontrollpflichten  den  übrigen  Mitgliedern  des  Aufsichtsrates 
verantwortlich  ist. 

2.  Für  grössere  Aktiengesellschaften  mit  einem  Grundkapital  von 
mindestens  einer  Million  Mark  empfiehlt  sich  die  obligatorische  Ein- 
führung jährlicher  Bilanzrevisionen  durch  besondere,  von  der  General- 
versammlung zu  wählende,  von  der  Gesellschaft  unabhängige  Sachver- 
ständige, welche  für  sorgfältige  Ausführung  ihrer  Pflichten  verantwortlich 
zu  machen  sind." 


»)  Vgl.  Riesser,  Zur  Aufsichtsratsfrage,  Berlin  1903. 

2)  Vgl.  Verhandlungen    des   28.  Juristentages  Kiel   1906.    Stenogra> 
phische  Berichte  Bd.  III,  1907,  S.  202  ff.) 
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Abgesehen  von  der  Frage,  ob  für  die  Durchführung  sol- 
cher fachmännischer  Revisionen  Treuhand-Gesellschaften  oder 
Einzelrevisoren  den  Vorzug  verdienen,  muss  anerkannt  wer- 
den, dass  die  Vorschläge  Folliets  eine  zuverlässige  Prüfung 
der  Geschäfte  der  Aktiengesellschaften  verbürgen  würden 
und  dass  dadurch  den  Aktionären  die  grösstmögliche  Sicher- 
heit geboten  wäre. 

Diesen  Vorteilen  stehen  aber  bedeutende  Nachteile  gegen- 
über, die  uns  dazu  bestimmen,  den  Anschauungen  Folliets 
nicht  in  allen  Teilen  beizupflichten. 

Das  erste  dieser  Bedenken  ist  die  dadurch  entstehende 
finanzielle  Mehrbelastung  der  Aktionäre.  Es  wurde  im  vor- 
hergehenden gezeigt,  weshalb  die  Treuhand-Gesellschaften 
genötigt  sind,  hohe  Honorare  zu  beanspruchen.  Die  ange- 
gebenen Gründe  beziehen  sich  aber  auch  in  gleicher  Weise 
auf  die  Einzelrevisoren.  Ein  Berufsrevisor,  der  durch  seine 
Praxis  Gelegenheit  hat,  reiche  Erfahrungen  zu  sammeln,  wird, 
wenn  er  eine  wirklich  tüchtige  Kraft  ist,  früher  oder  später 
schöne  Stellenangebote  erhalten.  Diese  wird  er  natürlich  nur 
dann  abweisen,  wenn  er  sieht,  dass  sein  Verdienst  als  Bücher- 
revisor lukrativer  ist.  Dass  tüchtige  Berufs-Bücherrevisoren 
nicht  billiger  arbeiten  als  Treuhand-Gesellschaften,  beweisen 
die  Verhandlungen  des  ersten  Verbandstages  deutscher  Bücher- 
revisoren, wo  als  angemessener  Betrag  für  in  Berlin  aus- 
zuübende Revisionen  5  Mk.  pro  Stunde  beantragt  wurde,  wel- 
cher Betrag  von  vielen  Rednern  als  für  tüchtige  Revisoren 
als  viel  zu  niedrig  erachtet  wurde.  ^) 

Diese  hohen  Kosten  vermöchten  aber  kleinere  Gesell- 
schaften gar  nicht  oder  nur  mit  Mühe  zu  ertragen.  Die  Auf- 
erlegung eines  solchen  Zwanges  wäre  deshalb  ungerecht- 
fertigt und  der  gedeihlichen  Entwicklung  des  Aktienwesens 
würde  durch  solche  Massnahmen  zweifellos  ein  grosses  Hin- 
dernis in  den  Weg  gelegt. 

Zu  dem  oben  erwähnten  Beschluss  des  deutschen  Juristen- 
tages betreffend  die  obligatorische  Einführung  jährlicher  Bilanz- 

0  Vgl.  Sdimid,  a.  a.  O.  S.  168. 
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revisionen   durch  besondere  Sachverständige  bemerkt  Prof. 
Warschauer  u.  a.:    „dass  die  obligatorische  Einführung  der 
Revisionspflicht  schon  aus  dem  Grunde  anfechtbar  sei,  weil 
jeder  gesetzliche  Zwang,  auch  in  ökonomischen  Dingen,  eine 
verstärkte  Interventionsmöglichkeit  zugunsten  des  Staates  er- 
zeuge,  wodurch  die  individuelle  Unternehmungslust  vielfach 
gehemmt  werde".    Der  Wunsch  nach  Verhängung  eines  sol- 
chen Obligatoriums  sollte   daher  nur  ganz   ausnahmsweise, 
oder  wenn  er  voll  begründet  werden  kann,  erhoben  werden. 
Kann  der  Zwang  zur  Bilanzrevision  sachlich  begründet  wer- 
den?    Hiefür  ist  zuvörderst  die  privatwirtschaftliche  Eigenart 
jeder  Aktiengesellschaft  streng  festzuhalten.     Gewiss  ist  die 
Auffassung    richtig,    dass    jede  Aktiengesellschaft    eine   all- 
gemeine   volkswirtschaftliche   Bedeutung   hat.    Die   Kapital- 
assoziationen, die  sich  in  ihr  und  durch  sie  vollziehen,  müssen 
vom  kollektivistischen  Standpunkt  aus  betrachtet  werden  und 
für  sie  schützend  einzutreten,  liegt  sicherlich  in  der  Aufgabe 
der  Regierungsgewalten.     Die  Gesamtheit  der  Betriebskapi- 
talien der  Aktiengesellschaften  bildet  einen  hohen,  sich  stetig 
steigernden   Prozentsatz   des   gesamten   Nationalvermögens, 
und  hinter  ihm  bergen  sich  vielfältige  und  sorgsam  zu  pfle- 
gende allgemeine  Interessen.    Eines   darf  jedoch  bei  dieser 
Erkenntnis  nicht  übersehen  werden.    Jede  Aktiengesellschaft 
setzt  sich  aus  der  Assoziation  privater  Kapitalien  zusammen 
und  ist  und  bleibt  daher  schliesslich   doch   nur  ein  Privat- 
unternehmen.    Es  ist  lediglich  ein  privatwirtschaftlicher  Vor- 
gang, der  sich  in  ihrem  Aufbau  und  in  ihrer  gesamten  Organi- 
sation abspielt;  sie  bildet  eine  Einzelform  der  geschäftlichen 
Unternehmungen,   die   als  solche  nicht  nur  Pflichten  zu  er- 
füllen, sondern  auch  Rechte  zu  beanspruchen  hat,  und  ihr 
muss  namentlich  für  den  Ausgabe-Etat  das  Selbstbestimmu.  ^^o- 
recht  gewahrt  bleiben.    Ein  Eingriff  in  ihre  Aktionssphäre 
ist  um  so  anfechtbarer,  je  mehr  sich  hierbei  für  sie  finan- 
zielle Lasten  verknüpfen,  und  in  Anbetracht  der  grossen  Ver- 
pflichtungen, welche  die  Aktiengesellschaften  bereits  für  die 
Zwecke    der  sozialpolitischen   Gesetzgebung  im   Reiche   zu 
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tragen  haben,  ist  gerade  im  Interesse  ihrer  volkswirtschaft- 
lichen Bedeutung  für  die  Auferlegung  neuer  Opfer  doppelte 
Vorsicht  geboten.^) 

Diese  Erwägungen  sind  um  so  zutreffender,  als  Folliet 
dieses  Obligatorium  allen  Aktiengesellschaften  und  nicht  nur 
denjenigen,  die  über  eine  Million  Mark  und  mehr  Kapital 
verfügen,  auferlegen  möchte.  Dabei  ist  ganz  besonders  zu 
berücksichtigen,  dass  in  der  Schweiz,  wo  man  die  G.  m.  b.  H. 
ticht  kennt,  die  kleinen  Aktiengesellschaften  die  Grosszahl 
lüden.  Der  durchschnittliche  Betrag  des  Kapitals  der  schwei- 
lerischen  Aktiengesellschaften  beträgt  Fr.  0,73  Millionen  ge- 
nüber  Fr.  2,3  Millionen  in  Deutschland.^) 

Besonders  ungerechtfertigt  erscheint  aber  ein  solcher 
ngriff  des  Staates  bei  sogenannten  Familien-Aktiengesell- 
schaften,^) die  meistenteils  gegründet  werden,  um  den  Fa- 
niliengliedern  die  aktive  Teilnahme  am  Unternehmen  sicher- 
zifetellen  und  um  das  kapitalistische  Interesse  gemeinsam  mit 
dam  Unternehmen  zu  verbinden.  Ein  bedeutender  Bruchteil 
ds  gesamten  schweizerischen  Nationalvermögens  ist  in  der- 
arigen  Unternehmungen  investiert;  besonders  sind  es  eine 
gösse  Anzahl  alteingesessener  und  bedeutender  Industrie- 
uilternehmungen,  die  den  Charakter  solcher  Familien-Aktien- 
gpellschaften,  wie  wir  sie  hauptsächlich  in  England  finden, 
sdt  langer  Zeit  angenommen  haben.  Dabei  ist  das  gesamte 
Altienkapital  meistens  auf  die  Mitglieder  einer  einzigen  Fa- 
mlie  verteilt.  Es  braucht  wohl  keiner  weitern  Erläuterung, 
un  darzutun,  wie  unzweckmässig  und  ungerecht  ein  staatlicher 
Eigriff  in  diesen  eng  an  das  Unternehmen  geknüpften  Per- 
sofenkreis  sein  würde.  Solche  Massnahmen  müssten  zweifellos 
dasallmähliche  Verschwinden  dieser  Gesellschaften  zur  Folge 
hafen.  Der  Gedanke  der  Begünstigung  der  Familiensoli- 
wie  er  auch  in  Artikel  553  Z.  G.  B.   zum  Ausdruck 


>)  Vgl.  Warschauer,  a.  a.  O.  S.  497. 
Yi  Vgl.  „Economist"  vom  4.  November  1911. 
f)  Vgl.  Referat  Dr.  Keller-Huguenin  in  Schweiz.  Zeitschrift  für  kauf- 
mäntches  Bildungswesen,  Juni/Juli  1912  No.  6/7.  S.  231/2. 
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gebracht  ist,  würde  durch  solche  staatliche  Eingriffe  preis- 
gegeben. 

Aus  diesen  Gründen  erachten  wir  die  von  Folliet  vor- 
geschlagene obligatorische  Beiziehung  von  Berufsrevisoren 
für  Aktiengesellschaften  als  unvorteilhaft  und  undurchführbar. 

Unsere  heutige  Kontrollstelle  weist,  wie  aus  den  vor- 
stehenden Betrachtungen  hervorgeht,  in  dreifacher  Beziehung 

Mängel  auf:  j 

1.  Der  Pflichtenkreis  der  der  Kontrollstelle  zufallendet 
ObHegenheiten  ist  nur  ungenügend  umschrieben.  / 

2.  Die  Revisoren  haben  keine  ständige  Einsicht  in  de» 
Gang  der  Geschäfte. 

3.  Die  Haftung  der  Kontrollstelle  gegenüber  den  Aktie- 
nären und  Gläubigern  muss  als  ungenügend  bezeichnet  werdet. 

Es  muss  also  eine  Regelung  gesucht  werden,  die  einer- 
seits diesen  vorhandenen  Mängeln  Rechnung  trägt  und  de 
andererseits  den  Mittelweg  zwischen  der  starren  Form  (fes 
schützenden  Gesetzes  und  der  freien  Initiative  kaufmänniscfer 
Unternehmungslust  innehält.  j 

Diesen  Erfordernissen  würde  unseres  Erachtens  in  eiier 
Gesetzgebung,  die,  in  Anlehnung  an  die  betreffenden  eig- 
lischen  Vorschriften,  auf  folgenden  Grundlagen  aufgebait 
wäre,  Genüge  getan:  | 

„Der  Begriff  der  Kontrollstelle  wird  in  der  Weise  (r- 
weitert,  dass  die  Revisoren,  die  von  Gesetzes  wegen  niht 
Mitglieder  der  Gesellschaft  und  auch  nicht  Berufsrevisoen 
zu  sein  brauchen,  das  Recht  und  die  Pflicht  haben,  den  ge- 
samten Geschäftsgang  der  Gesellschaft  zu  jeder  Zeit,  aer 
mindestens  halbjährlich,  sowohl  einer  kalkulatorischen  als  ach 
einer  materiellen  Prüfung  zu  unterziehen.  | 

Alle  Geschäftsbücher,  Korrespondenzen,  Belege  etc.,  1.  h. 
alles  Material,  dessen  sie  zur  Erfüllung  ihrer  Pflicht  bedtfen, 
soll  ihnen  von  der  Verwaltung  ohne  weiteres  zur  Verfütmg 
gestellt  werden.  Desgleichen  ist  die  letztere  verpflichtet  den 
Revisoren  alle  verlangten  Auskünfte  zu  erteilen. 

Die  Revisoren  haben  des  öftern  und  unangesagt  di  Be- 
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stände  der  Kasse,   der  Wertschriften,   des  Portefeuilles  und 
eventueller  anderer  Werte  auf  ihre  Richtigkeit  zu  prüfen. 

Bei  der  Revision  der  Bilanz  sollen  sie  sich  über  den 
effektiven  Wert  der  Bilanzposten  und  über  die  Grundlagen 
der  Bilanzziffern  nach  jeder  Richtung  hin  orientieren. 

Die  Revisoren  werden  von  der  Generalversammlung  auf 
eine   einmalige  Amtsdauer,   die  sich  von   einer  ordenthchen 
Generalversammlung  bis  und  mit  der  nächstfolgenden  erstreckt, 
gewählt.     Sie  sind  stets  wieder  wählbar. 
<  Wenn  notwendig,   haben  sie  die  Pflicht  und  das  Recht, 

von  sich  aus  jederzeit  eine  ausserordenthche  Generalversamm- 
-  lung  einzuberufen.     (O.  R.  644,  Abs.  1.) 

Die  Revisoren  sind,  wie  die  Verwaltungsräte,  solidarisch 
haftbar  für  den  Schaden,  der  aus  fahrlässiger  Ausübung  der 
ihnen  gesetzlich  auferlegten  Pflichten  entsteht,  und  zwar  so- 
wohl der  Gesellschaft  als  auch  den  Aktionären  und  Gesell- 
schaftsgläubigern gegenüber. 

Ueber  das  Ergebnis  der  vorgenommenen  Prüfungen  und 
über  die  Aufstellung  jeder  während  ihrer  Amtsdauer  der 
Generalversammlung  vorgelegten  Bilanz  haben  die  Revisoren 
der  Generalversammlung  einen  eingehenden  Bericht  zu  er- 
statten und  auf  Verlangen  über  die  Geschäftsführung  und  über 
den  Stand  des  Betriebes  Auskunft  zu  erteilen.  In  jedem 
derartigen  Bericht  haben  sie  anzugeben,  ob  nach  ihrer  Ansicht 
die  Bilanz,  auf  die  sich  der  Bericht  bezieht,  in  angemessener 
Weise  aufgestellt  ist  und  ob  dieselbe  ein  wahrheitsgemässes 
und  richtiges  Bild  von  der  Geschäftslage  der  Gesellschaft 
gewährt.  Am  Fusse  der  Bilanz  haben  sie  zu  bescheinigen, 
ob  alle  ihre  Wünsche,  die  sie  in  ihrer  Eigenschaft  als  ständige 
Revisoren  geäussert  haben,  erfüllt  worden  sind  und  ob  die 
Bilanz  ihrer  Ansicht  nach  dem  Stande  des  Unternehmens 
entspricht. 

Die  Kontrollstelle  soll  aus  mindestens  zwei  Revisoren 
bestehen. 

Um  zur  richtigen  Erfüllung  der  ihnen  obliegenden  Auf- 
gaben den  erforderlichen  Einblick  in  den  Gang  des  Betriebes 
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zu  erhalten,  haben  die  Revisoren  das  Recht,  den  Sitzungen 
des  Verwaltungsrates  beizuwohnen.  In  diesen  Sitzungen  haben 
sie  kein  Stimmrecht. 

Die  Revisoren  sollen  dem  Umfang  ihrer  Arbeit  gemäss 
honoriert  werden.  Empfehlenswert  wäre  die  Entrichtung  von 
Präsenzgeldern  an  Stelle  von  Pauschalhonoraren. 

Die  Revisoren  sind  berechtigt,  wenn  notwendig,  Revisions- 
gesellschaften oder  Berufsrevisoren  beizuziehen.  Dieses  Recht 
soll  auch  der  Generalversammlung,  sowie  dem  Verwaltungsrat 
jederzeit  zustehen. 

Die  Mitglieder  der  Kontrollstelle  können  ihre  Aufgaben 
in  der  Gesamtheit  oder  auch  einzeln  ausführen.  Durch  Ver- 
teilung der  Arbeiten  wird  jedoch  die  solidarische  Haftpflicht 
nicht  eingeschränkt." 

Wir  glauben,  dass  durch  die  Befolgung  dieser  Vorschläge, 
die  nicht  den  Charakter  detaillierter  gesetzlicher  Bestimmungen 
tragen  sollen,  die  Unzuträglichkeiten  und  die  Mängel,  die 
unserm  jetzigen  Institut  der  Kontrollstelle  anhaften,  ganz  oder 
doch  zum  grossen  Teil  beseitigt  würden.  Wir  erhielten  so 
eine  Kontrollstelle,  der  die  Pflicht  einer  umfassenden  und 
ständigen  Ueberwachung  des  Geschäftsganges  und  der  ein- 
gehenden Prüfung  der  Bilanz  und  ihrer  Grundlagen  expressis 
verbis  vorgeschrieben  wäre  und  deren  Rechtsbewusstsein  durch 
eine  schärfere  Haftpflicht  gestärkt  würde. 

Wohl  wird  es  schwer  halten,  Leute  zu  finden,  welche  die 
Fähigkeit  besitzen,  solche  umfassende  Revisionen  vorzunehmen 
und  die  sich  zur  Uebernahme  derartiger  zeitraubender  Man- 
date bereit  erklären.  Auf  diesen  Umstand  darf  jedoch  der 
Gesetzgeber,  auf  die  Gefahr  hin,  ungeeignete  und  untüchtige 
Elemente  heranzuziehen,  nicht  Rücksicht  nehmen.  Man  hat 
schon  bei  der  Redaktion  des  heutigen  Gesetzes  aus  diesem 
Grunde  Bedenken  getragen,  der  Kontrollstelle  eine  schärfere 
Haftung  aufzuerlegen.  Die  Folgen  dieser  Inkonsequenz  sind 
aber  auch  in  den  letzten  Jahren  deutlich  zum  Vorschein  ge- 
treten. 

Durch  die  strengern  Forderungen  wird  man  in  den  wei- 
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testen  Kreisen  dazu  gelangen,  der  Bücherrevision  die  ihr 
gebührende  Wichtigkeit  beizumessen,  und  die  Folge  davon 
wird  eine  erspriessliche  Weiterentwicklung  und  Ausdehnung 
der  in  der  Schweiz  noch  sehr  rückständigen  Revisorenpraxis 
sein.  Nicht  zum  mindesten  wird  man  dadurch  aber  all- 
gemein die  Ueberzeugung  gewinnen,  dass  in  umfangreichen 
Betrieben  zuverlässige  und  zweckdienliche  Revisionen  nur 
von  Berufsrevisoren  ausgeführt  werden  können,  was  zur 
Folge  haben  wird,  dass  über  kurz  oder  lang  alle  bedeuten- 
deren Aktiengesellschaften  sich  dazu  entschliessen  werden, 
freiwilligerweise  Treuhand-Gesellschaften  oder  Berufsrevisoren 
als  Kontrollstelle  einzusetzen.  Von  der  immer  wachsenden 
Anerkennung  der  Nützlichkeit  und  Notwendigkeit  der  frei- 
willigen Inanspruchnahme  von  Berufsrevisoren  darf  mehr 
erwartet  werden,  als  von  vexatorischen  gesetzlichen  Vor- 
schriften. 
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B.  Die  Kontrolle  bei  Banken. 


1.  Gegenwärtige  Lage. 

Von  ganz  andern  Gesichtspunkten  muss  man  bei  den 
Reformbestrebungen  der  Kontrolle  bei  Banken  ausgehen, 
weil  es  sich  dabei,  im  Gegensatz  zu  der  privatwirtschaftlichen 
Eigenart  der  im  vorhergehenden  Abschnitt  besprochenen 
Gesellschaften,  um  die  Wahrung  ausgedehnter  öffentlicher 
Interessen  handelt. 

Die  in  kurzer  Zeit  aufeinanderfolgenden  Zusammenbrüche 
in  Aadorf,  Kloten,  Herzogenbuchsee,  Biel,  Saignelegier,  Steck- 
born, Morgen,  EschHkon,  Bremgarten  und  Brittnau  haben 
der  schweizerischen  Presse  und  den  gesetzgebenden  Behörden 
einiger  Kantone  in  letzter  Zeit  Anlass  gegeben,  an  solchen 
kleinern  Instituten  scharfe  Kritik  zu  üben.  Es  ist  nicht  zu 
verwundern,  dass  die  äusserlich  in  keinem  Zusammenhang 
stehenden  und  zeitlich  wenig  auseinanderliegenden  Zahlungs- 
einstellungen weite  Kreise  zum  Nachdenken  über  die  Ursachen 
und  die  Möglichkeiten  der  Beseitigung  solcher  Vorkommnisse 
veranlasst  haben. 

Wir  sind  es  dem  Ansehen  und  dem  Kredit  der  schwei- 
zerischen Banken  schuldig,  in  dieser  Beziehung  zu  einer 
Regelung  zu  kommen  und  es  ist  sehr  bedauerlich,  dass  das 
Bedürfnis  nach  Sanierung  der  derzeitigen  Verhältnisse  erst 
durch  die  eingetretenen  Katastrophen  offenkundig  geworden 
ist.  Heute  kann  es  sich  nur  noch  darum  handeln,  zu  erörtern, 
auf  welche  Weise  eine  solche  Regelung  stattfinden  soll. 

Die  Schweiz.  Handelszeitung  ^)  bemerkte  bei  Anlass  des 
Bekanntwerdens  dieser  unerquicklichen  Verhältnisse: 

• 

^)  Vgl.  Schweiz.  Handelszeitung  vom  18.  Oktober  1910. 
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,Wir  entbehren  eben  eines  Bankgesetzes  überhaupt  und  kennen  keine 
Beschränkung  in  betreff  der  Herausgabe  von  Obligationen,  weder  der 
Deckung  noch  der  Summe  nach,  sowie  in  betreff  der  Verwendung  der 
geliehenen  Gelder  der  Banken  im  allgemeinen.  Wir  billigen  es  zudem 
stillschweigend,  dass  die  Titel  „Bank"  und  „Sparkasse"  ohne  jede  Garantie 
für  die  Einhaltung  bestimmter  Grenzen  des  Geschäftsbetriebes  angewendet 
werden.  Ein  Bankgesetz,  in  dem  das  Depositen-  und  Sparkassenwesen, 
die  Ausgabe  von  Obligaüonen  und  die  Auswahl  der  Aktivanlagen  einer 
genauen  Regelung  unterworfen  werden,  lassen  die  Ereignisse  der  letzten 
Zeit  als  höchst  dringend  erscheinen." 

Wir  glauben  jedoch  nicht,  dass  durch  solche  gesetzliche 
Beschränkungen  in  der  Obligationenausgabe  und  der  Anlage 
der  eigenen  Gelder  der  gewollte  Schutz  der  Geldeinleger 
erreicht  würde. 

Was  die  viel  kritisierten  grossen  Missverhältnisse  zwischen 
eigenen  und  fremden  Mitteln  bei  solchen  Instituten  anbetrifft, 
so  ist  dies  vielfach  eine  Folge  der  hohen  Steueransätze,  die 
die  Erhöhung  des  Kapitals  verunmöglichen.  So  müssen  z.  B. 
im  Kanton  Thurgau  auf  ein  Gesellschaftskapital  von  einer 
Million  Franken  zwanzigtausend  Franken  Steuern  entrichtet 
werden.  Solche  hohe  Steuerabgaben  müssen  kleinere  Institute 
notwendigerweise  in  ein  Missverhältnis  bringen,  da  die  Er- 
höhung des  Kapitals  die  Erzielung  eines  angemessenen  Ge- 
winns verunmögHchen  würde  und  da  diese  Kassen  weiterer 
Mittel  doch  bedürfen,  um  ihrem  Hauptzweck,  der  Kredit- 
gewährung an  die  handel-  und  gewerbetreibende  Land- 
bevölkerung, nachzuleben. 

Bei  allen  den  erwähnten  Zusammenbrüchen  wurde  übri- 
gens festgestellt,  dass  diese  nicht  die  unmittelbare  Folge 
solcher  Missverhältnisse  waren,  sondern  dass  sie  in  den  meisten 
Fällen  auf  eine  gewissenlose,  spekulative,  den  Rahmen  des 
betreffenden  Unternehmens  weit  überschreitende  Geschäfts- 
führung zurückzuführen  sind.^) 

Es  wäre  deshalb  zwecklos,  in  bezug  auf  das  Verhältnis 
zwischen    eigenen    und    fremden    Geldern    gesetzHche    Be- 


*)  Vgl.  Aufsatz  von  Dt.  A.  Stampf li,  Privilegierung  von  Spargeldern, 
i.  d.  Schweiz.  Blättern  für  Handel  und  Industrie. 
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schränkungen  zu  erlassen,  die  solche  Institute  sehr  leicht 
hindern  könnten,  günstige  Konjunkturen  auszunützen  und  die 
besonders  die  Entwicklung  der  Klein-Banken,  welche  immer 
noch  eine  für  die  Allgemeinheit  nutzbringende  Tätigkeit  ent- 
falten, stark  beeinträchtigen  würden. 

Ebenso  zwecklos  wäre  es,  solchen  Instituten,  die  Spar- 
einlagen oder  überhaupt  zinstragende  Anlagen  von  Dritten 
entgegennehmen,  die  Gewährung  von  Blankokrediten  zu  ver- 
bieten. Die  Statuten  der  meisten  Bankinstitute  werden  in  bezug 
auf  die  Gewährung  von  Blankokrediten  der  Art  und  dem 
Umfang  des  Geschäftes  entsprechende  Beschränkungen  ent- 
halten. Blankokredite  sind  für  die  Bank  an  und  für  sich 
nicht  gefährlich.  Sie  können  bei  vorsichtiger  Geschäftsführung 
und  gewissenhafter  Kontrolle  ebenso  sicher  und  Uquid  sein 
wie  durch  Bürgschaft  gedeckte  Kredite. 

2.  Gesetzliche  Regelung. 

Eine  Besserung  dieser  Verhältnisse  hatte  auch  der  eid- 
genössische Gesetzgeber  im  Auge,  wenn  er  in  Art.  57  der 
Anwendungs-  und  Einfühnmgsbestimmungen  zum  Z.  G.  B. 
den  Kantonen  bis  zu  einer  bundesrechtlichen  Regelung  das 
Recht  einräumt,  für  Spareinlagen,  die  in  ihrem  Gebiete  ein- 
bezahlt werden,  an  Wertpapieren  und  Forderungen  der  be- 
treffenden Kassen  mit  einer,  die  Rechte  Dritter  hinreichend 
wahrenden  Abgrenzung,  ein  gesetzliches  Pfandrecht  zu 
schaffen,  das  von  den  Formvorschriften  dieses  Gesetzes 
über  das  Fahrnispfandrecht  befreit  ist. 

Eine  genügende  Feststellung  des  Begriffes  „Spareinlage", 
wie  sie  von  den  Kantonen  verlangt  wird,  ist  jedoch  keine 
leichte  Aufgabe.  Dasselbe  gilt  von  der  hinreichenden  Ab- 
grenzung der  Pfandgegenstände.  Am  schweizerischen  Juristen- 
tag in  Lugano  0  wurde  dieses  Thema  besprochen,  und  man 


»)  Vgl.  Verhandlungen  des    Schweiz.  Juristenvereins,    Lugano  1905 
(Zeitschrift  für  Schweiz.  Recht,  Band  XXV,  S.  528  ff.). 
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bemühte  sich  vergeblich,  eine  Definition  des  Begriffes  „Spar- 
gelder" zu  finden.  Diese  Schwierigkeiten  und  wohl  auch 
andere  Bedenken  haben  eine  grosse  Zahl  von  Kantonen  be- 
wogen, von  dem  erwähnten  Rechte  keinen  Gebrauch  zu 
machen.  ^)  Dabei  ist  es  sehr  fraglich,  ob  ein  solches  Pfand- 
privileg zu  dem  erwünschten  Erfolg  führen  wird.  Diese 
Lösung  schafft  keine  absolute  Sicherheit  gegen  allfällige  Ver- 
luste, weil  der  Schuldner  selbst  die  betreffenden  Werttitel 
verwahrt.  Hiebei  können  Betrügereien  leicht  vorkommen  und 
eine  anderweitige  Verfügung  über  die  Pfandtitel  durch  Ver- 
pfändung bei  Dritten  ist  nicht  ausgeschlossen.  Eine  eventuelle 
Uebergabe  des  Pfandtitels  an  den  Pfandgläubiger,  wie  sie  die 
Art.  884  ff.  Z.  G.  B.  vorsehen,  lässt  sich  für  die  Sicherung 
von  Spareinlagen  nur  schwer  durchführen.  Die  Pfandtitel 
müssten  einem  Dritten  in  Verwahrung  übergeben  werden, 
was    den    gesamten   Verkehr   ausserordentlich    komplizieren 

würde. 

Ferner  wird  die  Vorschrift,  dass  der  Spareinlagebestand 
jederzeit  durch  solide  Werttitel  gedeckt  sein  muss,  die  Banken 
zum  Ankauf  von  festen  Anlagen  veranlassen,  wodurch  ein 
grosser  Teil  ihrer  Mittel  immobilisiert  wird,  was  die  stete 
Zahlungsfähigkeit  dieser  Institute  stark  beeinträchtigen  würde. 
Dazu  ist  es  besonders  für  Sparbanken  notwendig,  einen 
grossen  Teil  ihrer  Mittel  so  anzulegen,  dass  sie  die  betreffen- 
den Anlagen  in  möglichst  kurzer  Zeit  und  ohne  materielle 
Einbusse  wieder  zu  Geld  machen  können.  In  Zeiten  von 
wirtschafüichen  Krisen  sind  Schuldbriefe  und  andere  Wert- 
titel nicht  leicht  belehnbar,  und  es  würde  dann  diesen  Kassen 
schwer  fallen,  und  für  sie  mit  bedeutenden  Kursverlusten 
verbunden  sein,  die  Spargläubiger,  die  ihr  Geld  zurückfordern, 
zu  befriedigen.  Sollten  diese  zur  Sicherung  dienenden  Wert- 
titel Hypotheken  sein,  so  würde  dadurch  wohl  die  Nachfrage 
nach  soliden  Schuldverschreibungen  grösser,  die  hiezu  ver- 
wendeten Kapitalien  würden  jedoch   durch  solche  feste  An- 


1)  Vgl.  Weisung  des  Zürcher.  Regierungsrates  vom  19.  März  1910. 
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lagen  der  nutzbringenden  Verwendung  in  Handel  und  Industrie 

entzogen. 

Was  die  in  den  meisten  Einführungsgesetzen  gestellte 
Forderung  getrennter  Verwaltung  und  Rechnungsführung  an- 
belangt, so  wird  dies  besonders  in  grössern  Betrieben  die 
Geschäftsführung  sehr  kompHzieren  und  infolgedessen  auch 
bedeutende  Mehrkosten  zur  Folge  haben.  Diese  Erwägungen 
führten  z.  B.  die  Schweiz.  Volksbank  St.  Gallen  dazu,  im 
Jahre  1892  das  Spareinlagengeschäft  aufzuheben,  weil  infolge 
eines  kantonalen  Erlasses  den  Instituten,  die  Spargeschäfte 
betrieben,  Beschränkungen  ähnlicher  Art  auferlegt  wurden.  ^ 

Auch  die  Vorschrift,  dass  ein  Teil  der  Einlagen  durch 
heimische  Staatspapiere  gedeckt  sein  müsse,  wie  dies  in 
Deutschland  und  Frankreich  der  Fall  ist,  würde  den  Bank- 
gläubigern nicht  die  notwendige  Sicherheit  bieten.  Es  mag 
sein,  dass  in  diesen  Ländern  solche  Vorschriften  im  Interesse 
der  Kurse  der  heimischen  Staatspapiere  aufgestellt  wurden. 
Die  Geschichte  zeigt  aber,  dass  ein  Ineinandergreifen  von 
Spargeldern  und  Staatskredit  für  die  Spareinleger  nicht  vor- 
teilhaft ist  und  dass  sich  auch  sehr  gute  Staatspapiere  als 
alleinige  Sicherstellung  nicht  eignen.  Dabei  sei  an  die  Vor- 
kommnisse bei  der  Yorkshire-Penny-Bank  und  der  Birbeck- 
Bank,  sowie  auch  an  die  staatliche  Beschränkung  der  Spar- 
einlagerückzahlungen im  Jahre  1848  in  Frankreich  erinnert.») 

Wenn  wir  nun  einerseits  der  Meinung  sind,  dass  ein 
solches  Pfandprivileg  den  Spargeldgläubigern  die  vom  Gesetz- 
geber gewollte  Sicherheit  nicht  bringt,  so  müssen  wir  uns 
andererseits  fragen,  warum  der  Art.  57  der  Einführungs-  und 
Anwendungsbestimmungen  zum  Z.  G.  B.,  speziell  den  Spar- 


1)  Vgl.  Geschäftsbericht  der  Schweiz.  Vollcsbank  von  1893.  Ferner 
stenographische  Berichte  über  die  Versammlungen  der  Abgeordneten  ber- 
nischer Sparkassen  und  Banken  zur  Besprechung  des  Art.  96  (Sicherung  der 
Spareinlagen)  des  Gesetzentwurfes  betr.  die  Einführung  zum  Z.  G.  B.  vom 
10.  März  1910  und  20.  Dez.  1911.  (Referat  Dir.  W.  Moser) 

2)  Vgl.  Dr.  A.  Goldschmidt,  Berlin,  Aufsatz  im  „Economist",  Heft  39, 
Nov.  1911. 
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geldgläubigern  solche  Privilegien  verschaffen  will,  während 
Korrespondenten,  Kontokorrent-Kreditoren  etc.  diesen  Schutz 
nicht  geniessen  sollen. 

In  allen  diesbezüglichen  Verhandlungen  wurde  darauf 
hingewiesen,  dass  die  Spargelder  das  Vermögen  der  Unbe- 
mittelten seien,  und  dass  sie  deshalb  besonderen  Schutzes 
bedürfen. 

Diesen  Zweck  erreicht  man  nun  aber  nicht,  indem  man 
für  Einlagen,  die  den  Begriff  „sparen"  in  sich  bergen,  und 
die  nicht  über  ein  gewisses  Maximum  hinausgehen  (wie  dies 
in  den  Einführungsbestimmungen  verschiedener  Kantone  der 
Fall  ist)  ^),  ein  besonderes  Pfandrecht  schafft.  Es  ist  unrichtig 
zu  glauben,  dass  die  Sparbank  das  Institut  des  kleinen  Mannes 
sei  und  dass  sich  in  der  Hauptsache  unbemittelte  Leute  des 
Sparheftes  bedienen. 2)  Die  auf  unsern  Banken  angelegten 
Spareinlagen  sind  zu  einem  grossen  Teil  vorübergehend  dis- 
ponible  Gelder  bemittelter  Leute,  welche  dieselben  auf  diese 
Weise  zinstragend  anlegen,  bis  die  Steuern,  der  Hauszins, 
die  Versicherungsprämien  etc.  fällig  werden.  Viele  kleine 
Handwerksmeister  und  Geschäftsinhaber  legen  dagegen  ihre 
Ersparnisse,  die  ihr  Betriebskapital  bilden,  in  Kontokorrent- 
Rechnung  an,  um  auf  diese  Weise  einfacher  über  ihr  Guthaben 
verfügen  zu  können.  Diesen  würde  der  Vorteil  vermehrter 
Sicherheit  also  nicht  zugute  kommen.  Warum  sollte  ferner 
ein  Handwerker,  der  seine  ersparten  1000  oder  2000  Franken 
in  Kassascheinen  anlegt,  nicht  dieselben  Vergünstigungen  ge- 
niessen wie  der  Spareinleger? 

Sogenannte  Spareinlagen  und  Einlagen  ersparten  Geldes, 
welch  letztere  der  Gesetzgeber  schützen  will,  sind  also  zwei 
gänzlich  verschiedene  Dinge.  Nicht  der  Name  „Sparheft", 
„Spareinlage"  etc.  ist  für  den  Begriff  „sparen"  ausschlag- 
gebend; man  kann  auch  auf  andere  Weise  sparen  als  durch 
Einlage  auf  solche  Hefte. 

*)  Vgl.  z.  B.  den  Entwurf  zum  zürcherischen  Sparkassengesetz  vom 
16.  Sept.  1913. 

2)  Vgl.  Bankarchiv,  IX.  Jahrgang,  S.  374. 
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Ebenso  unzweckmässig  erscheint  die  von  vielen  Kantonen 
eingeschlagene  Praxis  als  Spargelder,  die  einen  besondern 
Schutz  geniessen  sollen,  nur  solche  Einlagen  zu  bezeichnen, 
die  eine  massig  bemessene  Höchstsumme  (2000,  3000  oder 
5000  Fr.)  nicht  übersteigen.  Auch  damit  hat  man  offenbar 
einen  Unterschied  machen  wollen  zwischen  dem  wenig  Be- 
mittelten und  dem  Kapitalisten.  Niemand  hindert  aber  einen 
reichen  Mann  daran,  sein  Vermögen  in  zwanzig  oder  dreissig 
Kassen  überall  bis  zur  zulässigen  Höchstsumme  auf  Sparhefte 
anzulegen.  Eine  solche  Begrenzung  der  Einlagesumme  hätte 
vielleicht  in  Frankreich  oder  England  einen  Sinn,  in  welchen 
Ländern  jeder  Sparer  nur  ein  Sparbüchlein  besitzen  darf, 
nicht  aber  in  der  Schweiz,  wo  die  Einlagen  auf  beUebig  viele 
Kassen  verteilt  werden  können. 

Auch  die  von  vielen  Seiten  geforderte  Einräumung  eines 
Konkursprivilegs  zugunsten  der  Spargeldgläubiger  auf  dem 
Wege  einer  Revision  des  eidgen.  Schuldbetreibungs-  und 
Konkursgesetzes  würde  nicht  zum  gewollten  Ziele  führen. 
Auch  hiebei  müsste  der  Begriff  von  Spareinlage  und  Spargeld 
genau  umschrieben  werden  und  die  Massnahmen  müssten 
deshalb  notwendigerweise  nur  einem  beschränkten  Teil  der 
Bevölkerung,    deren   Erspartes    man   schützen   will,   zugute 

kommen. 

Dass  es  mit  einer  Sicherung  der  Spareinlagen  allein  nicht 
getan  ist,  beweisen  die  Bankkatastrophen  der  letzten  Jahre 
zur  Genüge.  Keines  dieser  Institute  trug  den  Charakter  einer 
reinen  Sparkasse;  bei  allen  figurierten  die  fremden  Gelder 
nur  zum  kleinsten  Teil  in  Form  von  Spareinlagen ;  es  waren 
meistens  Kleinbanken,  die  zur  Regelung  des  lokalen  Kredit- 
verkehrs dienten  und  denen  die  Gelder  zum  grössten  Teil 
in  Form  von  Obligationen  zuflössen.  So  betrugen  die  in 
Obligationen  angelegten  Gelder  in  Kloten  Fr.  7,233,000.—, 
in  Eschlikon  Fr.  5,656,000.—,  in  Aadorf  Fr.  4,680,000.—,  in 
Stäfa  Fr.  4,359,000.—,  in  Horgen  Fr.  2,710,000.—.  Dagegen 
beliefen  sich  z.  B.  die  Spareinlagen  in  Horgen  nur  auf  Fr. 
181,000.—. 
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Nebstdem  ist  es  nicht  recht  begreiflich,  wie  man  über- 
haupt dazu  kommt,  nur  den  Einlagen  unbemittelter  Leute 
erhöhten  Schutz  gewähren  zu  wollen.  Es  liegt  doch  sicher 
im  Interesse  der  geordneten  Finanzwirtschaft  eines  Staates, 
dass  die  Gesetzgebung  das  Depositenwesen  so  ordnet,  dass 
auch  für  grössere  Summen,  die  man  den  Banken  in  anderer 
Form  als  in  Spareinlagen  anvertraut,  die  grösstmögliche 
Sicherheit  verbürgt  werde. 

3.  Reformvorschläge. 

Eine  solche  erhöhte  Sicherheit  im  Bankwesen  wird  man 
aber  nicht  mit  drückenden  Vorschriften  aller  Art,  die  die  ge- 
sunde geschäftliche  Entwicklung  der  davon  betroffenen  Institute 
hemmen  müsste,  erreichen.  Eine  gründliche  Besserung  dieser 
Verhältnisse  darf  nur  von  der  Einführung  vermehrter  Kontrolle 
und  PubHzität  erwartet  werden;  und  zwar  sollten  sich  diese 
strengern  Vorschriften  nicht  nur  auf  Sparkassen,  sondern  auf 
alle  Institute,  die  zinstragende  Anlagen  von  Dritten  entgegen- 
nehmen und  die  berufsmässig  den  Handel  mit  Wertschriften 
betreiben,  beziehen. 

Man  wird  sich  dabei  zu  entscheiden  haben,  ob  der  obli- 
gatorischen staatlichen  oder  der  obligatorischen  privaten  Kon- 
trolle der  Vorzug  gebühre. 

Gegen  die  Einführung  der  obligatorischen  Kontrolle  durch 
ein  staatliches  Aufsichtsamt  sprechen  verschiedene  Bedenken. 

Vorerst  würde  sich  bei  der  Bevölkerung  vielfach  Misstrauen 
gegenüber  den  staatlich  inspizierten  Instituten  geltend  machen, 
weil  vielen  die  Vermutung  nahe  läge,  der  Staat  könnte  eine 
solche  Kontrolle  zu  Steuerzwecken  ausbeuten. 

Ferner  würde  mit  der  staatlichen  Kontrolle  dem  Staate 
wenn  auch  nicht  eine  rechtliche,  so  doch  zum  mindesten 
eine  moralische  Verantwortlichkeit  auferlegt.  Eine  Haftung 
für  trotz  der  Kontrolle  vorkommende  Verluste  würde  jedoch 
der  Staat    aller  Wahrscheinlichkeit  nach  nicht  übernehmen 
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können.  ^)  Durch  die  Ablehnung  der  Verantwortlichkeit  würde 
er  aber  gegenüber  dem  Volke  Misstrauen  in  sein  eigenes 
Werk  bekunden.  Dabei  würde  auch  die  breite  Masse  des 
Volkes  die  Wirksamkeit  der  staatlichen  Kontrolle  überschätzen 
und  sich  auf  ihre  vermeintliche  Unfehlbarkeit  verlassen;  die 
Geldeinleger  würden  sich  noch  weniger  als  bisher  um  die 
Solvenz  der  Institute,  denen  sie  ihr  Geld  anvertrauen,  küm- 
mern und  sich  in  trügerischer  Sicherheit  wiegen.  Zudem 
müsste  der  grosse  bureaukratische  Apparat,  der  einem  solchen 
staatlichen  Aufsichtsamt  erfahrungsgemäss  anhaftet,  die  not- 
wendige Beweglichkeit  in  der  Geschäftsführung  unserer  Banken 
stark  beeinträchtigen. 

Diese  Erwägungen  lassen  eine  reine  staatliche  Kontrolle 
bei  unsern  Banken  als  unvorteilhaft  erscheinen  und  wir  glauben 
auch  nicht,  dass  eine  so  weitgehende  Ingerenz  des  Staates 
auf  dem  Gebiete  des  Geldverkehrs  bei  den  beteiligten  Insti- 
tuten, sowie  auch  bei  der  Bevölkerung  gute  Aufnahme  finden 
würde. 

Dagegen  dürfte,  in  Berücksichtigung  der  obigen  Ausfüh- 
rungen, eine  Besserung  der  derzeitigen  Unzuträglichkeiten  in 
unserm  Bank-  und  Sparkassenwesen  von  der  Einführung  der 
obligatorischen  privaten  Kontrolle  durch  Revisionsgesellschaf- 
ten oder  Berufsrevisoren  erwartet  werden. 

Wir  denken  uns  eine  solche  Regelung  in  der  Weise,, 
dass  alle  Institute,  die  Anlagen  bleibenden  Charakters  von 
Dritten  übernehmen  und  die  gewerbsmässig  den  An-  und 
Verkauf  von  Wertschriften  betreiben,  gesetzlich  verpflichtet 
werden  sollten,  ihren  Status  jährlich  mindestens  zweimal  von 
zu  dieser  Tätigkeit  besonders  privilegierten  Revisionsgeselk 
Schäften  oder  Berufsrevisoren  prüfen  zu  lassen.  Dabei  müsste 
den  Instituten  die  Wahl  des  Revisors  völlig  freigestellt  werden; 
es  bliebe  ganz  ihrem  freien  Ermessen  überlassen,  ob  sie  sich 


*)  Vgl.  hiezu  z.  B.  Art.  96  des  bernischen  Einführungsgesetzentwurfes 
zum  Z.  G.  B.,  wo  die  staatliche  VerantworÜichkeit  von  vorneherein  abge- 
lehnt wird. 
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dabei  der  Dienste  von  Treuhand-Gesellschaften  oder  Einzel- 
revisoren bedienen  wollen. 

Unseres  Erachtens  sollten  auch  Privatbanken  (sofern  sie 
bleibende  Anlagen  von  Dritten  übernehmen),  die  nicht  Aktien- 
gesellschaften, nicht  Genossenschaften,  überhaupt  nicht  juri- 
stische Personen,  sondern  reine  Privatanstalten  einer  einzelnen 
oder  mehrerer  physischen  Personen  sind,  dieser  Revisions- 
pflicht unterliegen,  da  bei  derartigen  Instituten  ohne  Zweifel 
das  in  Frage  stehende  öffentliche  Interesse  grösser  ist  als  das 
Privatinteresse.  Dabei  müssten  aber  im  Ausführungsreglement 
für  die  Durchführung  der  Kontrolle  Bestimmungen  getroffen 
werden,   die   der  Eigenart  dieser  Institute  Rechnung  tragen. 

Ferner  sollten  auch  Institute,  die  den  Vertrieb  von 
Prämienobligationen  pflegen,  der  gesetzlichen  Kontrolle  unter- 
worfen werden.  (Im  Interesse  des  Schutzes  der  Bevölkerung 
vor  unlautern  Machenschaften,  wie  sie  bei  derartigen  Unter- 
nehmungen nichts  Seltenes  sind,  könnte  in  diesem  Zusammen- 
hang oder  an  anderm  Ort  gesetzlich  bestimmt  werden,  dass 
öffentliche  Anerbieten  zu  Gewährung  oder  Vermittlung 
von  Darlehen,  Austausch  von  Akzepten,  Diskontierung  von 
Wechseln  und  ähnlichen  Geschäften,  nur  unter  vollständiger 
Namensangabe  des  Darleihers  oder  Vermittlers  erfolgen 
dürfen.  ^) 

Mit  der  Einführung  einer  solchen  obligatorischen  Kon- 
trolle müsste  gleichzeitig  eine  staatliche  Aufsichtsbehörde 
geschaffen  werden,  die  darüber  zu  wachen  hätte,  dass  die 
dem  Gesetz  unterstehenden  Institute  ihrer  Revisionspflicht 
nachkommen.  Aufgabe  dieser  Behörde  wäre  es  auch,  über 
die  Durchführung  der  gesetzlichen  Revision,  über  Beobachtung 
einer  steten  Zahlungsbereitschaft  für  die  eingegangenen  Ver- 
pflichtungen, über  Verwaltungsgrundsätze,  die  den  Deponenten 
hinreichende  Sicherheit  gewähren,  etc.,  Bestimmungen  auf- 
zustellen, die  den  Revisoren  als  Wegleitung  dienen  müssten. 


*)  Entwurf  des  Regierungsrates  vom   13.  Febr.  1911   für  das  Gesetz 
Über  die  Ausübung  von  Handel  und  Gewerbe  im  Kanton  Bern.  Art.  62  i. 
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Bei  der  Aufstellung  solcher  Bestimmungen  müsste  man 
von  schematischen  und  vexatorischen  Massnahmen  streng 
Umgang  nehmen.  Die  Eigentümlichkeiten  der  verschiedenen 
Institute  sollten  dabei  in  weitester  Weise  Berücksichtigung 
finden.  Ein  Schematisieren  würde  hier  grosse  Nachteile 
erwirken  und  den  Geschäftsbetrieb  bei  einzelnen  Unter- 
nehmungen in  nachteiliger  Weise  beeinflussen,  wenn  nicht 
geradezu  verunmöglichen. 

Bei  Staatsanstalten  und  andern  Banken,  die  bereits  eigene 
Kontrollabteilungen  eingerichtet  haben,  würde  es  genügen, 
wenn  sich  die  gesetzlichen  Revisoren  auf  die  Prüfung  der 
Arbeit  dieser  Inspektorate,  d.  h.  auf  die  Art  und  Weise  der 
Durchführung  der  Kontrolle,  auf  die  Aussetzungen  der  In- 
spektoren, auf  die  Berichterstattung  an  die  Behörden  etc. 
beschränkten.^) 

Bei  dieser  Auffassung  der  Kontrolle  würden  sich  zweifellos 
Staatsanstalten  und  grosse  Banken  diesen  Vorschriften  nicht 
widersetzen.  Wenn  auch  anzuerkennen  ist,  dass  diese  grossen 
Institute,  die  einen  bedeutenden  Teil  unseres  Nationalver- 
mögens verwalten  und  die  unserer  Volkswirtschaft  grosse 
Dienste  leisten,  durchaus  solid  verwaltet  werden,  so  wird 
man  eine  solche  Kontrolle  doch  nicht  für  überflüssig  erklären 
können;  denn  auch  die  Grossbanken  haben  zeitweise  ihre 
innern  Krisen  durchgemacht. 

Nur  bei  Vorhandensein  arger  Misstände  sollten  die  Re- 
visoren berechtigt  und  verpflichtet  sein,  die  staatliche  Auf- 
sichtsbehörde von  dem  Ergebnis  der  Revision  in  Kenntnis 
zu  setzen.  Diese  hätte  dann  die  im  Interesse  der  Gläubiger 
notwendigen  weitern  Schritte  zu  treffen. 

Die  Revisoren  müssten  gegenüber  dem  Institut  und  den 
Gläubigern  gesetzlich  für  alle  Schäden  verantwortlich  ge- 
macht werden,  welche  aus  der  Verletzung  oder  Vernach- 
lässigung der  ihnen  obliegenden  Pflichten  entstünden.    Die 


*)  Vgl.  Art.  22  der  Statuten  des  Revisionsverbandes  bernischer  Banken 
und  Sparkassen  vom  16.  Okt.  1912. 
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Verwendung  von  Berufsrevisoren  lässt  solche  strenge  Mass- 
nahmen sehr  wohl  rechtfertigen;  es  wäre  dies  die  beste 
Oewähr  für  pflichtgetreue  und  genaue  Durchführung  der 
Kontrolle. 

Mit  diesen  im  grossen  gehaltenen  Vorschlägen  glauben 
wir  einen  Mittelweg  zwischen  staatlicher  Kontrolle  und 
Kontrollfreiheit  eingeschlagen  zu  haben,  der  als  eine  zu- 
friedenstellende Lösung  dieser  heiklen  Frage  angesehen 
werden  darf.  Es  ist  eine  Lösung,  die  einerseits  den  Depo- 
nenten die  bestmögliche  Sicherheit  bietet  und  die  anderer- 
seits den  Eigentümlichkeiten  der  verschiedenen  Institute  in 
weitester  Weise  Rechnung  trägt.  Der  gewandte  Berufsrevisor 
soll  dem  Verwaltungsrat  durch  seine  Berichte  zuverlässige 
Aufklärung  verschaffen  und  damit  den  Direktor  oder  Verwalter 
von  einer  oft  unangenehmen  und  zeitraubenden  Pflicht  be- 
freien. Bei  allen  Bankzusammenbrüchen  der  letzten  Zeit 
konnte  festgestellt  werden,  dass  die  Verwaltungen  über  die 
wirkliche  Lage  der  Unternehmungen  nur  ungenügend  orien- 
tiert waren  und  dass  ihnen  dadurch  eine  sichere  Grundlage 
zur  Fassung  ihrer  Beschlüsse  abging. 

Der  Revisor,  wie  wir  ihn  im  Auge  haben,  darf  nicht  der 
schroffe  und  kalte  Kritiker  sein,  wie  es  staatliche  Inspektoren 
oft  zu  sein  pflegen.  Er  muss  vielmehr  ein  vertrauter  Berater 
sein,  dem  die  Bankleitung  alles  anvertrauen  darf  und  der 
gerne  bereit  ist,  seine  vielseitigen  Erfahrungen  in  die  Dienste 
des  von  ihm  zu  revidierenden  Unternehmens  zu  stellen. 
Besonders  bei  kleinern  ländlichen  Instituten  wird  er  be- 
lehrend und  beratend  zu  wirken  haben.  Die  Berichte  an  die 
Verwaltung  soll  er  so  abfassen,  dass  die  Lage  des  Unter- 
nehmens klar  daraus  hervorgeht  und  dass  eventuell  vor- 
handene Misstände  leicht  ersichtlich  sind,  ohne  jedoch 
grundlos  scharfe  Kritik  zu  üben. 

Durch  eine  solche  Art  der  Kontrolle  wird  die  Ueber- 
wachungspfUcht  und  die  Verantwortlichkeit  der  Verwaltung 
in  keiner  Weise  aufgehoben;  der  Umstand,  dass  sie  sich 
bei  einem  solchen  eingehenden  Revisionssystem  nicht  mehr 
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auf  Nichtwissen  und  ungenügende  Orientierung  stützen  kann, 
wird  im  Gegenteil  das  Pflichtgefühl  dieser  Behörde  wesentlich 
stärken. 

Sehr  zu  begrüssen  wäre  es,  wenn  die  der  gesetzlichen 
Revisionspflicht  unterstellten  Institute  neben  dieser  Kontrolle 
durch  Gesetz  verpflichtet  würden,  ihren  Status  mindestens 
zweimal  jährlich  nach  detaiUiertem  Bilanzschema  und  mit 
ausreichender  Spezifikation  der  Effekten  zu  veröffentlichen. 
Solche  Publikationen  würden  das  Vertrauen  des  Publikums 
ganz  erheblich  steigern.  Dabei  könnten  Revisionsvermerke 
von  angesehenen  Treuhand-Gesellschaften  oder  Einzelrevisoren 
vorteilhaft  verwendet  werden.  Auch  ist  sehr  zu  wünschen, 
dass  nicht  nur  die  grossen  Handelszeitungen,  die  gewöhnlich 
in  die  untern  Bevölkerungsschichten,  welche  am  meisten  der 
Aufklärung  bedürfen,  nicht  eindringen,  diese  Berichte  wieder- 
geben, sondern  dass  auch  Lokalblätter  Mitteilungen,  die  das 
Bank-  und  Sparkassewesen  in  ihrem  Lokalrayon  betreffen, 
veröffentHchen.  Nirgends  ist  eine  sachliche  aber  scharfe 
und  ins  Detail  gehende  Finanzkritik  und  eine  ausgedehnte 
Spezifikation  der  Wertschriften  notwendiger  als  in  der  Schweiz, 
wo  enorme  Summen  in  Kassenscheinen  von  Banken  ange- 
legt werden  und  wo  die  Bankobligationenwirtschaft  einen 
Umfang  angenommen  hat,  wie  er  in  solcher  Höhe  im  Aus- 
land nirgends  zu  finden  ist.  Wenn  man  bedenkt,  dass  die 
Bankzusammenbrüche  der  letzten  Jahre,  die  unserm  Volks- 
wohlstand grosse  Wunden  geschlagen  haben,  zum  grössten 
Teil  auf  die  spekulative  Tätigkeit  der  Leiter  von  Obligationen 
ausgebenden  Instituten  zurückzuführen  sind,  so  gelangt  man 
ganz  von  selbst  zu  der  Forderung  nach  vermehrter  Publizität. 

Von  einem  weitern  Ausbau  der  Handelspresse  und  von 
einer  weitern  Verbreitung  derselben  in  den  Schichten  der 
kleinen  Sparer  darf  man  sich  viel  versprechen.  Durch  ver- 
mehrte Aufklärung  werden  sich  auch  diese  Leute  nach  und 
nach  daran  gewöhnen,  sorgsam  zu  prüfen,  mit  welchen 
Bankinstituten  sie  in  Verbindung  treten,  und  sie  werden 
auch  nicht  mehr  jedem  verlockenden  Zinsangebot  Glauben 
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schenken.  Hierin  liegt  eine  der  vornehmsten  Aufgaben  der 
Handelspresse. 

Wir  glauben,  dass  eine  gesetzliche  Regelung,  die  auf 
den  oben  erwähnten  Grundlagen  aufgebaut  wäre  und  die  so 
den  schweizerischen  Treuhand-Gesellschaften  ein  breites  Ar- 
beitsfeld eröffnen  würde,  das  Vorkommen  von  Unregelmässig- 
keiten auf  das  Mindestmass  beschränken  könnte,  und  zweifellos 
wäre  ein  grosser  Teil  der  Verluste,  von  denen  unsere  Bevölke- 
rung in  den  letzten  Jahren  betroffen  wurde,  vermieden  worden, 
wenn  solche  oder  ähnliche  Vorschriften  bestanden  hätten. 

Die  in  jüngster  Zeit  in  verschiedenen  Kantonen  von 
den  Banken  ins  Leben  gerufenen  kantonalen  Revisions- 
verbände, deren  Mitglieder  sich  freiwillig  der  Kontrolle,  sei 
es  durch  eigene  Inspektorate  (Bern,  St.  Gallen,  Zürich,  Luzern), 
sei  es  durch  Treuhand-Gesellschaften  (Aargau),  unterziehen, 
beweisen,  dass  man  in  den  leitenden  Bankkreisen  selbst  zur 
Einsicht  gelangt  ist,  dass  eine  Besserung  der  derzeitigen 
misslichen  Verhältnisse  in  erster  Linie  von  der  Einführung 
vermehrter  Kontrolle  erhofft  werden  darf. 

Ob  das  System  der  Revisionsverbände  zweckdienlich  ist, 
ob  der  Zutritt  zu  diesen  Verbänden  freiwillig  oder  obliga- 
torisch sein  soll,  ob  für  die  Ausübung  der  Kontrolle  Revisions- 
gesellschaften oder  besondere  Inspektorate  vorzuziehen  seien, 
das  alles  sind  Fragen,  die  einer  eingehenden  Prüfung  durch 
die  gesetzgebenden  Behörden  wert  sind,  zu  deren  abschliessen- 
den Beurteilung  jedoch  vorerst  die  praktischen  Erfolge  der 
kaum  seit  Jahresfrist  bestehenden  Revisionsverbände  abge- 
wartet werden  müssen. 

4.  Treuhand-Gesellschaften  oder  Einzelrevisoren? 

Es  erübrigt  uns  an  dieser  Stelle  die  Frage  zu  erörtern, 
ob  für  die  Durchführung  von  Revisionen  Treuhand-Gesell- 
schaften  oder  Einzelberufsrevisoren   den   Vorzug  verdienen. 

Vielerorts  wurde  gegenüber  den  von  Grossbanken  ge- 
gründeten Treuhand-Gesellschaften  der  Vorwurf  erhoben,  dass 
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sie  von  ihrem  Mutterinstitute  finanziell  abhängig  seien  und 
dass  ihnen  deshalb  die  zu  der  Ausübung  der  Revisionspraxis 
notwendige  NeutraHtät  und  Diskretion  abgehe. 

Sowohl  die  Schweiz.  Treuhand -Gesellschaft,  wie  auch 
alle  bedeutenden  deutschen  Treuhand  -  Gesellschaften,  sind 
von  Grossbanken  ins  Leben  gerufen  worden.  Im  allgemeinen 
war  es  das  Bedürfnis  nach  erhöhter  Sicherheit  in  der  Kredit- 
gewährung, das  Banken  oder  Bankkonzerne  zu  diesen  Grün- 
dungen veranlasste.  Sie  beabsichtigten  damit,  ihnen  nahe- 
stehende zuverlässige  Revisionsinstanzen  zu  schaffen,  um 
sich  durch  dieselben  über  den  Stand  der  von  ihnen  ab- 
hängigen Betriebe  informieren  zu  können,  oder  auch  um 
grössere  Kredite  beanspruchenden  Unternehmungen,  deren 
Geschäftslage  nicht  zur  Genüge  bekannt  war,  Gelegenheit  zu 
geben,  die  Richtigkeit  der  vorgelegten  Bilanzen  bescheinigen 
zu  lassen. 

Das  Bestreben  der  Grossbanken,  auf  diese  Weise  grobe 
Schwindeloperationen  und  dadurch  entstehende  Verluste  so- 
weit als  möglich  zu  verhindern,  ist  im  Interesse  vermehrter 
Solidität  im  Bankgewerbe  sehr  zu  begrüssen.  Solche  Mass- 
nahmen kommen  nicht  nur  den  betreffenden  Banken,  sondern 
in  weitem  Masse  auch  der  Oeffentlichkeit  zugute. 

Durch  diese  Vorkehren  ergibt  sich  aber  in  keiner  Weise 
ein  Abhängigkeitsverhältnis  zwischen  Treuhand  -  Gesellschaft 
und  Grossbank,  und  Vorwürfe,  dass  dadurch  die  Neutralität 
der  erstem  Einbusse  erleide,  sind,  wie  die  Erfahrung  lehrt, 
völlig  ungerechtfertigt.  Es  sind  bisher  weder  bei  der  Schwei- 
zerischen- noch  bei  deutschen  Treuhand-Gesellschaften  Fälle 
bekannt  geworden,  dass  aus  diesem  Umstände  Unregel- 
mässigkeiten oder  Indiskretionen  vorgekommen  wären. 

Um  dem  Grundsatz  weitgehendster  Verschwiegenheit  zu 
huldigen,  werden  bei  der  Schweiz.  Treuhand -Gesellschaft 
Berichte  über  bei  Dritten  vorgenommene  Revisionen  dem 
Verwaltungsrat  nicht  bekannt  gegeben,  oder  dann  nur  auf 
ausdrücklichen  Wunsch,  oder  mit  ausdrücklicher  Erlaubnis 
des  Auftraggebers.     Diese  Massregel   wurde   ergriffen,    um 
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für  den  Fall,  dass  Mitglieder  des  Verwaltungsrates  der  Treu- 
hand-Gesellschaft zugleich  Mitglieder  des  Verwaltungsrates  des 
Schweiz.  Bankvereins  sein  sollten,  zum  vorneherein  allen 
Bedenken  vorzubeugen.*)  Aehnhche  Bestimmungen  haben 
auch  deutsche  Treuhand-Gesellschaften  in  ihre  Statuten  oder 
in  ihre  Geschäftsreglemente  aufgenommen. 

Diese  Massnahmen  zeigen  zur  Genüge,  dass  es  der  feste 
Wille  der  Treuhand-Gesellschaften  selbst  ist,  eine  vollständig 
autonome  und  unabhängige  Stellung  einzunehmen  und  dass 
in  dieser  Beziehung  geäusserte  Bedenken  und  Vorwürfe  nicht 
stichhaltig  sind. 

In  der  Neuen  Zürcher  Ztg.  No.  242,  1910  schreibt  ein 
Einsender,  dass  eine  Treuhand-Gesellschaft  von  Anfang  an 
das  weitreichendste  Vertrauen  gewonnen  hätte,  wenn  sie  die 
Schweiz.  Nationalbank  unter  ihre  Fittiche  genommen  hätte, 
und  dass  dieser  letztern  durch  Androhung  der  Diskonto- 
sperre ein  Mittel  an  die  Hand  gegeben  wäre,  um  die  all- 
gemeine Anwendung  einer  derartigen  Institution  in  äusserst 
wirksamer  Weise  zu  fördern. 

Die  Angliederung  einer  Treuhand  -  Gesellschaft  an  die 
Nationalbank  wäre  mit  dem  amtlichen  und  nationalen  Cha- 
rakter derselben  nicht  vereinbar.  Ueberdies  ist  der  Geschäfts- 
kreis der  Schweiz.  Nationalbank  durch  Bundesgesetz  vom 
6.  Oktober  1905  genau  umschrieben  und  eine  derartige  Er- 
weiterung desselben  wäre  unzulässig.  Was  von  strengen 
Zwangsmassnahmen,  wie  die  vorgeschlagene  Diskontosperre 
etc.  zu  erwarten  ist,  wurde  im  vorhergehenden  zur  Genüge 
erwogen. 

Einen  weitern  Nachteil  der  Treuhand-Gesellschaften  er- 
sehen besonders  die  Einzdrevisoren  in  dem  Umstand,  dass 
diese  Institute  eine  Kollektivität  bilden,  und  dass  dadurch 
der  persönliche  Kontakt  zwischen  Auftraggeber  und  Revisor 
in  zweite  Linie  trete. 


*)  Vgl.  Referat   „Zur  Revisorenfrage"  von  Dir.  Rehr.  Separatabdruck 
aus  der  Schweiz.  Jur.  Ztg.  vom  15.  Juli  1912.    S.  3. 
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Das  Moment  der  persönlichen  Bekanntschaft  spielte 
früher  bei  der  Uebergabe  von  Revisionen  gewiss  eine  grosse 
Rolle.  Man  konnte  es  nicht  leicht  über  sich  bringen,  sich 
in  einer  Vertrauenssache,  wie  es  doch  die  Revision  eines 
Geschäftes  in  ausgesprochenem  Masse  ist,  an  eine  Aktien- 
gesellschaft zu  wenden.  In  den  letzten  Jahren  sind  solche 
Bedenken  jedoch  mehr  und  mehr  geschwunden  und  das 
Moment  der  persönlichen  Bekanntschaft  und  des  persönlichen 
Vertrauens  spielt  heute  nur  noch  in  kleinen  Privatbetrieben 
eine  ausschlaggebende  Rolle.  Zudem  pflegt  z.  B.  die  Schweiz. 
Treuhand-Gesellschaft,  besonders  bei  ständigen  und  perio- 
dischen Revisionen,  die  Unternehmen,  soweit  dies  zweck- 
dienhch  ist,  durch  dieselben  Revisoren  kontrollieren  zu  lassen. 
Dagegen  bieten  aber  die  Treuhand-Gesellschaften  gegen- 
über den  Einzelrevisoren  in  mehrfacher  Beziehung  nicht  un- 
erhebliche Vorzüge. 

Auch  in  der  Revisionstätigkeit  spielt  die  Spezialisierung 
nach  Branchen  eine  gewichtige  Rolle.  Auch  ein  sehr  tüchtiger 
Einzelrevisor  wird  nicht  in  der  Lage  sein,  in  verschieden- 
artigen grössern  Betrieben  gleich  erspriessliche  Arbeit  zu 
leisten.  Dagegen  ermöglicht  es  die  grosse  Zahl  von  Revi- 
soren den  Treuhand-Gesellschaften,  die  Revisorenarbeit  zu 
spezialisieren  und  den  verschiedenartigen  Unternehmungen 
speziell  ausgebildete  Revisoren  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Mit  der  Revisionstätigkeit  verknüpfen  sich  aber  auch 
vielfach  Fragen  rechtlicher  Natur  und  auch  in  dieser  Be- 
ziehung sind  die  Treuhand-Gesellschaften  mit  Fachmännern 
versehen.  Für  die  Revision  grösserer  Betriebe  und  in  Fällen, 
wo  es  sich  um  rasche  Aufstellung  eines  Status  handelt,  ist 
die  Treuhand-Gesellschaft  jederzeit  in  der  Lage,  den  Auftrag- 
gebern eine  grössere  Zahl  ausgebildeter  Beamten  gleichzeitig 
zur  Verfügung  zu  stellen.  Solche  Revisionen  werden  von 
mehreren  erfahrenen  Revisoren  bei  Zusammenarbeit  in  ver- 
hältnismässig viel  kürzerer  Zeit  ausgeführt  als  von  einem 
Einzelrevisor,  was  auf  die  Kosten  der  Revision  von  nicht  zu 
unterschätzendem  Einfluss  ist. 
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Ferner  gewinnen  die  Berichte  durch  die  mehrfache 
Durchprüfung  durch  vorgesetzte  Instanzen,  wie  schon  früher 
bemerkt,  erheblich  an  Wert  und  an  Zuverlässigkeit.  Dazu 
kommt,  dass  es  dem  mit  der  Revision  beauftragten  Beamten, 
der  bloss  seiner  Gesellschaft  untersteht,  und  nur  dieser  gegen- 
über verantwortlich  ist,  viel  leichter  sein  wird,  unparteiisch 
und  unabhängig  seines  Amtes  zu  walten,  als  wenn  er  der 
direkte  Beauftragte  oder  Angestellte  des  zu  untersuchenden 

Betriebes  ist. 

Schliesslich  haben  die  Treuhand -Gesellschaften  gegen- 
über den  Einzelrevisoren  noch  das  voraus,  dass  bei  ihnen 
auch  die  finanzielle  Verantwortlichkeit  reichlich  verbürgt  ist. 
Das  Gesellschaftskapital  trägt  den  Charakter  eines  Garantie- 
fonds, der  sie  in  die  Lage  setzt,  für  eventuelle  Schaden- 
ersatzansprüche aufzukommen. 

Unseres  Erachtens  ist  aus  diesen  Gründen  für  die  Durch- 
führung der  Revision  bei  grösseren  kaufmännischen  und  in- 
dustriellen Betrieben  den  Treuhand-Gesellschaften  gegenüber 
den  Einzelrevisoren  der  Vorzug  zu  geben. 
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A.  Die  Zürcher  Treuhand -Vereinigung. 


Dieses  Institut  wurde  im  November  1910  aus  privater 
Initiative  in  Form  einer  Aktiengesellschaft  gegründet. 

Der  von  der  Gesellschaft  kurz  nach  der  Gründung  lan- 
cierte Prospekt  sagt  u.  a. : 

„Die  Zürcher  Treuhand-Vereinigung  ist  das  jüngste  in  der  stattlichen 
Reihe  ähnlicher  Institute,  die  im  Laufe  des  letzten  Jahrzehntes  in  Deutsch- 
land und  der  Schweiz  entstanden  sind.  Im  Gegensatz  zu  allen  diesen 
verdankt  sie  ihre  Entstehung  nicht  einer  Grossbank  oder  einer  Gruppe 
von  Banken,  sondern  der  Initiative  von  privaten  Kapitalisten,  praktischen 
Kaufleuten  und  Juristen,  welche  in  der  Unabhängigkeit  von  jedem  Bank- 
konzern eine  Voraussetzung  der  absoluten  Neutralität  sahen,  ohne  welche 
eine  Treuhandunternehmung  in  der  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  stets  be- 
schränkt sein  wird." 

Es  wurde  oben  darauf  hingewiesen,  dass  bei  der  Schweiz. 
Treuhand-Gesellschaft,  wie  auch  bei  den  meisten  deutschen 
Treuhand-Gesellschaften,  eine  solche  direkte  Abhängigkeit  von 
Grossbanken  oder  von  Bankgruppen  nicht  besteht,  dass  es 
dagegen  für  die  Ausübung  einer  ganzen  Reihe  von  Treu- 
händergeschäften für  die  betreffenden  Gesellschaften  von  Vor- 
teil ist,  mit  grossen  Bankinstituten  in  naher  Beziehung  zu 
stehen.  Damit  soll  gesagt  sein,  dass  wir  in  dem  Umstand  der 
privaten  Gründung  keinen  besondern  Vorteil  erblicken  und 
dass  unseres  Erachtens  kein  Grund  vorliegt,  die  absolute 
Neutralität  der  durch  Banken  gegründeten  Treuhandinstitute 
anzuzweifeln. 

Zweck  der  Zürcher  Treuhand-Vereinigung  (§  2  der  Sta- 
tuten) sind  alle  Geschäfte,  die  im  Tätigkeitsbereich  einer  Treu- 
hand-Unternehmung liegen,  insbesondere: 
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1.  Die  Uebernahme  des  Amtes  als  Pfandhalter  oder  Treuhänder 
(Trustee)  in  allen  Formen ; 

2.  die  Uebernahme  der  ständigen  Vertretung  der  gemeinsamen  Rechte 
der  Besitzer  von  Schuldverschreibungen; 

3.  die  Errichtung  von  Schutzvereinigungen  der  Besitzer  von  Aktien 
und  Obligationen  etc.,  bezw.  die  Teilnahme  an  solchen; 

4.  die  Uebernahme  von  dauernden  oder  vorübergehenden  Ueber- 
wachungs-  und  Revisionsfunktionen  und  ähnliche  Tätigkeiten; 

5.  die  Uebernahme  des  Amtes  als  Testamentsvollstrecker; 

6.  die  Verwaltung  von  mobilem  und  immobilem  Vermögen  auch  in 
der  Form  fiduziarischer  Uebertragung  des  Eigentums  an  die  Gesellschaft; 

7.  die  Uebernahme  der  formellen  Geschäftsführung  von  Aktiengesell- 
schaften, deren  eigentlicher  Geschäftsbetrieb  ausserhalb  der  Schweiz  liegt, 
sowie  die  formelle  Leitung  oder  die  Uebernahme  des  Sekretariats  von 
Konsortien,  Syndikaten  etc.; 

8.  die  Durchführung  der  formellen  Gründung  von  Gesellschaften,  die 
Besorgung  von  Kapitalerhöhungen  und  Reorganisationen,  Liquidationen, 
sowie  von  Konkursverwaltungen; 

9.  die  Bildung  von  Schiedsgerichten  und  die  Uebernahme  des  Sekre- 
tariats von  solchen; 

10.  alle  mit  den  vorstehend  bezeichneten  Tätigkeiten  und  der  Er- 
füllung des  allgemeinen  Gesellschaftszweckes  in  Verbindung  stehenden 
Geschäfte  und  Funktionen,  einschliesslich  der  Beteiligung  an  ähnlichen 
Unternehmungen.  Nicht  gestattet  ist  die  Akzeptierung  von  Wechseln  und 
die  Gewährung  von  Blankokrediten. 

Dieses  Geschäftsprogramm  stimmt  im  allgemeinen  mit 
demjenigen  der  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  überein.  Die 
sub  7  und  9  erwähnten  Geschäftszweige,  die  im  Arbeits- 
programm der  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft  nicht  speziell 
angeführt  sind,  werden  von  der  letzteren  auch  ausgeführt,  da 
sie  mit  dem  allgemeinen  Tätigkeitsfeld  der  Treuhand-Unter- 
nehmungen in  Zusammenhang  stehen. 

Das  Kapital  der  Zürcher  Treuhand-Vereinigung  betrug 
ursprünglich  Fr.  440000.— ,  wovon  Fr.  88000.—  einbezahlt 
waren.  Im  November  1912  wurde  dasselbe  auf  Fr.  800  000.— 
erhöht,  davon  sind  20  7o  einbezahlt.  Der  Nominalwert  der 
Aktien  beträgt  Fr.  2000.  — ;  dieselben  sind  auf  den  Namen 
ausgestellt. 

§  4  der  Statuten  berechtigt  die  Verwaltung,  das  Kapital 
innert  der  der  Gründung  folgenden  drei  Jahre  auf  Fr.  500000. — 
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:zu  erhöhen.  (In  der  am  2.  April  1912  stattgehabten  ersten 
ordentlichen  Generalversammlung  wurde  durch  Abänderung 
dieses  Paragraphen  dem  Verwaltungsrat  Vollmacht  erteilt, 
das  Aktienkapital  durch  Ausgabe  neuer  Aktien  bis  auf 
Fr.  1000000.—  zu  erhöhen.) 

Für   denjenigen   Teil   des  Nominalbetrages  der  Aktien, 
der  bis  zum  Zeitpunkt  des  zweiten  Rechnungsabschlusses  der 
Gesellschaft  nicht  einberufen  wurde,  hatten  die  Aktionäre  Ver- 
pflichtungsscheine auszustellen.    Diese  Verpflichtungsscheine 
dürfen  von  der  Gesellschaft  weder  veräussert  noch  in  irgend 
einer  Weise   belastet  werden.    Bei   Uebertragung  der  Aktie 
sind  die  von   dem  Veräusserer   für  den    nicht  einbezahlten 
Teil   ausgestellten   Verpflichtungsscheine  ihm   nach   erfolgter 
Hinterlegung  gleichlautender  Verpflichtungsscheine   des   Er- 
werbers  zurückzugeben    (§  9  der  Statuten  Abs.  3).    Wir  er- 
wähnen dies  hier  speziell,  weil  anlässlich  der  Veröffentlichung 
des  ersten  Geschäftsberichtes  dieser  Gesellschaft  in  der  Presse 
die  Meinung  vertreten  wurde,  dass  es  wichtig  wäre,  zu  wissen, 
inwieweit  das  nicht  einbezahlte  Aktienkapital  in  Form  von  Ver- 
pflichtungsscheinen die  Funktion  eines  Garantiekapitals  ausübt. 
Bis  zum   zweiten   Rechnungsabschluss  der  Gesellschaft 
(31.  Dezember  1912)  beruhte  die  Verpflichtung  der  Aktionäre 
zur  Einzahlung  des   vollen   Nominalwertes  auf  dem  Zeich- 
nungsschein und  auf  den  einschlägigen  gesetzlichen  Bestim- 
mungen des  Art.  637  Abs.  7,  O.  R.     Der  später  ausgestellte 
Verpflichtungsschein  ist  lediglich   ein  Ersatz   für  den  Zeich- 
nungsschein,  der  bei   Uebertragung  nicht  voll   einbezahlter 
Namensaktien  notwendig  wird. 

Der  geschäftsleitende  Ausschuss  dieser  Gesellschaft  be- 
steht aus  einem  Präsidenten,  der  zugleich  Präsident  des 
Verwaltungsrates  ist,  einem  juristischen  und  einem  kaufmän- 
nischen Delegierten;  beide  sind  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
rates. 

Die  Zusammensetzung,  die  Amtsdauer  und  die  Pflichten 
und  Rechte  der  Verwaltung  und  der  Kontrollstelle  werden 
innerhalb  der  gesetzlichen  Grenzen  durch  ein  auf  Antrag  der 
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Verwaltung   von   der  Generalversammlung  festgesetztes  Ver- 
waltungsreglement bestimmt. 

Für  die  Geschäftsführung  gelten  nach  §  24  der  Statuten 
folgende  Grundsätze: 

a)  Mindestens  die  Hälfte  des  jeweilen  einbezahlten  Aktienkapitals 
soll  in  festverzinslichen  Wertpapieren  angelegt  sein  und  darf  durch  keinerlei 
Schuldverbindlichkeiten  der  Gesellschaft  direkt  oder  indirekt  beansprucht 
werden. 

b)  Der  Ankauf  von  Wertpapieren  für  eigene  Rechnung  der  Gesell- 
schaft unterliegt  stets  der  Genehmigung  der  Verwaltung  oder  einer  Kom- 
mission derselben. 

c)  Schuldverbindlichkeiten  der  Gesellschaft,  welche  nicht  auf  grund- 
sätzlich genehmigten  Geschäftsformeln  beruhen,  bedürfen  der  Genehmigung 
der  Verwaltung. 

d)  Zur  Wahrung  der  absoluten  Diskretion  sind  die  nötigen  Mass- 
nahmen zu  treffen.  Zu  diesem  Zwecke  sind  diejenigen  Akten  und  Papiere^ 
welche  von  der  Geschäftsführung  als  „diskret"  bezeichnet  werden,  der 
Einsicht  der  nicht  geschäftsführenden  Mitglieder  der  Verwaltung  verschlossen. 

e)  Beschlüsse,  welche  diskrete  Geschäfte  betreffen,  sind  von  der  Ge- 
schäftsführung der  Verwaltung  unter  Weglassung  der  Namen  zur  grund- 
sätzlichen Genehmigung  zu  unterbreiten. 

f)  Die  Kontrolle  der  Geschäftsführung,  der  Wertpapierdepots,  sowie 
die  Durchführung  der  Beschlüsse  der  Verwaltung  ist  einer  Kontrollstelle 
zu  übertragen,  die  aus  mindestens  zwei  Personen  besteht. 

Als  Revisoren  sind  sachkundige  Männer  der  Generalversammlung 
vorzuschlagen,  deren  Beruf  und  soziale  Stellung  und  Charakter  ihre  ab- 
solute Neutralität  und  Verschwiegenheit  verbürgt. 

g)  Die  Revisoren  sind  zu  verpflichten,  in  bestimmten  Intervallen  ihre 
Revision  vorzunehmen  und  über  besondere  Beobachtungen  der  Verwaltung 
sofort  Bericht  zu  erstatten. 

h)  Die  Geschäftsführung  (Delegierte  der  Verwaltung  oder  Direktoren> 
hat  vierteljährlich  Bilanzen  und  Geschäftsrapporte,  die  durch  die  Revisoren 
nachgeprüft  worden  sind,  der  Verwaltung  vorzulegen. 

Die  Haupttätigkeit  der  Zürcher  Treuhand-Vereinigung  be- 
steht, wie  auch  bei  der  Schweiz.  Treuhand-Gesellschaft,  in 
der  Durchführung  einmaliger  und  ständiger  Revisionen.  Laut 
Geschäftsbericht  wurden  solche  während  der  ersten  Geschäfts- 
periode in  46  Betrieben  verschiedenster  Art  vorgenommen. 

Neben  dem  Revisionsgeschäft  stellt  die  Gesellschaft  Liqui- 
dationen und  Sanierungen  in  den  Vordergrund  ihrer  Tätigkeit. 
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Während  der  ersten  Geschäftsperiode  wurden  ihr  die  Liqui- 
dationen der  Aktiengesellschaft  St.  Georgen  i.  L.  und  der 
Automobilfabrik  Orion  i.  L.  übertragen. 

Bei  der  Durchführung  von  Liquidationen  befolgt  die  Zür- 
cher Treuhand-Vereinigung  folgendes  Verfahren :  Der  Schuld- 
ner überträgt  seine  gesamten  Aktiven  der  Gesellschaft  in 
fiduziarisches  Eigentum.  Diese  letztere  liquidiert  die  Aktiven 
für  Rechnung  der  Gläubiger  und  verteilt  den  Erlös  gleich- 
massig  unter  diese.  Renitente  Gläubiger  werden  durch  gericht- 
lichen Nachlassvertrag  gezwungen,  sich  diesem  Vorgehen  zu 
fügen. 

Zur  Zeit  fungiert  die  Zürcher  Treuhand-Vereinigung  als 
Pfandhalterin  für  ein  hypothekarisch  gesichertes  Obligatio- 
nenanleihen der  Schuhfabrik  Frauenfeld  im  Betrage  von 
Fr.  2000000.—. 

Auch  auf  dem  Gebiete  der  Vermögensverwaltung  und 
Willensvollstreckung  hat  sich  die  Zürcher  Treuhand- Vereini- 
gung bisher  betätigt. 

Für  die  formelle  Seite  der  Vermögensverwaltung  nimmt 
diese  Gesellschaft  grundsätzlich  die  Dienste  einer  Bank,  nach 
freier  Wahl  des  Auftraggebers,  in  Anspruch.  Je  nach  Auftrag 
werden  die  Titel  bei  der  Bank  auf  den  Namen  der  Treuhand- 
Vereinigung  oder  auf  den  Namen  des  Eigentümers  in  Ver- 
wahrung gegeben.  Im  ersteren  Falle  bleibt  der  Bank  der 
Name  des  Deponenten  unbekannt.  Dieser  geniesst  so  die 
Vorzüge  des  offenen  Depots,  ohne  dabei  seinen  Namen  be- 
kannt zu  geben.  Diese  Form  der  Verwahrung  nennt  die 
Zürcher  Treuhand- Vereinigung  Fiduziar-Depot.  Durch  Vertrag 
wird  dabei  dem  Eigentümer  Garantie  gegeben,  dass  ohne 
seine  Zustimmung  über  die  bei  der  Bank  hinterlegten  Titel 
nicht  verfügt  werden  darf.  Bei  der  Bank  werden  die  Depots 
durch  Stichwörter  bezeichnet. 

Bei  Verwahrung  der  Titel  auf  den  Namen  des  Eigentümers 
fungiert  die  Treuhand-Vereinigung  als  Mittelsmann  zwischen 
Klient  und  Bank.  Dadurch  wird  der  Klient  des  direkten  Ver- 
kehrs mit  der  Bank  enthoben,   was  besonders  geschäftsun- 
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kundigen  Frauen  angenehm  sein  mag.  Auch  bei  dieser  Art 
der  Deponierung  werden  die  Kompetenzen  der  Treuhand- 
Vereinigung  durch  die  ihr  erteilte  Vollmacht  umgrenzt. 

Für  die  Vermögensverwaltung  hat  die  Zürcher  Treuhand- 
Vereinigung  eine  spezielle  Lose-Blätter-Buchhaltung  einge- 
richtet. Dem  Kunden  werden  alle  Mitteilungen,  statt  in  Form 
von  Briefen,  in  Form  von  Folien  des  Lose-Blätter-Buches  zu- 
gestellt, wodurch  dessen  Buchführung  automatisch  nach- 
geführt wird. 

Die  Zürcher  Treuhand- Vereinigung  übernimmt  auch  Ka- 
pitalien mit  der  Verpflichtung  zur  Leistung  von  jährlichen 
Renten.  Hiebei  wird  die  Rückzahlung  des  Kapitals  durch 
eine  Bank,  ein  Versicherungsinstitut  oder  eventuell  durch 
einen  zweiten  Treuhänder  garantiert.^) 

Die  Abschlussbilanz  dieser  Gesellschaft  per  3L  Dezem- 
ber 1912  zeigt  folgende  Situation: 

Fr.  800,000.- 

„  162,123.65 

„  20,000.— 

„  20,000.  - 

„      11,269.88 


i 


Nicht  einbezhaltes 

Aktienkapital     . 

Kassa,   Bank    und 

Postcheck 
Debitoren    . 
Wertschriften 
Kauüonskonto 
Mobilienkonto 


Fr.    640,000.- 

200.619.83 
54,069. 25 

102,317.15 

11,387.30 

5,000.  — 

Fr.  1,013,393.53 


Aküenkapital  .  . 
Kreditoren  .  .  . 
Reservekonto  .  . 
Dispositionsfonds . 
Gewinn-  und  Ver- 
lustkonto .  .  . 
(1911:  Fr.  7974. 27) 


Fr.  1,013,393.53 


Die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  zeigt  ein  Brutto-Ge- 
schäftserträgnis  von  Fr.  82,565,19,  wovon  Fr.  1574.27  auf 
den  Gewinnvortrag  von  1911,  Fr.  74  062.75  auf  Provisionen 
und  Fr.  6928. 17  auf  Zinsen  entfallen.  Diesem  Bruttoertrag 
stehen  an  Abschreibungen  auf  Mobilien  Fr.  5754.  96  und  an 
Handlungsunkosten  Fr.  65  540.  35  gegenüber. 

Ein  Vergleich  des  Provisionen-  und  des  Unkostenkontos 
lässt  leicht  erkennen,  dass  auch  bei  der  Zürcher  Treuhand- 
Vereinigung  der  Hauptteil  der  Erträgnisse  und  der  Handlungs- 


i)  Vgl.  Flugblatt  No.  2  der  Zürcher  Treuhand-Vereinigung. 
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Unkosten  aus  dem  Revisionsgeschäft  herrührt.  ^)  Der  Ge- 
schäftsbericht pro  1912  bemerkt  hiezu: 

„Unsere  Aufmerksamkeit  gaU  vor  allem  der  Pflege  der  Revisions- 
tätigkeit; die  Bildung  eines  Stammes  vollwertiger  Revisoren  ist  uns  in 
erfreulicher  Weise  gelungen.  Wir  können  auch  feststellen,  dass  sich  der 
Kreis  unserer  Revisionsklienten  in  regelmässiger  Weise  erweitert. 

Das  Ergebnis  der  Jahresrechnung  zeigt,  wie  unberechtigt  die  vielfach 
in  der  Presse  betonten  Klagen  über  hohe  Revisionshonorare  sind.  Die 
Gewinnmarge,  welche  das  Revisionsgeschäft  lässt,  ist  eine  äusserst  knappe, 
und  nur  die  grösste  Beschränkung  der  Generalspesen  wird  es  Treuhand- 
Unternehmungen,  die  auf  dem  Revisionsgeschäft  beruhen,  erlauben,  auf 
ihre  Rechnung  zu  kommen." 

Die  Wertschriften,  aus  denen  sich  das  Portefeuille  der 
Gesellschaft  zusammensetzt,  werden  im  Geschäftsbericht  je- 
weilen  detailliert  angegeben. 

Während  der  beiden  ersten  Geschäftsperioden  wurde  auf 
das  einbezahlte  Aktienkapital  eine  Jahresdividende  von  5  7» 
zur  Verteilung  gebracht. 

In  einer  ausserordentlichen  Generalversammlung  vom 
19.  Dezember  1912  wurde,  um  Verwechslungen  zu  vermeiden, 
die  Firma  „Zürcher  Treuhand-Vereinigung"  in  „Fides",  Treu- 
hand-Vereinigung, umgewandelt. 


1)  Vgl.  oben  S.  44  ff. 
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B.  Die  Allgemeine 
Treuhand-  und  Revisionsgesellschaft  Basel. 

Unter  dieser  Firma  ist  mit  Sitz  in  Basel  am  8.  Juni  1912 
eine  Aktiengesellschaft  gegründet  worden. 

Nach  Art.  3  der  Statuten  bezweckt  die  Gesellschaft: 

1.  Annahme  von  vorübergehenden  oder  dauernden  Ueberwachungs- 
und  Revisionsfunktionen  inkl.  Prüfungen  von  Bilanzen,  Abrechnungen, 
Inventuren  etc.,  Bücherexpertisen,  kaufmännische  Kontrolle  von  öffentlichen 
Verwaltungen  und  Betrieben. 

2.  Uebernahme  der  Kontrollstelle  von  Aktiengesellschaften,  Kommandit- 
Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften,  Kollektivgesellschaften  (Han- 
delsgesellschaften), Privatfirmen.  Genossenschaften  und  Vereinen. 

3.  Gründung  von  Gesellschaften,  Konsortien,  Syndikaten,  Vermittlung 
von  Kommanditen  auf  Grundlage  von  Partialkommanditen,  Reorganisationen, 
Liquidationen,  Konkurs-  und  anderer  Verwaltungen,  Vertretungen  als  Gläu- 
bigerausschuss  etc. 

4.  Vertretung  der  gemeinsamen  Rechte  von  Besitzern  von  Obligationen 
oder  Schuldverschreibungen,  Errichtung  von  Schutzvereinigungen  der 
Besitzer  von  Aktien  und  Obligationen,  eventuell  Teilnahme  an  solchen 
Vereinigungen,  Vertretung  an  Generalversammlungen. 

5.  Untersuchung  von  Moratorien  bezw.  Stundungsgesuchen,  von 
gerichtlichen  und  aussergerichtlichen  Nachlassverträgen,  Vertretungen  gegen- 
über Nachlassmassen. 

6.  Bildung  von  Schiedsgerichten  oder  Uebernahme  der  Leitung  oder 
des  Sekretariates  von  Schiedsgerichten. 

7.  Uebernahme  der  Pfandhalter-  bezw.  Treuhänderfunktionen. 

8.  Ausstellung  von  Depotscheinen,  Zertifikaten  und  dergleichen  für 
deponierte  Werttitel. 

9.  Ueberhaupt  alle  Transaktionen,  welche  mit  den  vorgenannten 
Revisionen,  Verwaltungs-  und  Treuhandgeschäften  oder  der  Anlage  der 
Mittel  der  Gesellschaft  oder  mit  der  Organisation,  Reorganisation  und 
Kontrolle  kaufmännischer  oder  industrieller  Unternehmungen  zusammen- 
hängen. 
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Das  Gesellschaftskapital  von  Fr.  500  000.—  ist  in  500 
auf  den  Namen  lautende  Aktien  von  Fr.  1000.—  eingeteilt. 
Für  jede  Aktie  sind  vorerst  207»  in  bar  einbezahlt.  Die 
weitern  Einzahlungen  können  nötigenfalls  vom  Verwaltungsrat 
nach  einmonatlicher  Voranzeige,  jedoch  jeweilen  höchstens 
2070,  eingefordert  werden. 

DerVerwaltungsrat  ist  befugt,  weitere  Zweigniederlassungen 
oder  Agenturen  zu  errichten. 

Die  Gesellschaft  wurde  aus  privater  Initiative  gegründet. 
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C    Die  Schweizerische 
Revisionsgesellschaft,  A.-Q.  Zürich. 


Diese  Gesellschaft  wurde  am  3.  Oktober  1912  in  Zürich 
gegründet.  Die  Gründung  entsprang  der  Initiative  der  Bank 
in  Winterthur,  der  Aargauischen  Kreditanstalt,  der  Bank  in 
Zofingen  und  der  Bank  in  Baden.  (Schweiz.  Bankgesellschaft.) 

Die  Gesellschaft  bezweckt  in  erster  Linie,  den  Banken  und 
Sparkassen  ein  Mittel  an  die  Hand  zu  geben,  ihren  Status 
durch  Fachleute  eingehend  prüfen  zu  lassen ;  sie  richtet  des- 
halb ihr  Hauptaugenmerk  auf  die  Durchführung  von  Revi- 
sionen bei  solchen  Instituten. 

Das  Gesellschaftskapital  beträgt  Fr.  500,000.  —  und  ist 
mit  2070  einbezahlt;  es  kann  aber  durch  einfachen  Beschluss 
der  Verwaltung  auf  2  Millionen  Franken  erhöht  werden. 
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D.  Der  Treuhand  -Verband 
schweizerischer  Bücherrevisoren. 


Dieser  Verband  wurde  am  6.  Juli  1913  in  Zürich  gegründet. 

Laut  Zeitungsmeldungen  ^)  beabsichtigt  diese  Organisation, 
für  den  Geschäftsverkehr  der  dem  Verbände  angeschlossenen 
Revisoren  verbindliche  Normen  aufzustellen,  Fachprüfungen 
und  Vorbereitungskurse  einzurichten,  die  Mitglieder  gegen 
berufliche  Haftpflicht  zu  versichern,  einen  Verbandstarif  auf- 
zustellen und  Geschäftsstellen  zur  Uebernahme  von  Aufträgen 
einzurichten.  „Aufgenommen  werden  nur  solche  Revisoren, 
die  die  genügende  Gewähr  für  die  Erfüllung  der  aufgestellten 
Normen  bieten.  Unter  anderm  wird  ein  guter  Leumund  und 
eine  Niederlassung  von  mindestens  fünf  Jahren  in  der  Schweiz 
gefordert.  Wer  nach  dem  1.  Mai  1913  den  Beruf  eines  Re- 
visors übernommen  hat,  muss  sich  einer  vom  Verbände  vor- 
gesehenen Fachprüfung  unterziehen.  Wer  den  Beruf  eines 
Bücherrevisors  nicht  selbständig  ausübt,  kann  als  freies  Mit- 
glied beitreten.  Vom  1.  Juli  1914  an  darf  niemand  mehr 
als  MitgUed  aufgenommen  werden,  der  die  Fachprüfung,  über 
die  besondere  Bestimmungen  aufgestellt  werden,  nicht  be- 
standen hat.  Ein  Verbandsmitglied  darf  nur  mit  Verbands- 
mitgliedern in  ein  Gesellschaftsverhältnis  eintreten ;  Aufträge, 
die  es  aus  irgend  einem  Grund  nicht  übernimmt,  muss  es 
einem  Verbandskollegen  zuweisen;  keine  Person  soll  in  seinem 
Namen  als  Bücherrevisor  fungieren  dürfen.  Der  organisierte 
Revisor  darf  sich  weder  direkt  noch  indirekt  an  Geschäften 


1)  Vgl.  Berner  Intelligenzblatt  vom  12.  Juli  1913. 
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von  Börsenmaklern,  Agenten  oder  Sensalen  beteiligen,  oder 
aus  solchen  Geschäften  Provisionen  oder  andere  Anteile  be- 
ziehen. Er  muss  überhaupt  alle  Geschäfte  vermeiden,  die 
sich  nicht  mit  dem  seriösen  Charakter  des  Revisionswesens 
vertragen.  Ja,  er  muss  alle  Reklamedrucksachen  und  Pro- 
spekte dem  Vorstand  zur  Genehmigung  vorlegen  und  darf 
vom  1.  Juli  1914  an  überhaupt  keine  Reklame  machen,  als 
Anzeigen  von  Geschäftseröffnung,  Firmen-  und  Adressen- 
änderung.    Die  Mitgliedschaft  allein  soll  Reklame  sein." 

Die  Ziele  dieser  Vereinigung  entsprechen  hiernach  im 
grossen  und  ganzen  denjenigen  des  im  Jahre  1898  gegründe- 
ten „Verbandes  deutscher  Bücherrevisoren".  ^) 

Eine  baldige  gesetzHche  Regelung  der  Berufsausbildung 
von  Bücherrevisoren  steht  mit  der  Weiterentwicklung  der  Treu- 
hand- und  Revisionsgesellschaften  und  mit  der  Lösung  der 
oben  besprochenen  Revisionsfrage  bei  Aktiengesellschaften 
und  Banken  in  engstem  Zusammenhang,  da  ja  die  Bildung 
eines  tüchtigen  Revisorenstandes  die  erste  Voraussetzung  aller 
dieser  Bestrebungen  ist.  Es  wäre  töricht,  strengere  Kontroll- 
bestimmungen für  Aktiengesellschaften  und  Banken  zu  er- 
lassen, ohne  vorher  einer  genügenden  Anzahl  von  Fach- 
revisoren die  notwendigen  Ausbildungsmöglichkeiten  zu 
verschaffen.  Der  Neuregelung  der  Kontrolle  bei  Aktiengesell- 
schaften und  Banken  muss  deshalb  die  Neuordung  der  Re- 
visorenfrage vorangehen. 

Im  Verhältnis  zu  vielen  Auslandstaaten,  besonders  aber 
im  Vergleich  zu  England  und  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,^)  wo  die  Berufsrevisoren,  die  „Chartered  Accoun- 
tants",  infolge  der  sehr  grossen  Anforderungen,  die  an  ihre 
Ausbildung  und  an  ihre  Tüchtigkeit  gestellt  werden,  aber 
auch  infolge  der  ausserordentlich  strengen  Wahrung  der 
Standesehre  innerhalb  der  Berufskorporationen  bei  der  Be- 
völkerung hohes  Ansehen  und  Vertrauen  geniessen,  steht  in 

*)  Vgl.  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  3.  Aufl.,  Bd.  IL,  S.  842. 
2)  Vgl.  Sdimid  a.  a.  O.  S.  127  ff.  und  202  ff. ;  ferner  R.  Btigel  a.  a.  O. 
S.  132  und  192  ff. 
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der  Schweiz  das  Bücherrevisionswesen  noch  weit  zurück. 
Es  ist  deshalb  sehr  erfreulich,  dass  von  Seiten  der  Bücher- 
revisoren selbst  die  Initiative  zu  einer  Besserung  der  Lage 
ergriffen  wird.  Revisionsgesellschaften  und  Einzelrevisoren 
haben  sich  deckende  Interessen  an  der  Förderung  der  Aus- 
bildungsmöglichkeiten und  an  der  Wahrung  der  Berufsinteressen 
der  Bücherrevisoren.  Den  Treuhand-Gesellschaften  wird  dadurch 
die  Rekrutierung  eines  tüchtigen  Revisorenpersonals  erleichtert 
und  dem  Berufsrevisor  wird  durch  diese  Bestrebungen  eine 
ihm  gebührende  gesellschaftliche  Stellung  gesichert. 

Der  kleinhche  Konkurrenzneid  gegenüber  den  Treuhand- 
Gesellschaften,  wie  er  etwa  an  den  Verbandstagen  des  Ver- 
bandes deutscher  Bücherrevisoren  zum  Ausdruck  kommt, ^) 
ist  unseres  Erachtens  unbegründet,  da  ja  gerade  die  Treu- 
hand-Gesellschaften es  sind,  die  in  den  letzten  Jahren  zur 
Hebung  und  Entwicklung  der  'Revisionspraxis  am  meisten 
beigetragen  haben  und  da  der  Einzel-Berufsrevisor,  der  sich 
nicht  einer  Revisionsgesellschaft  anschliessen  will,  neben 
dieser  ein  erfolgreiches  Arbeitsfeld,  besonders  in  kleinern  Be- 
trieben, sehr  wohl  findet. 

Von  dem  gemeinsamen  Streben  der  Treuhand-Gesell- 
schaften und  der  Berufsrevisoren  nach  Förderung  des  Revi- 
sionswesens darf  man  sich  viel  versprechen.  Es  ist  zu  begrüssen, 
dass  der  Treuhand-Verband  schweizerischer  Bücherrevisoren 
mit  solcher  Energie  an  die  Lösung  dieser  wichtigen  Frage 
herantritt.  Wir  wollen  hoffen,  dass  Behörden  und  sonstige 
interessierte  Kreise  diesem  guten  Beispiel  folgen  und  dass 
die  nächsten  Jahre  eine  befriedigende  gesetzliche  Regelung 
des  Revisionswesens  und  der  Revisorenfrage  bringen  werden. 

*)  Vgl.  Frankfurter-Zeitung  vom  13.  September  1910. 
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